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Schwierige Verhandlungen 

Seit 1974 ist der Norden Zyperns von türkischem Mi¬ 
litär besetzt. Im März stehen Verhandlungen zur Wie¬ 
dervereinigung an. Ein Interview mit der Partei Akel. 
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Unrealistisch 

Die Antimonopolistische Demokratie zur Entmach¬ 
tung der Monopolbourgeoisie erscheint unrealis¬ 
tisch, argumentieren B. Blach und P. Rodermund. 
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Thema der Woche 


Münchner Kriegstagung 

Deutsche Großmachtpolitiker sind erleichtert: 
Die US-Delegation verkündete auf der Mün¬ 
chener „Sicherheitskonferenz“, dass Präsi¬ 
dent Trump doch zur NATO stehe. 

Kanzlerin Merkel beschrieb in München die 
nächsten Schritte ihrer Regierung in Richtung 
Aufrüstung. Der DKP-Block bei der Demo ge¬ 
gen die Kriegstagung forderte: „Rauf mit den 
Löhnen, runter mit der Rüstung“. 
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Ausspähen unter Freunden 

Der transatlantische „tiefe Staat“ und die Durchsetzung der Kriegspolitik 


D ie Kanzlerin hatte keine Ah¬ 
nung und sie war sehr zufrieden 
damit. Wie ihre großen Vorbil¬ 
der Helmut Kohl, Konrad Adenauer 
oder Franz-Josef Strauß hatte auch 
Angela Merkel genau dann, wenn es 
interessant hätte werden können, kei¬ 
nen Schimmer. Bürgerliche Politiker 
verfügen über die Gnade der pünktli¬ 
chen Amnesie. 

Möglich sogar, dass Merkel tat¬ 
sächlich nichts wusste, als der NSA- 
Untersuchungsausschuss sie am 16. Fe¬ 
bruar als Zeugin befragte. Immerhin 
soll - auf Vorschlag von Ronald Pofal- 
la - eine zusätzliche Hierarchieebene 
eingezogen worden sein, die Merkel 
strukturell von den Geheimdienstin¬ 
formationen abschottete. Klaus Dieter 
Fritsche heißt der neue „Beauftragte 
des Bundes für die Nachrichtendiens¬ 
te“. Natürlich heißt auch Herr Fritsche 
eigentlich Hase,und fand das, wie seine 
Chefin, völlig in Ordnung. 

Wer es wissen wollte, bekam nun 
gewissermaßen amtlich bestätigt, dass 
es da neben dem politische Ausschuss 
der Monopole, der Bundesregierung, 
ein oder mehrere unkontrollierte 
Machtzentren gibt, deren Handlun¬ 
gen sich weder nach Weisungen der 
Regierung noch nach verfassungs¬ 
mäßigen oder juristischen Normen 
richtet. Die Kanzlerin selbst hat den 
„extra-legalen“ Status der „Dienste“ 
bestätigt. Noch nicht Legales wurde 
legalisiert. Der „tiefe Staat“ der Ge¬ 
heimdienste, im Kalten Krieg zu Geld, 
Macht und Einfluss gelangt, ist kein 
Hirngespinst von Verschwörungsthe¬ 
oretikern (auch die herabsetzende 
Zuschreibung „Verschwörungstheo¬ 
rie“ ist ja eine Wortbildung der CIA), 
sondern eine unsere Wahrnehmung 
formende Realität. 

Was für Verfassungsschutz und 
BND gilt, gilt erst recht für CIA und 
NSA. Die 17 Geheimdienste der USA 
verfügen nicht nur über ein globales 
Agenten- und Spionagenetzwerk und 
die Fähigkeit die gesamte globale di¬ 
gitale Kommunikation abzuhören 
und zu speichern, sondern auch über 
zahllose digitale Möglichkeiten und 
tausende Einflussagenten in den Me¬ 
dien, diese Kommunikation aktiv zu 
gestalten. 



lich-industri- 
elle und finanzindustrielle Komplex 
hat nach der Wahlniederlage seiner 
Favoritin Hillary Clinton keinesfalls 
aufgesteckt. Auch die von George So- 
ros initiierte dreitägige Anti-Trump- 
Konferenz im Washingtoner Manda¬ 
rin Hotel macht den Anspruch der 
Washingtoner Machtelite klar, auch 
weiterhin die strategische Marsch¬ 
richtung des „Freien Westens“ be¬ 
stimmen zu wollen. Wahlergebnisse 
hin oder her. 

Wie auch auf der Kriegskonferenz 
am letzten Wochenende in München 
klar wurde, geht es um die Fortfüh¬ 
rung der mit dem Begriff „Washing¬ 
ton-Konsens“ umrissenen neoliberalen 
Wirtschaftspolitik, der dadurch not¬ 
wendigen inneren Aufrüstung und des 
geostrategischen Kriegskurses. Es geht 
um die Beibehaltung einer aggressiven 


Operationszentrale der NSA 

Diese Fähigkeiten der US-Dienste 
werden uns gerade vor Augen geführt. 
US-Sicherheitsberater Michael Flynn 
hatte wohl ein Gespräch mit dem rus¬ 
sischen Botschafter Sergej Kisljak. In 
diesem Gespräch soll es auch um die 
Sanktionen gegen Russland gegangen 
sein. Soweit weder ungewöhnlich noch 
illegal. Doch die CIA hörte das Ge¬ 
spräch ab und stach den Mitschnitt an 
die Washington Post durch. Die folgen¬ 
de Medienkampagne überstand Flynn 
nicht. Trump verlor einen seiner wich¬ 
tigsten Männer. 

Interessanterweise stand nicht die 
Demontage des Geheimdienstes gegen 
die eigene, gewählte Regierung Trump 
im Fokus der veröffentlichten Kritik, 
sondern ein angeblicher Fehler Flynns, 
der Vizepräsident Michael Pence über 
ein eher nebensächliches Detail falsch 
informiert haben soll. Natürlich heißt 
der emotionale Treibsatz hier wieder 
einmal Wladimir Putin. Flynn, so die 
unterschwellige Botschaft, habe die 
USA an den Russen verraten. 

Flynn ist der Sack, Trump der 
Esel. Der militärisch-geheimdienst¬ 


Variante 
imperia¬ 
listischer 
Groß¬ 
machtpoli¬ 
tik. Hier er¬ 
scheint die 
neue Trump- 
Regierung dem US-Establishment als 
potentieller Unsicherheitsfaktor, den 
deutsch-europäischen Eliten als zu¬ 
sätzliches Risiko innerimperialistischer 
Konkurrenz. Trump gilt es einzuhegen, 
besser zu demontieren. 

Noch ist die militärische Super¬ 
macht USA auch für die Durchset¬ 
zung imperialistischer Interessen 
Deutsch-Europas unverzichtbar. Aber 
wie die deutsche Kriegsministerin 
deutlich machte, ist insbesondere die 
deutsche Kriegspartei festen Willens, 
diese strategische Abhängigkeit von 
den USA zu beenden und imperialis¬ 
tische Kriege auch in Eigenregie, „auf 
Augenhöhe mit den USA 4 , führen zu 
können. 

Klaus Wagener 

Kommentar Seite 9 



AUFBRECHEN 

FÜR DEN FRIEDEN 

Nein zur Speerspitze Ost - Frieden mit Russland! 


VORTRAG UND 
DISKUSSION 


FR 31. März 2017 
19.00 Uhr 

Gaststttta Mauritius 


FRIEDENSDEMO 
SA 1. April 2017 
12.00 Uhr 

Schlossplatz 


1990 wurde der alte Kalte Krieg 
durch die KSZE, Konferenz für Si¬ 
cherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, offiziell beendet. Es folg¬ 
ten weitere Schritte der Entspan¬ 
nung zwischen Ost und West wie die 
Begrenzung und Reduzierung kon¬ 
ventioneller Streitkräfte in Europa 
durch den KSE-Vertrag von 1992. 
Heute, ein Vierteljahrhundert da¬ 
nach, rüsten NATO und USA wie¬ 
der auf und demonstrieren ihre 
militärische Stärke mit Panzer¬ 
brigaden und Kampfhubschrau¬ 
bern unmittelbar an den Grenzen 
zu Russland, an der Ostgrenze ih¬ 
res Schritt für Schritt erweiterten 
NATO-Territoriums. 

Hier im Nordwesten Europas befin¬ 
den sich ebenso Strukturen des neu¬ 
en Aufmarsches gegen Russland - 
geführt wird die NATO-Speerspitze 
Ost in Münster durch das Deutsch- 
Niederländische Korps, US-Kriegs- 
gerät wird bereit gehalten in Dül¬ 
men, in Miesau bei Kaiserslautern, 
im niederländischen Eygelshoven 
und in Zutendaal in Belgien. 

Dieses Säbelrasseln macht Europa 
und die Welt nicht sicherer, son¬ 
dern erhöht die Kriegsgefahr. 

Wir rufen auf zum gemeinsamen 
Protest gegen Krieg und Militaris¬ 
mus! 

Nein zur NATO-Kriegslogik, Nein 
zur Speerspitze Ost! 

★ Vortrag und Diskussion 
Referate von Vertretern der Neuen 
Kommunistischen Partei der Nie¬ 
derlande (NCPN) und der DKP 
Freitag, 31. März, 19.00 Uhr 
Gaststätte Mauritius, Münster 

★ Friedensdemo 
Samstag, 1. April, 12.00 Uhr 
Schlossplatz, Münster 


Ein Propaganda-Coup 

Schulz und SPD räumen Fehler der Agenda 2010 ein 


Unverbindlich 

kennenlernen 


Der SPD ist ein beeindruckender 
Coup gelungen. Fernsehen und Rund¬ 
funk sind noch einmal voll mit dem 
wundervollen Martin Schulz. Der ist 
so wundervoll, weil er einräumt, dass 
die SPD mit der Agenda 2010 des 
Gerhard Schröder Fehler gemacht 
hat. Schulz geht sogar so weit, An¬ 
deutungen zu machen, einige Teile 
dieser Agenda rückgängig machen zu 
wollen. Die frohe Botschaft des desi¬ 
gnierten Kanzlerkandidaten ging am 
Montag morgen von einer Konferenz 
in Bielefeld aus, wo sich die Arbeitsge¬ 
meinschaft für Arbeitnehmerfragen in 
der SPD getroffen hatte, um die große 
Versöhnung zwischen Arbeiterschaft 
und sozialdemokratischer Partei zu 
feiern. 


Schulz wurde in seiner Rede in 
Bielefeld an einigen Stellen fast kon¬ 
kret, als er beklagte, welche verhee¬ 
rende Wirkung die Kürzung der Be¬ 
zugsdauer von Arbeitslosengeld I im 
Rahmen der Agenda 2010 hat. Men¬ 
schen, die über „Jahrzehnte gearbeitet 
und Beiträge gezahlt haben“, hätten 
„ein Recht auf Schutz“, sagte er. Inwie¬ 
weit die SPD die Bezugsdauer des Ar¬ 
beitslosengeldes I tatsächlich über das 
derzeit geltende Jahr verlängern will, 
ließ er offen. Zur Rente versprach er, 
eine SPD-geführte Bundesregierung 
werde das Rentenniveau stabilisieren, 
was in der Tat eine Verbesserung ge¬ 
genüber der jetzigen Rentenplanung 
wäre. Auch die Befristung von Ar¬ 
beitsverträgen, ohne dass die Arbeit¬ 


geber dafür einen sachlichen Grund 
nennen müssen, will Schulz seinen 
Worten nach einschränken. 

Die Reaktion auf der Rechten auf 
diesen Schulz-Coup war voraussehbar 
ablehnend. Der BDA-Geschäftsführer 
Steffen Kampeter (und frühere Staats¬ 
sekretär im Bundesfinanzministerium) 
befand, dass die Agenda 2010 für die 
Volkswirtschaft ein großer Segen ge¬ 
wesen sei, „Millionen Menschen Ar¬ 
beit gesichert“ habe und keinesfalls 
rückgängig gemacht werden dürfe. 
Derlei Äußerungen lassen Schulz am 
Ende fast glaubwürdig erscheinen. 

Auf der Linken wird Schulz dafür 
gelobt, weil er die Agenda-Politik we¬ 
nigstens beginnt in Frage zu stellen. 
Der Politikwechsel sei aber wenig 


glaubwürdig. Schulz könne, wenn er 
denn wolle, die Beseitigung der Agen¬ 
da-Folgen schon jetzt durch den Bun¬ 
destag vollziehen. Dass die SPD-Füh- 
rung ernsthaft daran denkt, wieder 
zur Interessenvertreterin der Lohn¬ 
abhängigen zu werden, kann wohl 
ausgeschlossen werden. Stattdessen 
soll eine solche Rolle gespielt wer¬ 
den, um möglichst viele Stimmen bei 
der Wahl wieder zurückzuholen. Den¬ 
noch bleibt eine positive Wirkung der 
Kampagne. Im Bundestagswahlkampf 
spielen die sozialen Auseinanderset¬ 
zungen jetzt wieder die zentrale Rolle. 
Statt um Fremdes und Völkisches geht 
es wieder um Arm und Reich und um 
Kapital gegen Arbeit. 

Lucas Zeise 


Du sammelst Unterschriften,damit 
die DKP zu Bundestags- oder Land¬ 
tagswahlen kandidieren kann? In 
den Gesprächen mit Nachbarin¬ 
nen und Freunden, am Arbeits¬ 
platz und am Infostand wollen wir 
Menschen die Gelegenheit geben, 
die Auffassungen der DKP kennen¬ 
zulernen. Und wir bieten ihnen an, 
die Zeitung der DKP kennenzuler¬ 
nen - sechs Wochen, kostenlos, un¬ 
verbindlich. 

Für deine Kollegen und Ge¬ 
sprächspartnerinnen liegt dieser 
Ausgabe eine Liste für Probeabos 
bei. Ausfüllen, an den Compress- 
Verlag schicken - damit aus einem 
unverbindlichen Kennenlernen 
eine festere Bindung wird. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst 


Rainer Perschewski betrachtet die Gewerkschaftsaktionen in Berlin 

Große Beteiligung an 
den Warnstreiks 



Mit einer großen Beteiligung an den 
Warnstreiks konnten die Gewerk¬ 
schaften des Öffentlichen Dienstes, 
ver.di und GEW unter Teilnahme des 
Deutschen Beamtenbundes, den Druck 
auf die Verhandlungen mit der Tarif¬ 
gemeinschaft der Länder deutlich er¬ 
höhen. In Berlin zeigten sich die Ver¬ 
handlungsführer der Gewerkschaften 
sichtlich beeindruckt von den über 
8000 streikenden Beschäftigten und 
rund 10 000 Teilnehmern an den Kund¬ 
gebungen. Über zwei Tage lang be¬ 
stimmten die Gewerkschafter das Bild 
der Berliner Innenstadt, und selbst am 
Abend konnte man bei Teilnehmern 
der Kundgebung noch die ausgelassene 
Stimmung über diesen Erfolg spüren. 

Die Forderungen der Gewerkschaf¬ 
ten waren differenziert: Keine Forde¬ 
rung nach einer einmaligen, linearen 
Gehaltserhöhung, sondern ein Bündel 
mit abgestuften Forderungen für unter¬ 
schiedliche Beschäftigtengruppen, die 
zum Teil struktureller Natur sind, zum 
Teil rein finanzieller Natur. Eins der 
wichtigsten Anliegen war aber, insbe¬ 
sondere für die niedrigen Gehaltsgrup¬ 
pen eine soziale Komponente durch¬ 
zusetzen. Das Gesamtpaket umfasste 
eine Lohnerhöhung um sechs Prozent 
oder sieben Milliarden Euro, was die 
Bundesländer natürlich brüskiert zu¬ 
rückwiesen. Der Vorsitzende der Tarif¬ 
gemeinschaft der Länder, Peter-Jürgen 
Schneider, verkündete im Vorwege der 
Verhandlungen, trotz derzeit guter Ein¬ 
kommenslage der Länderkassen eine 
„strikte Ausgabendisziplin“ durchzu¬ 
setzen. 

Die DKP Berlin unterstrich in ihrer 
Solidaritätserklärung an die Gewerk¬ 
schaften, dass die „Ausgabendisziplin“ 


den weiteren Substanzverzehr bei der 
öffentlichen Daseinsvorsorge bedeutet. 
Die Berliner Landesorganisation der 
DKP machte deutlich, dass diese Ver¬ 
weigerungshaltung durchbrochen wer¬ 
den muss, vor allem darf der Öffentli¬ 
che Dienst nicht weiter abgehängt wer¬ 
den. Ausdrücklich begrüßte die DKP 
daher das Festhalten der Gewerkschaf¬ 
ten an der sozialen Komponente. 

Die Streikaktionen zeigten Wir¬ 
kung: Im Einzelnen sieht die Einigung 
eine tabellenwirksame Anhebung der 
Gehälter um 2,0 Prozent rückwirkend 
zum 1. Januar 2017 beziehungsweise 
um 75 Euro Mindestbetrag als soziale 
Komponente vor. Ein weiterer Anhe¬ 
bungsschritt um 2,35 Prozent erfolgt 
zum 1. Januar 2018. Dazu kommt die 
Einführung einer neuen Entgeltgrup¬ 
pe, die älteren Beschäftigten zugute 
kommt. Im Weiteren wurde eine Pro¬ 
zessvereinbarung über die Aushand¬ 
lung einer neuen Entgeltordnung ver¬ 
abredet, von der künftig insbesonde¬ 
re die Beschäftigten im Sozial- und 
Erziehungsdienst und dem Pflegebe¬ 
reich profitieren sollen. Bis zu einer 
Einigung, die in der Tarifrunde 2019 
angestrebt wird, erhalten Sozialar¬ 
beiter je nach Eingruppierung 50 bis 
100 Euro mehr pro Monat, Erziehe¬ 
rinnen und Kita-Leitungen 80 Euro. 
Nach Angaben von Gewerkschaftern 
machen die Mindesterhöhungen für 
viele Beschäftigte deutlich mehr aus 
als die lineare Lohnerhöhung. Es sei 
auch ein spürbarer Einstieg für eine 
Angleichung des Sozial- und Erzie¬ 
hungsdienstes an den TVÖD erreicht 
worden. Eine Einigung in dieser Grö¬ 
ßenordnung hielten viele Beobachter 
nicht für möglich. 


Plötzlich ist 

Zwei Verhandlungsrunden bewegte 
sich nichts bei Peter-Jürgen Schnei¬ 
der, dem Vertreter der Länder. Ge¬ 
meinsam mit der Riege seiner Minis¬ 
terpräsidenten hörten wir seit Novem¬ 
ber die uns seit Jahren bekannte Leier 
„zu teuer und nicht bezahlbar“. Doch 
bei der dritten Verhandlungsrunde in 
Potsdam war plötzlich alles ganz an¬ 
ders. Gewerkschaften und Länderver¬ 
tretungen einigten sich auf einen neu¬ 
en Tarifvertrag der Länder (TV-L). Am 
Freitagabend (17. Februar) waren alle 
zufrieden. Obwohl ein Tag vorher noch 
nicht mal ein Angebot Vorgelegen ha¬ 
ben soll. 

Rund eine Million Länderangestell¬ 
te im öffentlichen Dienst bekommen in 
den nächsten zwei Jahren 4,35 Prozent 
mehr Gehalt. Die lineare Erhöhung 
wird in zwei Schritten rückwirkend 
zum 1. Januar 2017 und ab 1. Oktober 
2018 erfolgen. Für die untersten Lohn¬ 
gruppen sind mindestens 75 Euro vor¬ 
gesehen. Verständigt wurde sich auch 
darauf, die Länder-Besoldungstabellen 
an die des Bundes und der Kommunen 
anzupassen. 

Dadurch kommen vor allem ange- 
stellte Lehrer jeden Monat bis zu 150 
Euro mehr. Allerdings betrifft dies 
überwiegend Lehrer in den neuen Bun¬ 
desländern. Die wurden nach 1989 nur 
als Angestellte eingestellt. Die Kosten 
dazu halten sich in Grenzen. Viele der 
dortigen Lehrkräfte stehen mittlerwei¬ 
le kurz vor dem Ruhestand. 

Vielleicht auch deshalb konnte die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen- 


alles gut 

schaft (GEW) die Einführung einer 
Stufe 6 durchsetzen. Diese Stufe wird 
für die Entgeltgruppen 9 bis 15 drei 
Prozent über den Entgeltwerten der 
bisherigen Stufe 5 des TV-L liegen. Sie 
wurde in zwei Abschnitten mit 1,5 Pro¬ 
zent zum 1. Januar 2018 und 1,5 Prozent 
zum 1. Oktober 2018 vereinbart. 

Obwohl die Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) in zahlreichen Ak¬ 
tionen für die Jugend und auch in Ta¬ 
rifrunden deutliche Erhöhungen der 
Ausbildungsvergütungen forderte, be¬ 
kommen diese lediglich jeweils 35 Euro 
in zwei Schritten. Die Übernahme ei¬ 
nes Lernmittelzuschusses von jährlich 
50 Euro wurde gleich wieder einge¬ 
stampft. Beim Urlaub gibt es künftig 29 
Tage für Azubis. Keine Einigung gab es 
auch darüber, wie die schulischen Aus¬ 
bildungsgänge in den Geltungsbereich 
der Tarifverträge der Azubis einbezo¬ 
gen werden. 

Auch und gerade für die Beschäf¬ 
tigten im Sozial- und Erziehungsdienst 
und im Pflegebereich der Länder gibt 
es kein besseres Ergebnis. Verabredet 
wurde lediglich eine Prozessvereinba¬ 
rung über die Aushandlung einer neu¬ 
en Entgeltordnung. Bis zu einer Eini¬ 
gung, die in der Tarifrunde 2019 ange¬ 
strebt wird, erhalten die Beschäftigten 
je nach Eingruppierung 50 bis 100 Euro 
mehr pro Monat. Erzieherinnen und 
Kita-Leitungen 80 Euro. 

Das jetzige Ergebnis von zwei Pro¬ 
zent brutto deckt nicht einmal den In¬ 
flationsausgleich. Wie das statistische 
Bundesamt Wiesbaden veröffentlich¬ 


te, lag die Inflationsrate im Januar 2017 
bei 1,9 Prozent. So sind die Kosten für 
Energie und Kraftstoffe um 5,8 und 
Nahrungsmittel um 3,2 Prozent höher 
als im Januar 2016. Hinzu kommen ex¬ 
plosionsartige Steigerungen bei den 
Mieten. 

Einen Vorgeschmack auf Rot-Rot 
im Land oder zukünftig im Bund lie¬ 
ferte sich die Landesregierung in Thü¬ 
ringen. Gab es schon während des 
Arbeitskampfes keine Unterstützung 
durch den Ministerpräsidenten Bodo 
Ramelow (Partei „Die Linke“) für die 
Beschäftigten und ihre gewerkschaft¬ 
lichen Forderungen, so äußerte sich 
unmittelbar nach bekannt werden des 
Ergebnisses dessen Finanzministerin 
Heike Taubert (SPD) gegenüber dpa. 
„Thüringen müsste bis Ende 2018 rund 
98 Millionen Euro dafür aufbringen. 
Spielräume bei freiwilligen Leistun¬ 
gen würden deshalb dauerhaft einge¬ 
schränkt“. Thüringen, Mecklenburg- 
Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
hatten der Tarifvereinbarung nicht zu¬ 
gestimmt. 

ver.di, der Deutsche Beamten¬ 
bund (dbb) und die GEW forderten 
ursprünglich sechs Prozent mehr Ge¬ 
halt für ein Jahr. Schon zu Beginn der 
Tarifauseinandersetzung im Januar gab 
es erste Anzeichen für einen nicht allzu 
langen Arbeitskampf. Insider, sowohl 
aus dem dbb als auch bei ver.di begrün¬ 
deten dies mit dem Wahljahr 2017. Eine 
Rücksichtnahme, die von Teilen der or¬ 
ganisierten Beschäftigten im öffentli¬ 
chen Dienst kritisch kommentiert wird. 



Gegen Protektionismus und Renationalisierung 


Dokumentiert 


Mit einer gemeinsamen Erklärung haben sich die Gesamtbetriebsratsvor¬ 
sitzenden der deutschen Automobilindustrie am 14. Februar 2017 gegen 
die von US-Präsident Trump angekündigten Strafzölle auf ausländische 
Waren gewandt, die wir im folgenden dokumentieren. Sie bekennen sich 
darin zum Standort Deutschland und zum Freihandel, wie er u.a. mit dem 
Abkommen CETA geregelt wird. 


Mit großer Sorge verfolgen IG Metall 
und Betriebsräte der deutschen Auto¬ 
mobilindustrie die Ankündigung des 
US-amerikanischen Präsidenten, Straf¬ 
zölle auf ausländische Waren zu erhe¬ 
ben. Die deutsche Automobilindustrie, 
die im letzten Jahr allein in die USA 
Fahrzeuge und Fahrzeugteile im Wert 
von ca. 30 Milliarden Euro exportiert 
hat, wäre hiervon in besonderer Weise 
betroffen. 

Die USA sind für die deutsche Au¬ 
tomobilindustrie nicht nur ein gewich¬ 


tiger Absatzmarkt, sondern auch ein 
ebenso wichtiger Produktionsstandort. 
Daimler, Volkswagen und BMW sind 
mit vollwertigen Automobilwerken 
in den USA vertreten, und Zulieferer 
wie Bosch, Conti, ZF und Mahle pro¬ 
duzieren seit vielen Jahren in den USA. 
Die US-amerikanischen Standorte der 
deutschen Automobilindustrie sind 
Teil international hochgradig vernetz¬ 
ter Wertschöpfungsketten. Gleiches gilt 
für die Standorte von Ford und Opel in 
Deutschland. Damit diese funktionieren, 


braucht es offene Märkte und ein faires 
Handelssystem. 

Den Vorwurf unlauterer Wettbe¬ 
werbsbedingungen weisen wir entschie¬ 
den zurück. Als Arbeitnehmervertreter 
haben wir entscheidenden Anteil dar¬ 
an, dass die Absatz- und Exporterfol¬ 
ge der deutschen Automobilindustrie 
nichts mit Lohn- und Sozialdumping 
zu tun haben. Starke Gewerkschaften 
und Betriebsräte, eine hohe Tarifbin¬ 
dung, die gute und sichere Einkommen 
sicherstellt, sowie ausgeprägte Schutz- 
und Mitbestimmungsrechte für die Be¬ 
schäftigten bilden das Fundament der 
deutschen Automobilindustrie. Auf die¬ 
ser Grundlage bestehen die deutschen 
Automobilbauer mit hochwertigen Pro¬ 
dukten im internationalen Qualitäts¬ 
wettbewerb. 


Wir setzen uns vehement dafür ein, 
der protektionistischen Stoßrichtung der 
US-Politik klare Signale der Zusammen¬ 
arbeit entgegenzusetzen. Dabei bauen 
wir auf ökonomische Vernunft: Große 
Teile der US-Industrie sind auf Zwi¬ 
schenprodukte und Technologien aus 
Deutschland und anderen Regionen an¬ 
gewiesen. Abschottung und Isolierung 
sind in einer Welt, die über integrierte 
Wertschöpfungsketten, internationale 
Wissensnetze und digitale Technologi¬ 
en jeden Tag mehr zusammenrückt, der 
völlig falsche Weg. 

Mit dem CETA-Abkommen haben 
Europa und Kanada wesentliche Fort¬ 
schritte erzielt, die unter Beweis stellen, 
dass internationale Handelsabkommen 
den Ansprüchen eines fairen Welthan¬ 
dels gerecht werden können. Dennoch 


sind diese, insbesondere was ihre Durch¬ 
setzungsfähigkeit angeht, noch nicht aus¬ 
reichend. Im Interesse der Automobilin¬ 
dustrie und ihrer Beschäftigten fordern 
wir faire internationale Spielregeln so¬ 
wie Wettbewerbs- und Marktzugangsbe¬ 
dingungen „auf Augenhöhe“. In der po¬ 
litischen Auseinandersetzung gilt es, die 
Grundsätze von fairem Handel und ho¬ 
hen sozialen Standards gegen Angriffe 
jeder Art entschlossen zu verteidigen! 

Michael Brecht/Daimler, AchimDietrich/ 
ZF, Lorenz Pfau/Continental, Martin Hen- 
nig/Ford, Uwe Hück/Porsche, Norbert Len- 
hard/Schäffler, Alfred Löckle/Bosch, Peter 
Mosch/Audi, Bernd Osterloh/VW, Wolf¬ 
gang Schäfer-Klug/Opel, Manfred Scho¬ 
ch/BMW, Uwe Schwarte/Mahle, Athana- 
sios Stimoniaris/MAN, Norbert Völkl/SKF 
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Bewegung an der Saar 

ver.di verabschiedet drei Prüfsteine für die Pflege und droht mit Streik 



A m 14. Februar trafen sich in 
Saarbrücken erneut die Tarif¬ 
beraterinnen der saarländi¬ 
schen Krankenhäuser. Dieses Tref¬ 
fen war auf der Streikkonferenz am 
29.Januar (UZ vom 10.2.) festgelegt 
worden. Im Mittelpunkt der Beratung 
stand die Bewertung des gemeinsa¬ 
men Papiers zwischen Krankenhaus¬ 
gesellschaft und dem saarländischen 
Gesundheitsministerium. 115 Vertre¬ 
terinnen der Stationen und Abteilun¬ 
gen der Krankenhäuser beschlossen 
nach intensiver Diskussion einstimmig 
in einer Resolution „Drei Prüfsteine 
für die Pflege.“ 

Es heißt darin: „Es ist einiges in Be¬ 
wegung. Der Arbeitskampf für Entlas¬ 
tung und mehr Personal ist nicht vom 
Tisch. Wir stellen drei Prüfsteine auf 
und rufen zum Streik, wenn die Über¬ 
prüfung ergibt, dass man uns nicht ernst 
nimmt. 

1. Mit der Saarländischen Kranken¬ 
hausgesellschaft und der Gesundheits¬ 
ministerin demonstrieren wir am 8. 
März 2017 für mehr Personal und deren 
Refinanzierung. Wir erwarten, dass an 
diesem Tag für die Demonstration und 
Kundgebung lediglich mit einer Sonn¬ 
tagsbesetzung gearbeitet wird und den 
Beschäftigten so die Möglichkeit gege¬ 
ben wird, für ihre Anliegen zu demons¬ 
trieren. Ist das nicht der Fall, wird ver. 
di zum Streik rufen. 

2. Die Arbeitgeber betonen in der 
aktuellen Auseinandersetzung, dass 
sie zu Entlastungsmaßnahmen bereit 
sind und auch mehr Pflegepersonal 
einstellen wollen, sofern die Refinan¬ 
zierung gewährleistet wird. Dennoch 
entlassen wir die Krankenhausbetrei¬ 
ber nicht aus ihrer Verantwortung für 
unsere Gesundheit. Recht und Gesetz 
gelten auch schon heute. So verlangen 
sowohl alle Tarifverträge als auch die 
Arbeitsvertraglichen Regelungen bei 
den kirchlichen Häusern, dass Beschäf¬ 
tigte innerhalb von zwei Wochen zwei 
arbeitsfreie Tage erhalten, hiervon soll 
ein freier Tag auf einen Sonntag fallen. 
Das halten die Arbeitgeber nicht ein. 
Sollte das weiter der Fall sein, dann 
werden wir noch vor den Landtagswah¬ 
len zum Streik aufrufen und den saar¬ 
ländischen Landtag umzingeln. 

3. Wenn im Rahmen der Koalitions- 
Verhandlungen der neuen Landesregie¬ 
rung keine Vorhaben zur Bekämpfung 
des Pflegenotstandes in den Kranken¬ 
häusern festgelegt werden, dann rufen 
wir im Mai erneut zu einem Streik auf. 

Die Entscheidungen, was wir tun, 
werden wir auf einem Tarifberaterin- 


nen-Treffen am 13. März 2017 um 16.30 
Uhr treffen.“ 

In der Resolution wird noch einmal 
dokumentiert wie der Weg bis hierhin 
war, wie und mit welchen Aktionen, 
Initiativen und Beratungen der Druck 
entwickelt wurde. Und weiter heißt es: 
„Wir wissen, dass wir viele Probleme 
grundsätzlich leider nicht im Saarland 
lösen können. Wir stellen nur ein Acht¬ 
zigstel der Bevölkerung und lediglich 
gerade etwas mehr als ein Prozent der 
Krankenhäuser befinden sich in unse¬ 
rem Land. Trotzdem kann man im Saar¬ 
land den ersten Schritt gehen, denn 
Großes entsteht im Kleinen. 

Wir lassen deshalb nicht nach und 
lassen niemanden aus der Verantwor¬ 
tung, weder Bundesregierung, noch 
Landesregierung, noch Arbeitgeber, 
noch Krankenkassen, noch die Partei¬ 
en. Wir freuen uns, wenn viele Kräfte 
uns zustimmen und mit uns gegen den 
Pflegenotstand kämpfen wollen und er¬ 
kennen, dass es in Berlin eine andere 
Politik geben muss. Aber wir bleiben 
misstrauisch. Um unserem gemeinsa¬ 
men Anliegen eine Chance zu geben, 
bekräftigen wir die Resolution vom 23. 
Januar und setzen die Vorbereitungen 
für die geplante Urabstimmung aus. 
Nach unserer Einschätzung sind bis 


heute neun Krankenhäuser im Saar¬ 
land streik- und damit durchsetzungs¬ 
fähig und in der Lage einen längeren 
Streik durchzustehen. Das sind noch 
nicht elf. Daran werden wir weiter ar¬ 
beiten.“ 

Erneut werden die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages kritisiert, 
die keine gesetzliche Personalbemes¬ 
sung verabschieden, obwohl nach Aus¬ 
sagen der Parteien unabhängig von der 
aktuellen Koalition schon heute eine 
Mehrheit für eine gesetzliche Perso¬ 
nalbemessung vorhanden ist. Kriti¬ 
siert wird die Landesregierung, welche 
die notwendigen Investitionen für die 
saarländischen Krankenhäuser wei¬ 
terhin nicht zur Verfügung stellt. Die 
Investitionen sollen zwar um fünf Mil¬ 
lionen Euro erhöht werden, hegen da¬ 
mit aber immer noch etwa mit 50 Mil¬ 
lionen Euro unter dem tatsächlichen 
Bedarf. 

Erklärung der DKP 

Die DKP Saarland fordert in einer Er¬ 
klärung die Landesregierung und die 
Regierungsparteien CDU und SPD auf, 
den akuten Pflegenotstand in den saar¬ 
ländischen Krankenhäusern endlich 
zu beseitigen: „Die Landesregierung 
muss endlich ihren Verpflichtungen 


nachkommen und die verweigerten 50 
Millionen Euro jährlich für Investitio¬ 
nen zur Verfügung stellen. Wir fordern 
von der CDU und dem CDU-geführten 
Gesundheitsministerium, nicht nur ver¬ 
bal die notwendige Verbesserung der 
Pflege im Land anzukündigen, sondern 
nachvollziehbar und umgehend etwas 
Konkretes zu tun. Wir fordern von der 
SPD, den Ankündigungen ihres Kanz¬ 
lerkandidaten Schulz, für mehr sozi¬ 
ale Gerechtigkeit im Land zu sorgen, 
im Saarland schon mal konkrete Taten 
folgen zu lassen und dafür in der Koali¬ 
tion aktiv zu werden. Wir erwarten von 
der Partei die Linke jetzt eine Initiative 
im Landtag zur Bekämpfung des Pfle¬ 
genotstandes. 

Wir fordern: Die Pflegekräfte brau¬ 
chen Entlastung - Jetzt. Die Patienten 
benötigen bessere Versorgung - Jetzt. 

Schluss damit, den Pflegenotstand 
bis nach der Landtagswahl auszusitzen! 
Die CDU-Ministerpräsidentin muss 
jetzt Farbe bekennen! 

Die DKP fordert: Schluss mit der 
Kaputtsparpolitik! Millionäre endlich 
zur Kasse! Die DKP unterstützt die 
Forderungen von ver.di. Wir werden 
die Demonstration am 8. März in Saar¬ 
brücken aktiv mit vorbereiten.“ 

Artur Moses 


Hartz IV hilft Lohndrückern 

Mehrheit von Hartz-IV-Empfängern bleibt jahrelang im Bezug - Sanktionspraxis drückt Lohnniveau 


Jeder zehnte Deutsche im Alter bis 65 
Jahren ist inzwischen auf Hartz IV ange¬ 
wiesen und viele sind dauerhaft in die¬ 
sem Zwangssystem gefangen. Zu die¬ 
sem Ergebnis kommt das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB), ein Forschungsinstitut der Bun¬ 
desagentur für Arbeit, in einem Anfang 
Februar erschienenen Bericht (04/2017). 

Als das Arbeitslosengeld II einge¬ 
führt wurde, wurde diesem das Prin¬ 
zip „Fordern und Fördern“ zugrunde 
gelegt. Menschen, denen Einkünfte 
fehlen oder die nur ein geringes Ein¬ 
kommen vorweisen können, sollten 
sowohl finanziell unterstützt werden 
als auch dabei, wieder so schnell wie 
möglich in Lohnarbeit zu kommen. 
Im Gegenzug verpflichten sich die Be¬ 
troffen, nicht nur ihre finanzielle Lage 
dem Amt offenzulegen sondern auch 
bei Androhung von harten Strafen jede 
ihnen angebotene Maßnahme oder Ar¬ 
beitsstelle anzunehmen. Für Viele be¬ 
schränkt sich Hartz IV allerdings auf 
das „Fordern“; eine Arbeitsstelle mit 
ausreichendem Lohn bekommen sie 
nur selten vermittelt. 

Die Wissenschaftler konstatieren, 
dass bei den „bisherigen Bezugsdauern 


der hochgerechnet etwa sechs Millio¬ 
nen Leistungsbeziehenden im Dezem¬ 
ber 2014“ lange Bezugsdauern überwie¬ 
gen. Knapp die Hälfte weise „zu die¬ 
sem Zeitpunkt eine ununterbrochene 
Bezugsdauer von vier Jahren und mehr 
auf“. Würden alle Bezugszeiten seit 2005 
berücksichtigt, „summieren sich diese 
für 69 Prozent der Personen auf vier 
Jahre und mehr“. Lediglich neun Pro¬ 
zent der Betroffenen bezog demnach 
weniger als ein Jahr Transferleistungen. 

Hervorgehoben werden muss da¬ 
bei, dass die Bezugszeit nicht gleichbe¬ 
deutend ist mit Arbeitslosigkeit. Etwa 
30 Prozent „der erwerbsfähigen Leis¬ 
tungsbezieher“ seien auch erwerbstätig, 
heißt es in dem Bericht. Sie seien viel¬ 
fach in Voll- oder Teilzeit beschäftigt, 
aber ihr Lohn fällt so gering aus oder 
sie haben Kinder zu versorgen, dass sie 
dennoch auf Hartz IV angewiesen sind. 

Tun Hartz-IV-Empfänger nicht, 
was die Jobcenter von ihnen erwarten, 
drohen ihnen teils drastische finanziel¬ 
le Einbußen. Nehmen sie beispielswei¬ 
se erstmals eine als zumutbar geltende 
Arbeit nicht an, können ihnen von den 
knapp 400 Euro für einen Alleinste¬ 
henden 30 Prozent gestrichen werden. 


Ist der Betroffene dagegen noch keine 
25 Jahre alt, wird ihm bis auf die Kos¬ 
ten für die Unterkunft alles gestrichen. 

Ziel dieser Sanktionspraxis ist es, 
Druck auf das Lohngefüge auszu¬ 
üben. In einem weiteren IAB-Bericht 
(05/2017) heißt es, dass schon die Mög¬ 
lichkeit einer Sanktion Hartz-IV-Emp- 
fänger dazu bewegt, „intensiver nach 
Arbeit zu suchen und Stellenangebo¬ 
te in Betracht zu ziehen, die ansonsten 
beispielsweise wegen einer zu gerin¬ 
gen Entlohnung nicht infrage gekom¬ 
men wären“. Eine Sanktion verstärke 
diese Wirkung noch zusätzlich. Als zu¬ 
mutbar gilt jede Arbeit, die nicht sitten¬ 
widrig ist. Somit kann sich ein Hartz- 
IV-Empfänger nicht darauf berufen, er 
lehne eine Arbeitsstelle ab, weil kein 
Tariflohn gezahlt werde. Das ortübli- 
che Lohnniveau kann ebenfalls deut¬ 
lich unterschritten werden. Sittenwidrig 
wird die Bezahlung nämlich erst, wenn 
das ortsübliche Niveau um ein Drittel 
unterschritten wird. 

Sanktionen können verheerende 
Folgen haben, was den Jobcenter-Mit¬ 
arbeitern sehr wohl bekannt ist. Schwe¬ 
re Sanktionen würden von ihnen ten¬ 
denziell kritisch gesehen, heißt es in 


der Studie. Denn es bestehe die Mög¬ 
lichkeit, dass Menschen in die Obdach¬ 
losigkeit geschickt werden. Auf jeden 
Fall bringen sie erhebliche Einschrän¬ 
kungen in den Lebensbedingungen mit 
sich: „Dazu gehörten unter anderem 
eine teils eingeschränkte Ernährung, 
teils Zahlungsrückstände verbunden 
mit der Sperrung der Energieversor¬ 
gung und bei einigen Totalsanktionier¬ 
ten der Verlust ihrer Wohnungen“. 

Im Schnitt waren 2016 monatlich 
134390 Menschen von Leistungskür¬ 
zungen betroffen, berichtet die Funke 
Mediengruppe unter Berufung auf eine 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
Anfrage der Linken. 2015 waren es mit 
131520 noch rund 3 000 Betroffene we¬ 
niger. Oftmals bestraften die Jobcen¬ 
ter auch willkürlich: Im vergangenen 
Jahr wurden 5 485 Klagen gegen die 
Sanktionen entschieden, wobei in 38 
Prozent der Fälle gegen die Jobcenter 
entschieden wurde. Ähnlich sieht es bei 
den Widersprüchen aus, die die Betrof¬ 
fenen gegen die Sanktionen einlegten: 
In 18 667 von insgesamt 50 805 Fällen 
wurde ihnen ganz oder teilweise statt¬ 
gegeben, was ein Anteil von 37 Prozent 
ist. Bernd Müller 


EU-Parlament fürCETA 

Das EU-Parlament hat dem Freihan¬ 
delsabkommen der Europäischen 
Union mit Kanada CETA mit 408 
zu 254 Stimmen zugestimmt. Die 3,5 
Millionen EU-Bürger, die mit ihrer 
Unterschrift gegen das Abkommen 
gestimmt hatten, blieben genauso 
unberücksichtigt wie die Warnungen 
von Verbänden und die Demonstra¬ 
tionen gegen das Abkommen. Dieje¬ 
nigen Teile des Abkommens, die vor 
allem den Abbau von Zöllen vorse¬ 
hen, treten damit noch im Frühjahr 
in Kraft, andere erst nach der Rati¬ 
fizierung durch die Mitgliedsstaaten. 

Ein starkes Zeichen für fairen 
Handel sieht die Industriegewerk¬ 
schaft IG BCE in CETA. Das Ab¬ 
kommen sei „ein Paradebeispiel da¬ 
für, wie ein Handelsabkommen mit 
Protesten und sachlicher Argumenta¬ 
tion zum Besseren gewendet werden 
kann“, sagte der Vorsitzende der IG 
BCE, Michael Vassiliadis. „In Zeiten, 
in denen andere dem Protektionis¬ 
mus das Wort reden, setzen Europäer 
und Kanadier ein starkes Zeichen für 
fairen Handel zu beiderseitigem Vor¬ 
teil.“ Zudem hätten sich beide Seiten 
auf „hohe soziale Standards ver¬ 
ständigt“, und der gewerkschaftliche 
Einfluss in Kanada würde gestärkt 
werden. Etwas zurückhaltender ar¬ 
gumentiert der DGB-Vorsitzende 
Reiner Hoffmann. „Für den DGB 
ist klar: CETA ist in vielen Punk¬ 
ten zwar deutlich verbessert worden, 
aber es reicht nicht aus“, verlautbarte 
er in einer Pressemitteilung. 

Chinesischer Aktionär 
bei Deutscher Bank 

Das chinesische Finanz-Konglomerat 
HNA wird zum Großaktionär der 
Deutschen Bank. HNA hat nach ei¬ 
genen Angaben Aktien im Wert von 
755 Mio. Euro an Deutschlands größ¬ 
tem Geldhaus gekauft und hält da¬ 
mit 3,04 Prozent, wie der Investor am 
Freitag mitteilte. Die Chinesen erwä¬ 
gen, noch mehr Geld in die Deutsche 
Bank zu stecken. HNA ist schon jetzt 
der drittgrößte Aktionär. Katars Ex- 
Premier Hamad Bin Jassim Bin Ja- 
bor Al-Thani (HB J) und sein Cousin 
Hamad Bin Khalifa Al-Thani hal¬ 
ten zusammen gut sechs Prozent der 
Anteile, der US-Vermögensverwalter 
Blackrock ebenfalls. 

Tolle Nachrichten bei 
Opel-Ubernahme 

Bei einem Treffen im Kanzleramt 
mit dem „Opel-Beauftragten“ von 
Bund und Ländern, Matthias Mach¬ 
nig, Verkehrsstaatssekretär Micha¬ 
el Odenwald und Angela Merkels 
Wirtschaftsberater Lars-Hendrik 
Roller soll der PSA-Spitzenmana- 
ger Olivier Bourges versichert ha¬ 
ben, dass die Eigenständigkeit von 
Opel und bestehende Verträge wie 
die Betriebs Vereinbarung nicht an¬ 
getastet werden sollen. Bis Ende 
2018 soll es demnach keine be¬ 
triebsbedingten Kündigungen ge¬ 
ben. Die Beschäftigten bei Opel 
werden über diese tolle Nachricht 
gejubelt haben. Die französische 
PSA verhandelt mit General Mo¬ 
tors über den Kauf von Opel. 

Hanjin wird 
abgewickelt 

Die südkoreanische Reederei Han¬ 
jin wird abgewickelt. Ein Gericht in 
Seoul hatte das Unternehmen für 
pleite erklärt. Die früher größte 
Reederei Südkoreas und Nummer 
sieben weltweit hatte bis zum Zeit¬ 
punkt des Konkursantrags umge¬ 
rechnet 5,37 Mrd. Dollar Schulden. 

Chef von Samsung 
in Haft 

Der Chef und größte Eigentümer 
von Samsung, Jay Y. Lee befindet 
sich in Haft. Dem Erben eines der 
größten Konglomerate (Chaebol) 
Südkoreas wird vorgeworfen, umge¬ 
rechnet 34 Mio. Euro Schmiergeld 
an Organisationen im Umfeld der 
Präsidentin Park Geun-hye gezahlt 
zu haben, um sich die Zustimmung 
eines staatlichen Pensionsfonds zu 
einer Firmenfusion innerhalb der 
Samsung-Gruppe zu sichern. 
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Polizei reitet in 
Sitzblockade 

Etwa 300 Menschen demonstrier¬ 
ten am letzten Freitag gegen den 
Naziaufmarsch von „Karlsruhe 
wehrt sich“. Etwa 80 Personen be¬ 
setzten die Strecke, auf der die Na¬ 
zis wieder zurück zu ihrem Aus¬ 
gangspunkt laufen wollten. Ohne 
Aufforderung die Straße zu verlas¬ 
sen ritt eine Reiterstaffel der Polizei 
in die Menschenmenge. Die nach¬ 
folgenden Einsatzhundertschaften 
prügelten, Angaben von Antifa¬ 
schisten zufolge, „in Hooliganma¬ 
nier“ auf die Menschen ein, die sich 
auf der Straße befanden. Mehrere 
Menschen wurden verletzt, einige 
festgenommen. 

Linkspartei diskutiert 
Wahlprogramm 

Wie vorher in Hamburg, Leipzig 
und Bergheim diskutierten am ver¬ 
gangenen Samstag in Frankfurt am 
Main Mitglieder der Partei „Die 
Linke“ über den Entwurf des Wahl¬ 
programms der Partei zu den Bun¬ 
destagswahlen. Zum Entwurf gab 
es viel Zustimmung, aber auch ra¬ 
dikalere Forderungen wurden ge¬ 
stellt wie die, dem sozial-ökologi¬ 
schen Wandel einen größeren Stel¬ 
lenwert einzuräumen oder wie jene, 
die Vergesellschaftung der Produk¬ 
tionsmittel mehr in den Mittelpunkt 
zu stellen. Das Wahlprogramm soll 
im Juni verabschiedet werden. 

Querstellen gegen AfD 

Am kommenden Wochenende will 
die Alternative für Deutschland 
(AfD) in der Essener Messe ihre 
Landesliste für die kommende Bun¬ 
destagswahl aufstellen. Das Bünd¬ 
nis „Essen stellt sich quer“ ruft zu 
Protesten gegen den AfD-Parteitag 
auf. Am 22. und 23. April führt die 
AfD im Maritim-Hotel in Köln ih¬ 
ren Bundesparteitag durch. Mehr 
als 70 Verbände haben sich zum 
Bündnis „Kein Veedel für Rassis¬ 
mus“ zusammengeschlossen. An¬ 
tifaschisten rufen bundesweit zur 
Blockade des Tagungshotels auf. 

Reichtum umverteilen 

Zum „Welttag der Sozialen Ge¬ 
rechtigkeit“ am vergangenen Mon¬ 
tag haben verschiedene Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände sowie Ge¬ 
werkschaften eine „steuerpoliti¬ 
sche Kehrtwende zur Finanzierung 
von mehr sozialer Sicherheit und 
notwendigen Investitionen in das 
Gemeinwesen“ gefordert. Der ver. 
di Vorsitzende Frank Bsirske for¬ 
derte eine Steuerpolitik, „die den 
Reichtum im Lande so umverteilt, 
dass die Beschäftigten davon mehr 
profitieren und einen Kurswechsel 
in der Rentenpolitik, damit Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitnehmer in 
Würde von ihrer Rente leben kön¬ 
nen.“ Im Wahljahr 2017 sei es wich¬ 
tig, die Politik dafür in die Pflicht 
zu nehmen. 

Seit dem Auftakt im Januar 2017 
haben sich über 30 bundesweit ak¬ 
tive Organisationen und Initiativen 
dem Bündnis „Reichtum umvertei¬ 
len - ein gerechtes Land für alle!“ 
angeschlossen. 

Drohnen in Ramstein 

Die US-Armee stationiert jetzt 
auch Drohnen auf ihrer Basis in 
Ramstein. Darauf hat der Linkspar¬ 
tei-Bundestagsabgeordnete Andrej 
Hunko hingewiesen. Die Zahl ame¬ 
rikanischer Drohnen in Deutsch¬ 
land hat sich seit 2014 verdoppelt. 
Das zuständige US-Kommando be¬ 
kräftigt, dass damit für unbemannte 
Einsätze im Ausland trainiert wird. 
„Die deutschen US-Stützpunkte 
erweisen sich abermals als wich¬ 
tige Knoten im weltweiten Droh¬ 
nenkrieg“, kritisierte Hunko. Seit 
2004 trainiert die US-Armee in der 
Oberpfalz Drohnenflüge. Bekannt 
wurde dies erst 2013. Die benötig¬ 
ten Aufstiegsgenehmigungen erteilt 
das Bundesministerium der Vertei¬ 
digung. Mittlerweile stationiert die 
US-Armee 155 Drohnen in Grafen¬ 
wöhr, Hohenfels, Spangdahlem und 
Ramstein. 


Die Kanzlerin weiß von nichts 

NSA-Untersuchungsausschuss ohne Aufklärung 


F ür mich standen und stehen die 
Interessen aller Bürger im Mit¬ 
telpunkt, und das bei Abwägung 
von Freiheit und Sicherheit“ beteuer¬ 
te Merkel. Nach drei Jahren und 130 
Sitzungstagen wurde die Kanzlerin 
am Donnerstag der vergangenen Wo¬ 
che als wahrscheinlich letzte Zeugin 
im NSA-Untersuchungsausschuss des 
Bundestages befragt. 

Der Untersuchungsausschuss war 
im März 2014 eingesetzt worden. Da¬ 
mit hatte der Bundestag auf die Ent¬ 
hüllungen des früheren US-Geheim- 


dienstmitarbeiters Edward Snowden 
reagiert. Er soll klären, inwieweit Bür¬ 
ger und Politiker in Deutschland von 
der NSA und verbündeten Geheim¬ 
diensten ausspioniert wurden. Außer¬ 
dem geht es um die Zusammenarbeit 
zwischen NSA und dem BND bei der 
Abschöpfung von Kommunikationsda¬ 


ten. Im Sommer soll es den Abschluss¬ 
bericht des Ausschusses geben. 

Doch weder die Ausführungen von 
Kanzleramtschef Peter Altmaier und 
des Geheimdienstbeauftragten der 
Bundesregierung, Klaus-Dieter Frit- 
sche, die am 13. Februar im Ausschuss 
als Zeugen aussagten, noch die der 
Kanzlerin brachten Aufklärung darü¬ 
ber, ab wann die Regierung über die 
Schnüffelei und ihr Ausmaß Bescheid 
gewusst hatte. „Ausspähen unter Freu¬ 
den, das geht gar nicht!“, hatte Kanzle¬ 
rin Merkel im Juli 2013 erklärt, als sie 


erfuhr, dass ihr Handy vom US-ameri¬ 
kanischen Geheimdienst NSA - wahr¬ 
scheinlich - ausgespäht worden war. 
Dazu stehe sie noch heute, hat aber 
schon lange natürlich ein neues Han¬ 
dy. Doch waren sie und das Kanzleramt 
damals wirklich arg- und ahnungslos? 
Wusste man wirklich nichts über das 


Ausmaß der NSA-Schnüffelaktionen? 
Hat Merkel darüber zunächst nur über 
die Medien erfahren? Der SPD-Ob- 
mann Christian Flisek spekulierte vor 
der Anhörung: Haben sie bestimmte 
Informationen vielleicht gar nicht mehr 
erreicht? 

Doch auch von der Schnüffelpraxis 
des BND will Merkel damals nichts ge¬ 
wusst haben, also davon, dass der dem 
Kanzleramt direkt unterstellte BND in 
großem Maßstab befreundete Regie¬ 
rungen und selbst EU-Mitgliedstaaten 
systematisch überwacht hatte und in 


großem Umfang Daten an die NSA 
weiterleitete. Mit „Selektoren“ habe 
sie sich nicht beschäftigt. 

Seltsam: Hatte die Regierung wirk¬ 
lich keine Ahnung? Oder entzog sich 
der BND damals etwa jeglicher Kon¬ 
trolle? Dass das Büro des israelischen 
Premierministers Benjamin Netan¬ 


jahu ebenso auf der BND-Spähliste 
stand wie die EU, Rüstungsfirmen wie 
der frühere französische Außenminis¬ 
ter Laurent Fabius, ist mittlerweile be¬ 
kannt. Das Bundeskanzleramt ordnete 
schon Ende Oktober 2013 an, die Aus¬ 
spähpraxis einzustellen. Wie der Bun¬ 
destagsabgeordnete Hans-Christian 
Ströbele, der für die Grünen im Un¬ 
tersuchungsausschuss sitzt, in einem 
Interview vor der Merkel-Anhörung 
feststellte, sei diese Praxis aber auch 
danach fortgesetzt worden. Die Ge¬ 
heimdienste, darunter auch der BND, 
hätten in Europa, aber auch über NA¬ 
TO-Länder „hemmungslos alles abge¬ 
griffen, was sie kriegen konnten“, sagte 
Ströbele im „Deutschlandfunk“. Diese 
Schnüffelpraxis ist mittlerweile per Ge¬ 
setz legalisiert: Ende Oktober vergan¬ 
genen Jahres billigte die Mehrheit der 
Bundestagsabgeordneten eine Ände¬ 
rung des BND-Gesetzes, die von der 
Regierung eingebracht worden war. 

Im Laufe der Anhörung wurde die 
Kanzlerin immer einsilbiger: Sie ant¬ 
wortete oft nur noch mit „Nein“ oder 
„Nö“. Der SPD-Obmann Christian 
Flisek versuchte, Merkel mit dem nie 
zustande gekommenen „No-Spy-Ab¬ 
kommen“ aus der Reserve zu locken. 
Keine Antwort. Merkel kündigte aber 
ein Festhalten an der geheimdienstli¬ 
chen Kooperation mit den USA auch 
unter dem neuen Präsidenten Donald 
Trump an. 

Martina Renner, die Obfrau der 
Partei „Die Linke“ im Ausschuss, wies 
darauf hin, dass Merkel jede Aussage 
verweigerte, die über allgemeine Fest¬ 
stellungen „hinausreichen würde. Ihre 
Erzählung: Es gab Probleme, die nicht 
näher benannt werden und die sind nun 
ausgeräumt - wie sie ausgeräumt wur¬ 
den, bleibt auch offen“. Nach Details 
befragt, so Renner, zog „sich die Kanz¬ 
lerin darauf zurück, ihre Mitarbeiter 
seien zuständig. Unsere Fragen, welche 
Konsequenzen aus den offenkundigen 
und auch vom Kanzleramt bestätigten 
Problemen beim BND gezogen worden 
seien“, lächelte sie weg. 

Nina Hager 

Kommentar: Seite 9 



Hatte die Kanzlerin wirklich keine Ahnung von der Schnüffelpraxis der Geheimdienste? Diese Demonstranten bei der 
Demonstration „Freiheit statt Angst“ im August 2014 vor dem Kanzleramt bezweifeln das. 


Das dumpfe Schweigen aufbrechen 

Konferenz der Opfer von Berufsverboten - Beauftragte des Landes Niedersachsen stellt ihre Arbeit vor 


Gerade einmal einen Monat dauerte es, 
bis sich die neue „Landesbeauftragte zur 
Aufarbeitung der Schicksale der von Be¬ 
rufsverboten betroffenen Personen“ offi¬ 
ziell bei ihrer neuen Klientel vorstellen 
konnte. Ihr Engagement gilt den Verfolg¬ 
ten in Niedersachsen. Große Aufmerk¬ 
samkeit und erste Anerkennung bekam 
sie bei der bundesweiten Konferenz in 
Hannover von allen Teilnehmern, ange¬ 
fangen in Schleswig-Holstein, endend in 
Bayern. Schon vorher hatte es am 9. Feb¬ 
ruar ein erstes Treffen mit Vertretern der 
niedersächsischen Initiativen gegeben. 

Jutta Rübke (70) ist eine Vorrei¬ 
terin, denn mit der Entscheidung der 
Weil/Wenzel-Regierung und dem 
Landtag hat erstmals ein deutsches 
Landeskabinett auch personell eine 
Entscheidung zur Aufarbeitung der 
Berufsverbote getroffen. Diese Form 
ist neu: Sie obliegt nicht dem „Verfas¬ 
sungsschutz“. Vielmehr wird sie wissen¬ 
schaftlich begleitet. Rübke arbeitet zu¬ 
dem weisungsfrei. 

Nach Angaben der Landesregierung 
in Hannover waren in Niedersachsen 
„über 130 Personen unmittelbar durch 
den sogenannten Radikalenerlass be¬ 
troffen“. Die Zahl der „mittelbar“ Be¬ 
troffenen war vielfach höher, denn die 
Schnüffelei des „Verfassungsschutzes“ 
galt Tausenden. 1990 wurden der „Ra¬ 
dikalenerlass“ und alle damit zusam¬ 
menhängenden Beschlüsse aufgeho¬ 
ben. Eine vollständige Rehabilitierung 
der Opfer folgte jedoch nicht. 

Die Folgen durch Einschüchterung 
sind vielfach prägend und nachhaltig. In 
der Begründung des Landtagsbeschlus¬ 
ses werden die Zahlen der bundesweiten 


Verfolgung nach dem „Radikalenerlass“ 
genannt: 3,5 Millionen „Regelanfragen“, 
35 000 Dossiers, 11000 Verfahren, 2 200 
Disziplinarverfahren, 1 250 Ablehnun¬ 
gen von Bewerbungen und 265 Entlas¬ 
sungen. In der Antragbegründung wird 
im Landtag festgehalten, dass „in wei¬ 
ten Teilen der Gesellschaft ein Klima 
der Angst vor Beobachtung und späte¬ 
ren beruflichen Folgen“ herrschte. 

Mit der Berufung von Jutta Rübke 
sollen weitere Schritte zur Aufarbei¬ 
tung folgen. Ihre Aufmerksamkeit gilt 
verschiedenen Nachteilen, die die Be¬ 
troffenen erlitten. Das entspricht dem 
Beschluss des Landtags, „der den Be¬ 
troffenen Respekt und Anerkennung 
ausspricht und sich darüber bei denen 
bedankt, die sich z.B. in Initiativen ge¬ 
gen Radikalenerlass und Berufsverbo¬ 
te mit großem Engagement für demo¬ 
kratische Prinzipien“ eingesetzt haben. 
Jutta Rübke möchte aber auch die Hin¬ 
tergründe aufzeigen: Wer gab welche 
Anweisungen? Wie wurden die Kom¬ 
munen aktiv? 

Klaus Lipps (75), der die Konferenz 
mitorganisiert hatte, bilanzierte, dass es 
in den letzten fünf Jahren zunehmend 
gelungen sei, „dumpfes Schweigen und 
Verdrängen“ der Berufsverbote aufzu¬ 
brechen. Berichte aus mehreren Bun¬ 
desländern vermittelten ein detaillier¬ 
tes Bild: In Baden-Württemberg fehlt 
Akteneinsicht. In Bayern wird einer¬ 
seits die „Extremismus“-Abfrage fort¬ 
gesetzt. Andererseits bekommt Kerem 
Schamberger (DKP) eine Anstellung 
an der Münchener Universität. In Bre¬ 
men werden die Berufsverbote mit den 
Mitteln des Theaters aufgearbeitet. Von 


Hamburg reichte die Resonanz zum 
Protest bis nach Patagonien im Südzip¬ 
fel von Südamerika. In der Bibliothek 
der Carl-von-Ossietzky- Universität 
in Oldenburg darf die Berufsverbote- 


entgegengestellt, der aus der GEW in 
Kassel initiiert worden war und den 
Beschlüssen im DBG und der GEW 
entspricht: „Die bisher unterschied¬ 
lichen Forderungen der Initiativen 



Wer gab welche Anweisungen? Jutta Rübke stellte bei der Konferenz vor, wie sie 
die Verfolgung nach dem „Radikalenerlass“ aufarbeiten will. 


Ausstellung nicht gezeigt werden. In 
Hessen ist die GEW besonders aktiv 
mit einer eigenen AG. Silvia Gingold 
skizzierte kurz ihre juristische Ausei¬ 
nandersetzung mit dem „Verfassungs¬ 
schutz“, der sie zumindest als „Beifang“ 
weiterhin observiert. NRW ist aktiv: 
Ausstellungen, Konferenz mit GEW 
und DGB. 

Eine intensive Diskussion gab es 
um die Frage der „Entschädigung“, 
deren Beantwortung bisher von fast 
allen Bundesländern abgelehnt wurde. 
Dem wurde fast einstimmig ein Antrag 


gegen Berufsverbote nach materiel¬ 
ler Entschädigung werden zukünftig 
bundesweit einheitlich formuliert. Die 
Forderung nach materieller Entschä¬ 
digung in begründeten Einzelfällen 
eignet sich politisch weniger. Statt- 
dessen wird ohne Einschränkungen 
die Forderung nach politischer, ge¬ 
sellschaftlicher und materieller Wie¬ 
dergutmachung gestellt.“ Zum Ab¬ 
schluss griff Klaus Lipps optimistisch 
den alten Aphorismus auf: „Wer sich 
nicht wehrt,...“ 

Uwe Koopmann 
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Hauptsache flexibel 

G8 hin, G9 her-die Koalitionsparteien in NRW schlingern, ein Volksbegehren will Privilegien zementieren, 
die Schulen bleiben unterfinanziert 


D ie polemische Debatte um die 
innere Sicherheit bestimmt zur¬ 
zeit den Landtagswahlkampf in 
Nordrhein-Westfalen, dennoch bleibt 
die Schulpolitik ein zentrales Feld der 
Auseinandersetzung. Wie soll es auch 
anders sein, wenn über zweieinhalb 
Millionen Schülerinnen und Schüler 
an fast 6 000 Schulen von annähernd 
200000 Lehrkräften unterrichtet wer¬ 
den. Mit den betroffenen Eltern sind 
es dann rund ein Drittel der Einwoh¬ 
nerschaft von NRW, bei dem ein ver¬ 
stärktes Interesse an Fragen rund um 
die Schule vorausgesetzt werden kann. 

Besondere Wellen - für ein Volksbe¬ 
gehren werden Unterschriften gesam¬ 
melt - schlägt im Moment die Ausein¬ 
andersetzung um G8 oder G9, also die 
Frage, ob die Schulzeit von der Grund¬ 
schule bis zum Abitur acht oder neun 
Jahre betragen soll. Die CDU/FDP- 
Landesregierung (2005-2010) hatte den 

Wir wollen eine 

Warum die DKP das Volksbegehren 

„Im Ländervergleich (der Bildungs¬ 
ausgaben hat NRW) die rote Laterne 
bei den Aufwendungen mit nur 5 700 
Euro pro Schüler im Jahr. Die Verkür¬ 
zung der Schulzeit mit der Einfüh¬ 
rung des G8 im Jahre 2005 von 13 auf 
12 Jahre am Gymnasium hatte vor al¬ 
lem Kostengründe. (...) 

Gegenwärtig wirbt die Initiative 
g9-jetzt.nrw.de, hinter der vor allem 
die Elternschaften derGymnasien ste¬ 
hen, für ein Gg-Volksbegehren - also 
für die Rücknahme der Verkürzung 
auf acht Jahre (G8) und die Rückkehr 
zur neunjährigen Schulzeit auf dem 
Gymnasium. (...) 

Wir teilen die grundsätzliche Ab¬ 
sicht des Volksbegehrens wieder zu 
einem Abitur nach 13 Jahren zu kom¬ 
men, denn mit der Verkürzung der 
Schulzeit war und ist Bildungsab¬ 
bau und deutlich mehr Stress für die 
Kinder verbunden. Bis hinein in die 
Grundschulen hat sich die damalige 
Änderung des Schulgesetzes auf die 
Gestaltung der Lehrpläne ausgewirkt. 

Jedoch enthält der von der Initi¬ 
ative vorgelegte Gesetzesvorschlag 
Änderungen, welche sich verschär- 


verkürzten Weg zum Abitur eingeführt 
und damit den Forderungen aus dem 
Unternehmerlager nachgegeben. Den 
Unternehmern ging es darum, dass die 
jungen Menschen als - zunächst billige¬ 
re - Arbeitskräfte so früh wie möglich 
zur Verfügung stehen sollten. 

Diesem Ansinnen fühlt sich offen¬ 
sichtlich auch die jetzige Landesregie¬ 
rung aus SPD und Grünen verpflichtet, 
die von Anfang an einen Schlingerkurs 
in der Frage G8 oder G9 gefahren hat. 
Am Anfang hatte man den Kommunen 
für kurze Zeit freigestellt, welche Form 
an „ihren“ Schulen gelten sollte. Inzwi¬ 
schen gehen die Regierungsparteien 
mit unterschiedlichen Vorschlägen in 
den Wahlkampf. Die SPD will ein „fle¬ 
xibles“ zehntes Schuljahr, in dem die 
Schülerinnen sich für 12 oder 13 Jahre 
entscheiden. 12 hieße zusätzliche Kurse, 
13 ein zusätzliches Vertiefungsjahr - al¬ 
les klar? 

Schule für alle 

„G-9-jetzt“ nicht unterstützt 

fend auf die Situation der anderen 
Schulformen auswirken. Der Gesetz¬ 
entwurf sieht ohne Not Unterrichts¬ 
kürzungen auch an den Gesamt- und 
sonstigen Ganztagsschulen vor, inklu¬ 
sive der damit verbundenen Reduzie¬ 
rung der Stellen der Lehrerinnen. Das 
kritisiert die Landeselternschaft der 
integrierten Schulen in NRW sowie 
die Landesschülervertretung (LSV). 
Nicht nur Gesamtschulen würden 
damit benachteiligt. Die Initiatoren 
des Begehrens favorisieren eindeu¬ 
tig Halbtagsschulen, die jedoch einer 
Rhythmisierung des Unterrichtes ent¬ 
gegen stehen. 

Zusammen mit der tradierten 
Mehrgliedrigkeit unseres Schulsys¬ 
tems führen die weiterhin bestehen¬ 
den Sparmaßnahmen zur Verschär¬ 
fung der sozialen Selektion, also dazu, 
dass Schulerfolg vom Geldbeutel der 
Eltern abhängt. Dagegen spricht sich 
die DKP aus und unterstützt deshalb 
das Begehren nicht. Wir wollen eine 
Schule für alle. 

Aus einer Erklärung der DKP-Bezirke Rheinland- und 
Ruhr-Westfalen 



Individuell, flexibel, einfacher geht's nicht, oder? Die NRW-Schulministerin Sylvia Löhrmann fährt zu G8 einen 
Schlingerkurs. 


Die Grünen mit ihrer amtierenden 
Schulministerin Sylvia Löhrmann an 
der Spitze wollen eine „individuelle 
flexible Lernzeit“. Die Sekundarstufe I 
soll bis zum Ende der 9. oder 10. Klasse 
dauern, je nach individuellem Lernfort¬ 
schritt, dann folgen drei Jahre bis zum 
Abitur - einfacher geht‘s nicht, oder? 

Angesichts dieses Chaos ist aus¬ 
nahmsweise dem NRW-Vorsitzenden 
des eher konservativen Philologen¬ 
verbandes, Florian Silbernagel zuzu¬ 
stimmen, der eine klare politische Vor¬ 
gabe - acht oder neun - fordert, da 
verschiedene Konzeptionen nicht ne¬ 
beneinander bestehen könnten; zum 
einen aus didaktischen Gründen, zum 
anderen weil konkurrierende Formen 
„zu nie endenden Diskussionen inner¬ 
halb der Schulen“ führen würden. 

Genau diese Vorgabe - nämlich die 
Rückkehr zu G9 - fordern u. a. die DKP, 
die Partei „Die Linke“ und die Landes¬ 
schülerinnen-Vertretung, während die 
Gewerkschaften mit der GEW an der 
Spitze „die sechsjährige Sekundarstu¬ 


fe I an allen Schulformen, die Verga¬ 
be aller Abschlüsse der Sekundarstufe 
I auch am Gymnasium und eine Re¬ 
form der gymnasialen Oberstufe, die 
zwei, drei oder vier Jahre umfassen 
kann,“ wollen. Keine der vorgenann¬ 
ten Organisationen unterstützt aber 
das von Bürgerinitiativen angestoße¬ 
ne Volksbegehren „G-9-jetzt“, in dem 
diese im Lande sicher mehrheitsfähige 
Forderung mit der Rückkehr zum alten 
Halbtags-Gymnasium verbunden ist. 
Das schließt eine Absage an die Inklu¬ 
sion, die Forderung nach der Ganztags¬ 
schule und das Projekt „Eine Schule für 
alle“ ein. Und zementiert das Bildungs¬ 
privileg, das auch Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft in ihrer ersten Regie¬ 
rungserklärung beklagt hatte. Damals 
forderte sie, dass der Bildungserfolg 
nicht mehr vom Geldbeutel der Eltern 
abhängen dürfe. 

Beim nächsten Regierungsantritt 
zwei Jahre später verkündete sie stolz, 
dass NRW für Bildung mehr tue als 
alle anderen Länder in Deutschland: 


„42 Prozent aller Ausgaben in unserem 
Haushalt investieren wir im Bildungs¬ 
bereich. Der Durchschnitt der ande¬ 
ren Flächenländer im Westen liegt bei 
38,6 Prozent, der im Osten bei 33,8 
Prozent.“ Warum das eine Milchmäd¬ 
chenrechnung ist, deckt das Arbeits¬ 
programm 2015/16 der Landesschüler¬ 
vertretung auf. Da steht zu lesen, dass 
die NRW-Kommunen, die weitgehend 
für die Schulen zuständig sind, statt 
21 Prozent in 2004, in 2014 nur noch 
9 Prozent ihrer Ausgaben für Bildung 
aufwenden. 

G8 hin, G9 her: die Schulen sind 
chronisch unterfinanziert, es herrscht 
Lehrermangel; die Fragen der Inklu¬ 
sion, der Bildungsgerechtigkeit, der 
Ganztagsschule sind ungelöst. Schulso¬ 
zialarbeit ist vielerorts noch ein Fremd¬ 
wort. Die Integration der Flüchtlings¬ 
kinder steht nur auf dem Papier. Eine 
vernichtende Bilanz nach sieben Jahren 
Regierung. Manches wurde angestoßen, 
nichts konsequent zu Ende geführt. 

Adi Reiher 


Kleine Schritte zur Großmacht 

Kriegsbündnis bekräftigt, Aufrüstung geplant: Das war die 
Münchner „Sicherheitskonferenz“ 


Mit Erleichterung haben deutsche Au¬ 
ßenpolitiker am vergangenen Wochen¬ 
ende die Bestätigung der US-Delegati- 
on auf der Münchner „Sicherheitskonfe¬ 
renz“ aufgenommen, Washington werde 
am NATO-Kriegsbündnis festhalten. 
Der US-Präsident Donald Trump hatte 
daran Zweifel genährt. Bereits zur Er¬ 
öffnung der Konferenz am Freitagabend 
hatte US-Verteidigungsminister James 
Mattis berichtet, nach anfänglichen Un¬ 
stimmigkeiten bekenne sich „nun“ auch 
Trump zur NATO. Anschließend erklärte 
US-Vizepräsident Mike Pence, er „ver¬ 
sichere“ im Namen des Präsidenten, die 
USA stünden „fest zur Nato“. 

Berlin nutzt die Chance, die sich 
aus der internationalen Ablehnung von 
Trumps chauvinistischer Politik ergibt, 
um „auf Augenhöhe“ - so Außenminis¬ 
ter Sigmar Gabriel im FAZ-Interview - 
mit denVereinigten Staaten zu gelangen. 
Gabriel plädierte für ein „stärkeres Eu¬ 
ropa“, das in Zukunft eigenständig - also 
auch ohne die USA - in der Lage sein 
müsse, „mit der Realität der Krisen und 
Kriege außerhalb der Europäischen Uni¬ 
on ... erfolgreich umzugehen“. 

Die Kanzlerin sagte in München: 
„Wir brauchen die militärische Kraft 
der Vereinigten Staaten von Amerika“. 
Aber sie bekräftigte auch, dass die Bun¬ 
desrepublik ihren Militäretat stark erhö¬ 
hen wird - auf zwei Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts. Merkel schränkte 
lediglich ein, dass eine Steigerung von 
mehr als acht Prozent pro Jahr - um so 
viel wird der Verteidigungsetat 2017 ge¬ 


genüber demjenigen von 2016 ausgewei¬ 
tet - kaum durchsetzbar ist; Berlin wird 
den Richtwert von zwei Prozent deshalb 
wohl etwas später als gefordert errei¬ 
chen. Der Berliner Militärhaushalt für 
2017 liegt bei 37 Milliarden Euro; zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts be¬ 
liefen sich gegenwärtig auf 62 Milliarden 
Euro. Darüber hinaus strebt die Bundes¬ 
regierung, um die militärische Schlag¬ 
kraft der deutschen Streitkräfte zu stär¬ 
ken, eine weitere Einbindung fremder 
Truppen in die Bundeswehr an. 

Der russische Außenminister Sergej 
Lawrow sagte in seiner Rede am Sams¬ 
tag auf der „Sicherheitskonferenz“, die 
Erweiterung der Nato habe zu einer 
beispiellosen Eskalation der Spannun¬ 
gen in Europa geführt. Lawrow warb für 
„pragmatische Beziehungen“ zwischen 
den Vereinigten Staaten und Russland. 

Darüber hinaus befeuern Experten 
und Publizisten den Ruf nach deutsch¬ 
europäischen Kernwaffen, der seit dem 
Wahlsieg Donald Trumps in Deutschland 
laut geworden ist (UZ v. 172.). Kurz vor 
der „Sicherheitskonferenz“ schrieb ein 
ehemaliger PR-Spezialist der Bundes¬ 
wehr, Jan Techau: „In den kommenden 
Jahren“ würden „außen- und sicher¬ 
heitspolitische Fragen auf Deutschland 
zukommen, von denen das Land heute 
noch nicht einmal zu träumen wagt“ - 
etwa die Frage, wie „nukleare Erpress¬ 
barkeit verhindert werden“ solle, wenn 
die USA nicht mehr bereit seien, ihren 
„Nuklearschirm“ über die EU zu halten. 

german-foreign-policy.com/nh 


Geheimdienste und Naziterror 

Serie von Todesfällen im NSU-Umfeld bleibt offenbar unaufgeklärt 


In kaum einen von Neofaschisten ver¬ 
übten Anschlag oder Mord sind die 
bundesdeutschen Inlandsgeheimdiens¬ 
te nicht auf die eine oder andere Art 
involviert. So stellt sich aktuell die Fra¬ 
ge, was die sogenannten Verfassungs¬ 
schützer über den im Jahr 2000 began¬ 
genen Bombenanschlag am S-Bahnhof 
Wehrhahn in Düsseldorf wissen. Fast 
17 Jahre nach dem Anschlag, durch den 
zehn überwiegend jüdische Bürger aus 
Osteuropa verletzt worden waren und 
eine Frau ihr ungeborenes Baby verlo¬ 
ren hatte, hat die Polizei kürzlich den 
Neonazi Ralf S. festgenommen (UZ v. 
10 . 2 .). 

Während Behörden und etablierte 
Politik schon kurz nach dem Anschlag 
die Existenz einer neofaschistischen 
Szene in Düsseldorf bestritten hatten, 
obwohl diese sehr umtriebig war, wur¬ 
de jetzt bekannt, dass der nordrhein¬ 
westfälische Verfassungsschutz schon 
damals nah an dem nun festgenomme¬ 
nen mutmaßlichen Täter war. Über 12 
Jahre lang hatte der Verfassungsschutz 
gegenüber den Ermittlungsbehörden 
zum Wehrhahn-Anschlag verschwie¬ 
gen, dass er im unmittelbaren Umfeld 
des Tatverdächtigen Ralf S. einen V- 
Mann platziert hatte. Die hierzu vor¬ 
liegenden Vermerke des Verfassungs¬ 
schutzes und der Düsseldorfer Polizei 
sind noch immer als „geheim“ einge¬ 
stuft. Mit einem „Zufall“ könne außer¬ 
dem „keinesfalls erklärt werden, dass 
sich ein V-Mann-Führer des Verfas¬ 
sungsschutzes ausgerechnet zur Tat¬ 


zeit am Tag des Wehrhahn-Anschlags 
am 27. Juli 2000 mit dem Angestellten 
von Ralf S„ Andre M., getroffen hat, zu¬ 
mal nach gleichzeitigen Angaben des 
Verfassungsschutzes die Zusammenar¬ 
beit mit Andre M. doch bereits im Mai 
2000 beendet worden sein soll“, kriti¬ 
sierte Jasper Prigge, innenpolitischer 
Sprecher der Linkspartei in NRW. Für 
ihn steht der „sehr begründete Ver¬ 
dacht im Raum, dass der NRW-Ver¬ 
fassungsschutz über Jahre hinweg Er¬ 
kenntnisse zum Wehrhahn-Anschlag 
verschwiegen und eine Aufklärung des 
Anschlags behindert hat“. Offen ist, ob 
der Verfassungsschutz die Anschlags¬ 
pläne nicht sogar im Vorfeld kannte 
oder hätte kennen können. Gelingen 
werde eine umfassende Aufklärung 
nicht durch den Verfassungsschutz, die 
Landesregierung und die Polizeibe¬ 
hörden selbst, „so viel ist klar“, so Prig¬ 
ge. Schließlich sei der heutige Dienst¬ 
herr der Düsseldorfer Ermittler zum 
Wehrhahn-Anschlag, Polizeipräsident 
Norbert Wesseler, im Jahre 2000 als 
damaliger persönlicher Referent des 
NRW-Innenministers auch für die Be¬ 
aufsichtigung des Verfassungsschutzes 
zuständig gewesen. 

Es ist jedoch nicht nur der „Wehr- 
hahn-Anschlag“, der die Inlandsge¬ 
heimdienste in schlechtem Licht da¬ 
stehen lässt. Aktuell sorgt ein ominöses 
Zeugensterben im Umfeld des neofa¬ 
schistischen Terrornetzwerks „Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund“ (NSU) 
für Aufsehen. So sind mittlerweile 


sechs Zeugen gestorben. Am 2. Febru¬ 
ar starb eine namentlich nicht bekannte 
Zeugin, die offenbar etwas zur Frühge¬ 
schichte des NSU hätte aussagen kön¬ 
nen. Der Leichnam der Frau war ein¬ 
geäschert worden. Zuvor waren Arthur 
Christ, 2013 der Naziaussteiger Flori¬ 
an Heilig, Ex-V-Mann Thomas Richter, 
dann Florian Heiligs Exfreundin Me- 
lisa Marijanovic, sowie deren späterer 
Verlobter Sascha Winter, gestorben. 

Diese bemerkenswerte Serie von 
Todesfällen ist bis heute nicht aufge¬ 
klärt worden. Um Zufälle dürfte es sich 
dabei jedoch keineswegs handeln. Es 
stellt sich die Frage, was die Gründe 
dafür sind und wer dafür die Verant¬ 
wortung trägt. Anstatt für Aufklärung 
zu sorgen, werden die Vorgänge von 
den politisch Verantwortlichen still¬ 
schweigend zur Kenntnis genommen. 
Dies, obwohl die Bundesregierung 
über einen Geheimdienstkoordinator 
verfügt, der direkt im Bundeskanzler¬ 
amt angesiedelt ist und den ominösen 
Todesfällen nachgehen könnte. Es ist 
zu befürchten, dass mehr offizielle Stel¬ 
len in größerem Ausmaß an der Vertu¬ 
schung von Geheimdienstverbrechen 
beteiligt sind, als unmittelbar nach der 
Selbstenttarnung des NSU zu erwarten 
war. Dass es sich beim Vorgehen der 
Dienste, Behörden und anderen Stellen 
einzig um Pannen handeln könnte, gilt 
mittlerweile als ausgeschlossen. Dage¬ 
gen spricht nicht nur die gezielte Ver¬ 
nichtung von Aktenmaterial. 

Markus Bernhardt 
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Italiens Sozialdemokraten droht Spaltung 

Linke gründen Sinistra Italiana (Sl) 


A uf zwei Veranstaltungen wurde 
am vergangenen Wochenende in 
Italien über künftige linke Poli¬ 
tik gestritten: In Rom auf einer Nati¬ 
onalversammlung des sozialdemokra¬ 
tischen Partito Democratico (PD) und 
in Rimini auf dem Gründungskongress 
einer Sinistra Italiana - SI (Italienische 
Linke). 

Beim Referendum zur Abschaffung 
des Senats als zweiter Parlamentskam¬ 
mer hat Matteo Renzi im Dezember 
eine Niederlage erlitten und war als 
Premier zurückgetreten. Es war eine 
Abfuhr für seine rechte und arbeiter¬ 
feindliche Politik. Nun hat er sich be¬ 
reit erklärt, den Forderungen der par¬ 
teiinternen Opposition aus Linken und 
moderater Mitte nachzukommen und 
auch als Parteichef zurückzutreten. Zu¬ 
gleich kündigte er an, für eine Wieder¬ 
wahl und dann auch bei Parlaments¬ 
wahlen als Spitzenkandidat anzutreten. 


In den Berichten von „La Repubblica“ 
und den meisten Zeitungen vom Mon¬ 
tag blieb offen, ob der Rücktritt tatsäch¬ 
lich vollzogen ist. 

Als Nachfolger ist der aus den frü¬ 
heren Linksdemokraten kommende 
Roberto Speranza im Gespräch. Er 
war 2007 Mitbegründer der PD, eines 
Zusammenschlusses mit der katho¬ 
lischen Zentrumspartei Margherita. 
2008 wurde er Vorsitzender der PD- 
Jugend, 2015 trat er als Fraktionsvor¬ 
sitzender in der Abgeordnetenkammer 
aus Protest gegen Renzi zurück. Ob¬ 
wohl die Wahl auf einem sofort einzu¬ 
berufenden Parteitag erfolgen sollte, 
hat man sich darauf geeinigt, darüber 
auf von Renzi geforderten Vorwahlen 
(Primarie) zu entscheiden. Laut „La 
Repubblica“ sollen sie am 7. Mai statt¬ 
finden. An ihnen können alle wahlbe¬ 
rechtigten Italiener teilnehmen. 2013 
hatten sich 67,8 Prozent der 2,5 Milli¬ 


onen Wähler für Renzi entschieden. 
Der setzt nun darauf, dass er es wieder 
schaffen könnte. Das Datum eines Par¬ 
teitages ist noch offen, auch ist offen, 
ob es zu vorgezogenen Wahlen kommt. 
Auf der Versammlung forderten Ver¬ 
treter der PD-Minderheit wie der frü¬ 
here PD-Chef Luigi Bersani und der 
noch aus der Italienischen Kommunis¬ 
tischen Partei (IKP) kommende Gianni 
Cuperlo, Mitglied der Nationalen Lei¬ 
tung, eine linke Wende und eine Rück¬ 
kehr zur traditionellen Bündnispolitik 
der linken Mitte. Während Bersani sich 
hier zurückhielt, kündigte Cuperlo als 
Führer des linken Flügels an, ande¬ 
renfalls die Partei zu verlassen, was zu 
stärkeren Mitgliederverlusten führen 
und, wie „La Repubblica“ schrieb, „Die 
Spaltung bedeuten“ könnte. 

Den Grundstock der in Rimini ge¬ 
gründeten neuen SI bildet die bisheri¬ 
ge Partei „Linke und Umwelt“ (SEL), 


die sich vorher auflöste. Sie ging 2009 
aus einer Abspaltung von der Rifon- 
dazione Comunista (PRC), Nachfol¬ 
gepartei der 1991 von Revisionisten li¬ 
quidierten IKP, hervor. 2013 erreichte 
sie auf einer Liste mit der PD 3,2 Pro¬ 
zent der Stimmen und bringt damit 25 
Abgeordnete und sieben Senatoren in 
die SI ein. Ferner beteiligten sich eine 
Gruppe der PRC und einige weitere 
Linke an der neuen SI. Der erwartete 
Beitritt von PD-Linken blieb aus, was 
ihr politisches Gewicht mindert. Bei 
möglichen vorgezogenen Parlaments¬ 
neuwahlen wird ihr in Umfragen den¬ 
noch mit 3,2 Prozent der Sprung über 
die Sperrklausel von drei Prozent und 
damit der Wiedereinzug ins Parlament 
zugetraut. 

Fabio Mussi, bisher SEL, als 
Linksdemokrat Minister in der Mit- 
te-Links-Regierung von Romano 
Prodi in der Zeit von 2006 bis 2008, 


die noch die Kommunisten einschloss, 
verurteilte den Regierungskurs Ren- 
zis als „abenteuerlich und Hasard¬ 
spiel“ und forderte, die SI müsse sich 
wieder den vernachlässigten sozialen 
Fragen und der Verteidigung bzw. 
Wiedererringung beseitigter Arbei¬ 
terrechte zuwenden. Der gewählte 
Sl-Sekretär, Nicola Fratoianni, aus 
der PRC kommend 2009 mit Ven- 
dola Gründer der SEL, betonte, die 
neue Linkspartei müsse „ein breites 
politisches Projekt“ darstellen und 
linke Traditionen wieder herstellen. 
Sollte sich eine linke Linie in der PD 
durchsetzen, wozu die Ablösung Ren- 
zis vorausgesetzt wird, sei die SI zur 
Zusammenarbeit bereit, was auch als 
mögliche Beteiligung an einer Mitte- 
Links-Regierung interpretiert wird. 
Anderenfalls werde es entschiedene 
Opposition geben. 

Gerhard Feldbauer 


Ende der türkischen Militärpräsenz ist notwendig 

Zu den Verhandlungen zur Wiedervereinigung Zyperns • Interview mit der Fortschrittspartei des arbeitenden Volkes (AKEL) 



In der von den Vereinigten Nationen kontrollierten Pufferzone sind Blauhelme der „United Nations Peacekeeping Force“ in 
Zypern (UNFICYP) stationiert. 


UZ: Im März soll eine UN-Friedens¬ 
konferenz zur Zypern-Frage stattfin¬ 
den. AKEL hat Untersützung für die 
gegenwärtigen Bemühungen der zypri¬ 
otischen Regierung signalisiert, zu einer 
Lösung zu kommen. Was ist der Stand 
bei den Verhandlungen zu einer mög¬ 
lichen Wiedervereinigung Zyperns und 
was sind die größten Hindernisse auf 
dem Weg dorthin? 

AKEL: Der gegenwärtige Friedens¬ 
prozess besteht seit 2008, als unser Ge¬ 
nosse Dimitris Christofias zum Präsi¬ 
denten der Republik Zypern gewählt 
wurde. Seitdem haben wir natürlich 
Veränderungen an der Spitze beider 
Gemeinschaften (der griechisch- und 
türkisch-zypriotischen) und - auf¬ 
grund verschiedener Faktoren - einen 
mal intensiveren, mal langsameren 
Fortgang der Verhandlungen. 

Zu diesem Zeitpunkt und nach ei¬ 
ner Intensivierung des Prozesses in 
den letzten zwei Jahren konnten die 
beiden Anführer der griechischen und 
türkischen Seite an die beachtlichen 
Annäherungen, die zwischen dem Ge¬ 
nossen Christofias und Mehmet Ali 
Talat in der Zeit von 2008 bis 2010 er¬ 
reicht wurden, anknüpfen. 

Deshalb ist die kommende zweite 
Phase der Genfer Konferenz ein wei¬ 
terer Schritt des gleichen Friedenspro¬ 
zesses, den wir unterstützen. 

Abgesehen davon stützen sich die 
laufenden Verhandlungen auf verein¬ 
barte Rahmenbedingungen und be¬ 
stimmte Grundsätze. Im weiteren Sin¬ 
ne bedeuten Verhandlungen die Suche 
nach einem beidseitig akzeptablen 
Kompromiss, einem Kompromiss, der 
jedoch nicht von Rahmenbedingungen 
und den vereinbarten Grundsätzen ab- 
weicht. 

Es ist unvermeidlich, dass das Ende 
der unrechtmäßigen Besetzung von 
37 Prozent der Insel durch die Tür¬ 
kei und ihre Militärpräsenz in Zypern 
eine notwendige Bedingung ist, genau¬ 
so wie die Beendigung der anachro¬ 
nistischen „ausländischen Garantien“. 
Gleichzeitig gibt es seit Langem den 
Kompromiss, die inneren Angelegen¬ 
heiten der Zypern-Frage durch eine 
Transformation der politischen Struk¬ 
tur der Republik zu lösen, von einem 
einheitlichen Staat zu einer Zwei-Ge¬ 
meinschaften-, Zwei-Zonen-Födera- 
tion mit politischer Gleichberechti¬ 
gung, wie sie in den entsprechenden 
Beschlüssen des Sicherheitsrates be¬ 
schrieben ist. 

Was die Konferenz in Genf betrifft, 
so gibt es besondere Hürden bezüglich 
sowohl der vorher verlangten Fort¬ 
schritte bei den inneren Aspekten als 
auch bei der Vorbereitung der Sicher¬ 
heitsfrage, die auf einer politischen 
Ebene vor allem zwischen Griechen¬ 
land und der Türkei erfolgen muss. 


Wir verlangen von der Türkei nicht, 
dass sie unserer Position zustimmen 
muss, bevor die Konferenz beginnt. 
Beim ersten Treffen in Genf wurde je¬ 
doch deutlich, dass die Bedingungen 
für eine Diskussion der Sicherheits¬ 
frage nicht gegeben waren und dies ist 
auch der Grund, warum die Frage an 
die Technokraten verwiesen wurde, um 
eine Basis zu schaffen. 

Unserer Meinung nach wäre die ef¬ 
fektivste Vorbereitung, sich mit einigen 
wesentlichen, noch unerledigten Fra¬ 
gen der inneren Aspekte der Zypern- 
Frage zu befassen. In diesem Stadium 
müssen wir uns dabei auf drei oder vier 
Kernfragen konzentrieren, die auch 
dem erfolgreichen Verlauf der Konfe¬ 
renz helfen könnten. 

Diese Fragen haben vor allem mit 
Regierung und Verwaltung, Eigentums¬ 
fragen und der Frage der Gebietsauf¬ 
teilung zu tun. Wenn die verbleibenden 
Unstimmigkeiten bei der Frage der Re¬ 
gierung angegangen werden, würde die 
Diskussion um die Frage der Gebiets¬ 
aufteilung unter besseren Bedingungen 
fortgeführt werden können, was wiede¬ 
rum bei der Lösung der Eigentumsfra¬ 
ge helfen könnte. 

Das ist der Weg, wie die Zeit bis zur 
Konferenz genutzt werden sollte. 

UZ: Was ist die derzeitige Haltung der 
sogenannten Garantiemächte zu einem 
demilitarisierten, einigen und föderalen 
Zypern? 

AKEL: Unbestreitbar muss die Lö¬ 
sung bezüglich der inneren Aspekte 
der Zypern-Frage von den Zyprioten 
gefunden werden. Wie diese Lösung 
in Bezug auf die föderale Struktur, die 
nach einer erfolgreichen - wie wir hof¬ 
fen - Verhandlung und Referendum 
angenommen werden wird, aussehen 
wird, ist von den beiden Gemeinschaf¬ 
ten auf der Insel festzulegen - entspre¬ 
chend dem internationalen Recht und 
den Prinzipien der EU und acquis („ge¬ 
meinsamer Besitzstand “ umfasst alle 
Rechte und Pflichten, die für alle Mit¬ 
gliedstaaten der EU verbindlich sind, 
Anm. UZ). 

In jedem Fall ist die Wiedervereini¬ 
gung Zyperns und die Transformation 
der politischen Struktur in eine Föde¬ 
ration durch zahlreiche UN-Beschlüs- 
se und Erklärungen anderer internati¬ 
onaler Organisationen anerkannt, wur¬ 
de von den beiden Gemeinschaften in 
einer gemeinsamen Erklärung ihrer 
Führungen vereinbart und wurde nie 
von jemanden in der internationalen 
Gemeinschaft angezweifelt. 

Darüber hinaus erstrecken sich die 
Rechte der drei Garantiemächte - all¬ 
gemein gesprochen - nicht auf solche 
Fragen, und das können sie auch nicht, 
denn die Republik Zypern ist ein sou¬ 
veräner Staat. 


Nichtsdestotrotz, da die Türkei auf 
Zypern seit der unrechtmäßigen Inva¬ 
sion 1974 militärisch präsent ist, können 
wir unser strategisches Ziel nicht errei¬ 
chen, solange ihre Armee unser Land 
nicht verlässt. Zusätzlich erwarten wir, 
dass alle drei Garantiemächte - Türkei, 
Griechenland und Großbritannien - 
den Garantievertrag widerrufen und 
die koloniale hegemoniale Kontrolle, 
die sie 1960 Zypern aufgezwungen ha¬ 
ben, überdenken. 

Griechenland und Großbritannien 
haben bereits öffentlich erklärt, dass 
sie nicht an der Fortführung des Garan¬ 
tievertrags interessiert sind. Leider hat 
sich die negative Haltung der Türkei zu 
dieser Frage bisher nicht geändert. Wir 
hoffen, dass dieser Punkt Gegenstand 
der Verhandlungen sein wird, die Tür¬ 
kei wird jedoch flexibler sein müssen, 
wenn sie wirklich - wie sie erklärt - die 
Lösung der Zypern-Frage unterstützt. 

Was die Demilitarisierung Zyperns 
betrifft, ist bekannt, dass dies eine seit 
langem vertretene Position nicht nur 
von AKEL, sondern der ganzen grie¬ 
chischen Gemeinschaft ist. Und selbst 
betreffend der Militärstützpunkte 
Großbritanniens besteht AKEL dar¬ 
auf, dass wir auch nach einer Lösung 
der Zypern-Frage weiter für ihre Auf¬ 
lösung kämpfen sollten. 

UZ: Was muss wesentlicher Teil einer ab¬ 
schließenden Einigung sein? Worauf muss 
man sich geeinigt haben, damit von einer 
stabilen und dauerhaften Lösung der Zy¬ 
pern-Frage gesprochen werden kann? 


AKEL: Es gibt keine Zeitpläne, aber 
dieses Verfahren geht in die eine oder 
andere Richtung seinem Ende zu - 
entweder einer Blockade oder einer 
Lösung. Folglich müssen die Verhand¬ 
lungen, um eine abschließende Eini¬ 
gung zu erzielen, in einer konstrukti¬ 
ven Art und Weise fortgeführt werden, 
die die Verhandlungen erleichtert und 
nicht zu einem Stillstand führen. 

Wie ich bereits erwähnt habe, ist es 
wichtig, dass vor dem nächsten Treffen 
in Genf die Anführer der beiden Ge¬ 
meinschaften stufenweise in Richtung 
weiterer zu erreichender Annäherung 
bei ungeklärten inneren Fragen fort¬ 
fahren. Und dass die Vorgehensweise 
der kommenden Konferenz so verein¬ 
bart ist, dass sie einen arbeitsfähigen 
Rahmen bietet, der die möglichen 
konstruktiven Verhandlungen über 
Sicherheit stärkt und nicht davon ab¬ 
lenkt. 


Wenn überhaupt, dann müssen 
wir versuchen, zu einer substanziellen 
Diskussion zum Thema Sicherheit zu 
kommen - was die Beendigung der Be¬ 
satzung mit einschließt, die Demilitari¬ 
sierung Zyperns und die Annullierung 
der anachronistischen Garantien. Das 
ist der Punkt, an dem die Türkei und 
ihre wahren Absichten in der Praxis 
überprüft werden. Und unvermeidlich 
ist diese Frage der entscheidende Fak¬ 
tor, der über das Schicksal des Eini¬ 
gungsprozesses bestimmen wird. Wenn 
die Dinge sich nicht bewegen, bevor 
die Zeit der Vorwahlen beginnt - wir 
werden regulär Präsidentschaftswah¬ 
len im Februar 2018 haben -, wird die 
Möglichkeit einer Einigung deutlich 
geringer. Unsere Hoffnung ist, dass der 
Versöhnung und dem Frieden in Zy¬ 
pern eine echte Chance gegeben wird, 
natürlich zum Wohle aller Zyprioten. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 


Besetztes und geteiltes Zypern 

1974 wurde der Nordteil Zyperns gewaltsam annektiert. Etwa 50 000 türki¬ 
sche Soldaten sind heute dort stationiert. Die türkische Regierung unterstützt 
das Denktasch-Regime des „Türkischen Föderativen Staates Zypern“ jedoch 
nicht nur mit Truppen und Geld, sondern auch durch eine entsprechende 
Siedlungspolitik. Entgegen aller internationalen Beschlüsse zu Zypern. 

Die AKEL vertritt - wie die Mehrheit der Zyprioten - das Ziel, Zypern in 
einer unabhängigen demokratischen Republik wieder zu vereinen, in einer 
Republik, in der alle Menschen - unabhängig von ihrer Herkunft - gleichbe¬ 
rechtigt Zusammenleben können. 
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Schäuble mit der Peitsche 

Tsipras am Krankenbett - Proteste der Schüler und Bauern in Griechenland 


Und wieder geht es um Griechenland, um fällige Kredite. Das Land soll im 
Juli Kreditraten von insgesamt 6,2 Milliarden Euro bezahlen, dafür müs¬ 
sen neue Kredite her, mit denen alte bedient werden können. Der IWF 
forderte wiederholt einen Schuldenschnitt, Schäuble ist dagegen. Auf je¬ 
den Fall soll die griechische Regierung weiterhin den Vorgaben aus Berlin 
und Brüssel nachkommen. 


D ie Temperaturen in Griechen¬ 
land sind deutlich höher als die, 
die das Thermometer in Athen 
anzeigt. Und sie sind zudem deutlich 
höher als die, die in und vor der Wil¬ 
helmstraße 97, dem Schäuble-Dienstsitz 
in Berlin, gemessen werden. Die Tem¬ 
peraturen in Griechenland sind weniger 
von der Sonne als von neuen Klassen¬ 
auseinandersetzungen beeinflusst. 

Vor zehn Tagen zogen Schülerin¬ 
nen und Schüler aus Athen und Piräus 
durch die Landeshauptstadt. Ihr Protest 
galt den politischen und sozialen Bedin¬ 
gungen des Schulbetriebs, der katastro¬ 
phal ist. Nach Abschluss der Schullauf- 
bahn müssen die Jungen und Mädchen 
zentrale Prüfungen ablegen, auf die 
sie von der Schule nur völlig unzurei¬ 
chend vorbereitet werden. Nachhilfeun¬ 
terricht soll die Lücken schließen, die 
die Schule offen gelassen hat. Auf die¬ 
se Weise garantiert die Regierung, dass 
Wissensvermittlung privatisiert und der 
Profitmaximierung unterworfen wird. 

Die Wissensdefizite liegen nicht an 
der vermeintlichen Unfähigkeit des 
Lehrpersonals, das ebenfalls den „Klas¬ 
senregeln“ unterworfen ist. Sie werden 
vom Staat schlecht bezahlt und haben 
besondere Regeln für die Ferien. Viele 
haben keinen festen Arbeitsplatz, müs¬ 
sen sich zum Schuljahr neu bewerben 
und werden dann in einer Schule ein¬ 
gesetzt, die ein paar Hundert Kilometer 
entfernt liegen kann. Zwischen Ferien¬ 
beginn und Ferienende müssen sich vie¬ 
le in den Küchen oder als Kellner in den 
Touristenhochburgen verdingen. 

Die zumeist kleinen Bauern in Grie¬ 
chenland könnten mit ihren Heugabeln, 
wenn sie denn noch welche haben, einen 
Krieg an zwei Fronten führen: Gegen die 
eigene Regierung in Athen und gleich¬ 
zeitig gegen „Brüssel“. Dort werden aus 
vielen kleinen Bauern wenige große ge¬ 


macht. Die kleinen müssen ihr Land ver¬ 
lassen und ziehen nach Athen in der trü¬ 
gerischen Hoffnung, dort Arbeit zu fin¬ 
den. Viele scheitern, rudern zurück und 
versuchen, als Selbstversorger zu über¬ 
leben. Gleichzeitig wachsen die Großen. 


Yannis Boutaris, Millionär und vielleicht 
bekanntester Winzer Griechenlands, ge¬ 
hört dazu. Als Oberbürgermeister von 
Thessaloniki weiß er, wie Interessen 
durchgesetzt werden können. Aber nicht 
für alle und nicht überall. Den größten 
Flughafen im Norden Griechenlands, 
den von Thessaloniki, „regiert“ er nicht. 
Gesteuert durch Schäubles EU hat ihn 
Fraport aus Frankfurt für 40 Jahre zur 
Ausbeutung bekommen. 


Zu dem vielfachen kleinen Elend 
kommen die großen Schlagzeilen. Auch 
der DGB entdeckte, dass Bundesfinanz¬ 
minister Schäuble wieder von einem 
Euro-Austritt Griechenlands schwa¬ 
droniert. Im Juni werde neues Geld aus 
dem dritten Hilfspaket benötigt, weil im 
Juli Verbindlichkeiten von gut 7 Milliar¬ 
den Euro fällig werden. 

Der DGB-Pressedienst: „Über die 
Bedingungen für die Auszahlung der 
neuen Tranche herrscht seit langem 
Zwist zwischen dem Internationalen 


Währungsfonds (IWF) und den europä¬ 
ischen Institutionen. Hauptstreitpunkt: 
Die Europäer fordern von Griechen¬ 
land für 2018 einen Primärüberschuss - 
einen Haushaltsüberschuss vor Zins- 
und Tilgungszahlungen - in Höhe von 
3,5 Prozent der Wirtschaftsleistung. 
Das würde abstruse staatliche Aus¬ 
gabenkürzungen notwendig machen 
und ist praktisch unmöglich. So sieht 
es auch der IWF und verlangt von den 


Europäern realistischere Ziele und ei¬ 
nen Schuldenschnitt für Griechenland, 
wenn er weiter zu den Hilfskrediten 
beitragen soll.“ 

Berlin möchte den IWF im Boot - 
aber keinen Schuldenschnitt, den der 
IWF fordert. Aktuelle Situation: Schul¬ 
den steigen, Sparen hilft nicht, macht 
noch ärmer. Schäuble möchte die Leu¬ 
te noch mehr durch Rentensenkung und 
Steuererhöhung auspressen und nennt 
das bekanntlich „Reformpolitik“. 3,6 
Milliarden Euro sollen aus der Presse 
an die Geldgeber abfließen. 

CSU-Mann Markus Söder warnt im 
Münchner Merkur vor „falschen Kom¬ 
promissen“. Schuldenerlass ist für ihn 
ein „No-Go“. Stattdessen solle Athen 
Geld, Gold und Immobilien hinterle¬ 
gen. Am Ende könne der Rauswurf aus 
der Euro-Zone folgen. 

Zwei Jahre regiert die Syriza/Anel- 
Regierung nun. Die Hoffnung vieler 
Griechen, dass es mit dem Wechsel der 
Parteien und Personen wie dem Mi¬ 
nisterpräsidenten Alexis Tsipras zu ei¬ 
ner Besserung gerade für die „kleinen 
Leute“ komme, erfüllten sich nicht. Das 
Wirtschaftswachstum lag im Jahre 2016 
bei 0,3 Prozent, die Arbeitslosigkeit im¬ 
mer noch bei mehr als 20 Prozent, die 
Staatsverschuldung bei 179,7 Prozent 
der Wirtschaftsleistung. 

2060 wird die Schuldenquote nach 
Angaben des IWF auf fast 300 Pro¬ 
zent der Wirtschaftsleistung gestiegen 
sein. In der „Zeit“ wurde ausgerech¬ 
net, dass die Griechen jetzt „fast zwei 
Jahre umsonst arbeiten“ müssten, wenn 
sie alle Schulden zurückzahlen wollten. 
Die griechischen Arbeiter und Bauern 
aber haben gar keine Schuldscheine bei 
Schäuble unterschrieben. So bleibt Tsi¬ 
pras bei seiner Forderung nach Schul¬ 
denschnitt, ohne die Couponschneider 
anzutasten. 

Die EU, der IWF, die EZB, der „Ret¬ 
tungsfonds“ ESM - und vor allem Herr 
Schäuble aus der Wilhelmstraße regie¬ 
ren weiterhin in Athen. So wurde aus 
der Troika die Quadriga. Die thront 
symbolisch bekanntlich auf dem Bran¬ 
denburger Tor. Uwe Koopmann 



Bauern-Protest im Februar 2017 


Ankara wackelt in Astana Kein Frieden mit Kiew 

Türkische Truppen agieren auf syrischem Gebiet Volksrepubliken wollen gesamten Donbass verwalten 


Wenig Beachtung finden die Gespräche 
über den Waffenstillstand in Syrien, die 
erneut in Astana stattfanden. Die Ergeb¬ 
nisse dieses letzten Treffens sind zwie¬ 
spältig. Der Leiter der russischen Dele¬ 
gation, Alexander Laurentiew zog ein po¬ 
sitives Fazit und betonte die Fortschritte, 
die gemacht wurden. Auch der Vertreter 
Syriens betonte, dass in der Plenarsitzung 
Fortschritte gemacht worden seien. Hier 
waren Vertreter Syriens, der bewaffneten 
Opposition, der Türkei, des Iran und der 
UN beteiligt. Vertreter der USA und Jor¬ 
daniens waren als Beobachter anwesend. 
Nach wie vor ist eines der offenen The¬ 
men, wie die Gruppen, die den Waffen¬ 
stillstand befolgen, sich von den Gruppen 
räumlich und politisch distanzieren, die 
den Waffenstillstand ablehnen. 

Es gab kein Abschlusskommunique. 
Nach dem Treffen wies der Leiter der 
syrischen Delegation, al-Jaafari, darauf 
hin, dass die Türkei und die Vertreter 
der bewaffneten Opposition eine Obs¬ 
truktionspolitik betrieben. 

Sie seien zu spät, das heißt erst zum 
Abschlusstreffen angereist, und hätten 
keine hochrangigen Vertreter geschickt. 
Für den türkischen Status als Garan¬ 
tiemacht sei das unverantwortlich. Tat¬ 
sächlich wechselt die Politik der türki¬ 
schen Regierung nach wie vor zwischen 
Zusammenarbeit mit Russland und 
dem Versuch, eigene Großmachtinter¬ 
essen umzusetzen. 

Am deutlichsten wird das an den 
Kämpfen um al-Bab. Offiziell gilt der 
türkische Militäreinsatz in al-Bab dem 
Kampf gegen IS. Tatsächlich gilt er wohl 
eher dem Versuch, den Zusammen¬ 
schluss von Gebieten unter kurdischer 
Kontrolle zu verhindern. 


Die russische Föderation hat im 
letzten Jahr Gespräche zwischen kurdi¬ 
schen Gruppen einschließlich der YPG 
und der syrischen Regierung vermittelt, 
die offenbar zu positiven Resultaten ge¬ 
führt haben. Ein weiterer Grund für die 
türkische Regierung, auf ihre Weise ak¬ 
tiv zu werden und ihre Beteiligung an 
den Verhandlungen in Astana zurück¬ 
zufahren - und den Militäreinsatz in al- 
Bab zu verstärken. 

Al-Bab liegt ca. 35 Kilometer süd¬ 
lich der türkischen Grenze und ist der¬ 
zeit noch von IS besetzt. Bewaffnete 
Gruppen, die von der Türkei unter¬ 
stützt werden und türkische Truppen 
agieren in dem Gebiet und versuchen, 
al-Bab zu erobern. Zugleich ist es der 
syrischen Armee gelungen, die Stra¬ 
ße nach al-Raqqa zu erreichen und 
damit den IS in al-Bab von al-Raqqa 
abzuschneiden. Syrische Truppen sind 
in unmittelbarer Nähe von al-Raqqa 
und stehen damit den türkischen Trup¬ 
pen fast unmittelbar gegenüber - mit 
der Gefahr, dass der Konflikt ausge¬ 
weitet wird. Mögliche Aktionen der 
syrischen Armee Richtung Al-Khafsa 
dienen nicht nur dem Kampf gegen IS, 
sondern sollen wohl ein weiteres Vor¬ 
rücken der türkischen Armee verhin¬ 
dern. 

Angriffe der türkischen Luftwaffe 
haben eine Vielzahl von Opfern unter 
der Zivilbevölkerung von al-Bab gefor¬ 
dert, wie die syrische Nachrichtenagen¬ 
tur meldet. Wie schon mehrmals zuvor 
erfolglos fordert die syrische Regierung 
die UN auf, der türkischen Aggression 
und ihren illegalen Aktivitäten inner¬ 
halb Syriens entgegenzutreten. 

Manfred Ziegler 


Die Donezker Volksrepublik (DVR) und 
die Lugansker Volksrepublik (LVR) ha¬ 
ben am 17. Februar gemeinsam ein Pro¬ 
gramm zur Unterstützung der Einwohner 
der von den ukrainischen Streitkräften 
besetzten Gebiete des Donbass vorge¬ 
stellt. Es beinhaltet die Möglichkeit für 
Einwohner der genannten Territorien, 
in den Volksrepubliken zu studieren, das 
Gesundheitssystem in Anspruch zu neh¬ 
men sowie Beratungsstellen an den Kon¬ 
trollposten an der Kontaktlinie zu nutzen. 
Bereits 2016 waren etwa 17 000 Men¬ 
schen aus den ukrainisch besetzten Ter¬ 
ritorien des Donbass und aus der Ukra¬ 
ine in der DVR medizinisch behandelt 
worden. Etwa 1000 Studenten aus den 
genannten Gebieten studieren dort. Mit 
der Erklärung wird der Anspruch ver¬ 
bunden, das gesamte Gebiet, in dem 2014 
das Unabhängigkeitsreferendum statt¬ 
gefunden hat, zu verwalten. Gleichzeitig 
haben die Volksrepubliken ein weiteres 
Mal betont, dass sie die Regelung dieser 
Frage auf friedlichem Weg im Rahmen 
von Minsk-2 vorziehen, auch wenn die 
Einschätzung ist, dass dies mit der der¬ 
zeitigen ukrainischen Regierung kaum 
möglich ist. Kritik wird auch an der 
OSZE-Beobachtermission geäußert, die 
einseitig Stellung nehme. 

Die Angriffe der ukrainischen Streit¬ 
kräfte vor allem auf die Infrastruktur der 
DVR haben wieder zugenommen. Es ist 
kaum zur erwarten, dass ein am 15. Fe¬ 
bruar in der Minsker Kontaktgruppe 
vereinbarter Abzug von schweren Waf¬ 
fen von der Kontaktlinie ab dem 20. Fe¬ 
bruar von der Ukraine umgesetzt wird. 
Das Staatsoberhaupt der DVR Alexan¬ 
der Sachartschenko hat erklärt, dass die 


DVR kein weiteres Mal einseitig Waffen 
abziehen wird. 

Am 18. Februar hat der russische Prä¬ 
sident Putin einen Erlass unterzeichnet, 
dass die Pässe der Volksrepubliken sowie 
weitere Dokumente (Fahrzeugpapiere, Ge¬ 
burtsurkunden, Schulabschlüsse usw.) „bis 
zu einer politischen Regelung der Situati¬ 
on“ in der Russischen Föderation offiziell 
anerkannt werden. Dies gibt den Bürgern 
der Donbassrepubliken die Möglichkeit, 
sich in Russland ohne Visum zu bewegen. 
Es könnte ein erster Schritt zur diplomati¬ 
schen Anerkennung der Volksrepubliken 
durch die Russische Föderation sein. 

In der Ukraine hat die Regierung am 
15. Februar den Energienotstand ausge¬ 
rufen. Dies beinhaltet mögliche Abschal¬ 
tungen der Stromversorgung für mehrere 
Stunden täglich. Ursache sind die fehlen¬ 
den Kohlelieferungen aus dem Donbass, 
wodurch auch der Stillstand von Stahl¬ 
werken in der Ukraine droht. Dies ist 
durch die Blockierung von Eisenbahn¬ 
linien, über die Kohle aus dem Donbass 
geliefert wird, sowie weiterer Verkehrs¬ 
verbindungen durch nationalistische uk¬ 
rainische Aktivisten unter Einsatz von 
Waffen bedingt. Die Regierung kritisiert 
zwar diese „Wirtschaftsblockaden“, unter¬ 
nimmt jedoch nichts Ernsthaftes dagegen. 
Sie fürchtet den Druck von rechten und 
faschistischen Organisationen und ver¬ 
mutlich auch aus Teilen der Regierung. 

Das Kiewer Regime genießt unver¬ 
ändert die Unterstützung des Westens. 
Das hat der Auftritt Poroschenkos auf 
der Münchner Sicherheitskonferenz ge¬ 
zeigt, wo er wieder einmal die russische 
Aggression gegen die Ukraine beschwor. 

Renate Koppe 


Offensive auf 
Westteil Mossuls 

Die irakische Armee hat ihre Of¬ 
fensive zur Eroberung der westli¬ 
chen Stadtteile Mossuls begonnen. 
Ministerpräsident Haider Al-Aba- 
di verkündete letzten Sonntag in 
einer Fernsehansprache den offizi¬ 
ellen Start der Bodenoffensive auf 
die letzte irakische Hochburg des 
„Islamischen Staates“ (IS). Erstes 
Ziel der von Süden vorrückenden 
Soldaten war laut Militär der Flug¬ 
hafen der Stadt. 

In den ersten Stunden der Of¬ 
fensive nahm die Armee nach ei¬ 
genen Angaben bereits mehrere 
Dörfer ein. Die Luftwaffe hatte 
über West-Mossul Flugblätter ab¬ 
geworfen, um die Einwohner vor 
den bevorstehenden Kämpfen zu 
warnen, wie das Kriegsministerium 
in Bagdad mitteilte. 

Nach der Eroberung des Ost¬ 
teils von Mossul im Januar werden 
die „IS“-Kämpfer in den westlich 
des Tigris gelegenen Stadtvierteln 
belagert. Die UNO schätzt, dass 
sich dort zudem etwa 750 000 Zi¬ 
vilisten, darunter viele Kinder, auf¬ 
halten. Die UNO warnte bereits 
seit Wochen vor den dramatischen 
Folgen für die Einwohner. 

Den irakischen Truppen und ih¬ 
ren Verbündeten drohe ein „blu¬ 
tiger Häuserkampf“, wie es die 
„Rheinische Post“ formulierte. Wei¬ 
ter heißt es dort, es dürfe „leider 
auch zahlreiche zivile Opfer geben.“ 

Jeder zweite Bewohner könnte 
im Zuge des Angriffs aus seinem 
Haus fliehen, erklärte in der letzten 
Woche am Samstag die UNO-Ko- 
ordinatorin für den Irak, Lise Gran¬ 
de. Schon jetzt sei die Lebensmit¬ 
tel- und Wasserversorgung knapp. 

Mit Unterstützung der von den 
US-geführten „Anti-IS-Allianz“ 
begann die irakische Armee be¬ 
reits im Oktober ihre Offensive 
auf Mossul. Militärs rechnen damit, 
dass die Eroberung von Westmos- 
sul deutlich schwieriger wird, weil 
die Straßen der Altstadt für Pan¬ 
zerfahrzeuge unpassierbar sind. 

Lenin Moreno 
gewinnt in Ecuador 

Der linksgerichtete Regierungs¬ 
kandidat Lenin Moreno hat die 
Präsidentschaftswahl in Ecuador 
deutlich gewonnen und geht da¬ 
mit als Favorit in die bevorstehen¬ 
de Stichwahl. Der frühere Vizeprä¬ 
sident, der seit einem Raubüberfall 
im Rollstuhl sitzt, kam auf 39,11 
Prozent der Stimmen, wie die na¬ 
tionale Wahlbehörde mitteilte. Auf 
Platz zwei lag mit 28,27 Prozent der 
konservative Politiker und Bank¬ 
besitzer Guillermo Lasso. 

Eine Stichwahl ist für den 
2. April angesetzt. Auf Platz drei 
landete die einzige Frau unter den 
acht Kandidaten, Cynthia Vite- 
ri von der Christsozialen Partei 
(16,37 Prozent). Insgesamt waren 
12,8 Millionen Bürger zur Wahl 
aufgerufen. 

Prozess gegen Soldaten 

Sieben Monate nach einem mut¬ 
maßlichen Umsturzversuch in der 
Türkei hat der Prozess gegen 47 
Angeklagte begonnen, denen die 
„versuchte Ermordung von Präsi¬ 
dent Erdogan“ vorgeworfen wird. 
Darüber hinaus werden sie be¬ 
schuldigt, gegen die Verfassung 
verstoßen zu haben. 44 Angeklag¬ 
te seien in Untersuchungshaft, drei 
weiteren werde in Abwesenheit 
der Prozess gemacht. 

Die Nachrichtenagentur DHA 
berichtete, bei den Angeklagten 
handele es sich um 37 Soldaten und 
zehn „zivile Hintermänner“. Dar¬ 
unter sei der in den USA lebende 
Prediger Fethullah Gülen, den Er¬ 
dogan für den Putschversuch ver¬ 
antwortlich macht. 

Soldaten sollen in der Nacht 
des 15. Juli das Hotel in Marma- 
ris an der Ägäis angegriffen haben, 
in dem Erdogan und seine Fami¬ 
lie Urlaub machten. Erdogan und 
seine Angehörigen waren zu dem 
Zeitpunkt nicht im Hotel. 
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Polizei belästigt Demonstranten - 
4000 Menschen protestieren 
in München gegen Kriegsstrategen 


Etwa 4 000 Menschen - so die Anga¬ 
ben der Veranstalter - beteiligten sich 
am vergangenen Samstag in München 
an der Umzingelung der „Sicherheits¬ 
konferenz“, dem jährlichen Treffen der 
Kriegstreiber im Münchner Nobelhotel 
„Bayerischer Hof“. Drinnen berieten 
unter anderem Bundeskriegsministerin 
Ursula von der Leyen, ihr US-Amts- 
kollege James Mattis, der ukrainische 
Staatschef Petro Poroschenko, Chinas 
Außenminister Wang Yi sowie der tür¬ 
kische Verteidigungsminister Fikri Isik. 
Draußen schotteten tausende Polizis¬ 
ten die Kriegstagung von der Öffent¬ 
lichkeit und den Protesten ab, Mün¬ 
chen war wieder eine Festung. 

Die Sicherheitskräfte belästigten 
die anreisenden Demonstranten zum 
Teil schon in anderen Städten. In Augs¬ 
burg hatten sich Polizisten postiert, um 
„größere Gruppen“ zu melden, die sich 
auf den Weg in die bayerische Fandes¬ 
hauptstadt machten. Ein Bus aus Nürn¬ 
berg wurde stundenlang aufgehalten, so 
dass die mit ihm Reisenden praktisch 
erst zur Abschlusskundgebung in Mün¬ 
chen eintrafen. 

Bei der Abschlusskundgebung am 
Stachus wurde auf einem meterhohen 
Transparent mit Worten Albert Ein¬ 
steins zur Abrüstung aufgerufen. Als 
Bühne diente ein ausrangierter Feu¬ 
erwehrwagen, der für das Föschen der 
Brände stand, die von den Kriegstrei¬ 
bern im Tagungshotel gelegt wurden. 
Von hier aus wandte sich die Kabaret¬ 
tistin Fisa Fitz mit dem Aufruf an die 
Teilnehmenden, den Aussagen von Po¬ 
litikern und Medien zu misstrauen - 
und erinnerte daran, wie das Pentagon 
den Krieg gegen den Irak um jeden 
Preis vom Zaun brechen wollte. Spe¬ 
ziell an ihre Zuhörerinnen gerichtet, 


erklärte sie: „Wer nur ,Frau mit Herz 4 
liest,ist am Ende eine Frau ohne Hirn!“ 

Nach der Auftaktkundgebung teil¬ 
te sich der Protest in zwei Gruppen. 
Mehrere hundert Menschen bildeten 
eine Menschenkette durch die Fuß¬ 
gängerzone vom Stachus zum Marien¬ 
platz. Der größere Teil der Protestie¬ 
renden formierte sich zu einem langen 
Demonstrationszug. Beeindruckend 
war der Jugendblock, zu dem sich die 
SDAJ, die DIDF-Jugend, junge Ge¬ 
werkschafter und Mitglieder anderer 
Verbände zusammengeschlossen hat¬ 
ten. Auf Schildern und Transparenten 
präsentierten die Jugendlichen Rech¬ 
nungen, wie man die für das Treffen der 
Kriegstreiber ausgegebenen Kosten 
besser hätte verwenden können: „Ein¬ 
mal SiKo = 91 743 neue Schulbücher“. 

Mitglieder der DKP bildeten einen 
knallroten Block. Hinter einem Trans¬ 
parent des Münchner Betriebsaktivs 
„Rauf mit den Föhnen - runter mit 
der Rüstung“ wehten die roten Fahnen 
der Partei. Auch Mitglieder befreunde¬ 
ter Organisationen wie der türkischen 
TKP hatten sich hier eingereiht. 

Bei der Abschlusskundgebung auf 
dem Marienplatz rief die Finke-Bun- 
destagsabgeordnete Sevim Dagdelen 
dazu auf, den deutschen Imperialismus 
nicht aus der Verantwortung zu entlas¬ 
sen, auch wenn er sich derzeit hinter der 
blauen EU-Fahne verberge. Sie verur¬ 
teilte die Kumpanei der Bundesregie¬ 
rung mit der Diktatur von Recep Tayy- 
ip Erdogan in der Türkei. Der Theologe 
Eugen Drewermann wies Darstellun¬ 
gen von der Feyens zurück, dass ein Job 
bei der Bundeswehr ein ganz normaler 
Beruf sei: „Kurt Tucholsky hatte Recht: 
Soldaten sind Mörder!“ 

Andre Scheer 
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Lucas Zeise zu Merkels Befragung durch den NSA-Ausschuss 

Vertrauen statt Kontrolle 


D as ist die Macht des Parlaments: 
Die Regierungschefin musste 
sich am Donnerstag vergange¬ 
ner Woche stundenlang den Fragen 
der Abgeordneten stellen. Merkel war 
vermutlich die letzte Zeugin im Un¬ 
tersuchungsausschuss der NSA-Affä¬ 
re. Es geht da um eine vier Jahre alte 
Geschichte. Sie war losgetreten wor¬ 
den, weil Edward Snowden öffentlich 
machte, dass der US-Geheimdienst Na¬ 
tional Security Agency Regierungen, 
Unternehmen und Privatpersonen in 
aller Welt abhörte, darunter auch die 
deutsche Regierung. Etwas später kam 
heraus, dass Frau Merkel persönlich 
abgehört worden war. Und noch etwas 
später, genauer, im März 2015, dass der 
deutsche Auslandsgeheimdienst BND 
sich an den Abhöraktionen der USA 
beteiligt hatte. 

Man könnte das etwas altmodisch 
Hochverrat nennen. Das ist der Aus¬ 
druck, den man verwendet, wenn Teile 
des Regierungsapparats ohne Wissen 
der Regierung gegen diese agieren und 


sie ausspionieren. Im Kanzleramt woll¬ 
te man die Angelegenheit nicht so ernst 
nehmen. „Ausspähen unter Freunden - 
das geht gar nicht“, so beurteilte die 
Kanzlerin leicht tadelnd die Spähat¬ 
tacke der USA. Sie präzisierte diese 
Haltung im Untersuchungsausschuss 
mit der Bemerkung, wenn verbündete 
Staaten sich gegenseitig ausspionierten, 
sei das „eine Vergeudung von Kraft und 
Energie“. Zu Beginn der Affäre über¬ 
legte die Regierung öffentlich, ob man 
mit den Vereinigten Staaten vielleicht 
zu einem „No-Spy-Akommen“ gegen¬ 
seitiger Enthaltung kommen könne, 
biss aber auf Granit. Auch unter dem 
schwarzen Präsidenten Barack Obama 
blieb der enge Geheimdienstverbund 


exklusiv der zwischen den Wasp-Staa- 
ten USA, Britannien, Kanada, Austra¬ 
lien und Neuseeland. („Wasp“ steht für 
Weiße mit angelsächsisch-protestanti¬ 
schem Stammbaum). 

Der aktuelle Präsident Donald 
Trump hat noch ganz andere Probleme 
mit seinen 17 Geheimdiensten, denen 
er als Chef der Exekutive formal vor¬ 
steht. Sein Sicherheitsberater Michael 
Flynn, selbst Chef eines solchen Ap¬ 
parats, der DIA (Defense Intelligence 
Agency), hatte ein Gespräch mit dem 
russischen Botschafter in Washington 
geführt. Das Telefongespräch wurde 
von der CIA abgehört und diese Tatsa¬ 
che den Medien zugespielt. Die veröf¬ 
fentlichte Meinung regte sich nicht über 


die Abhörpraxis des CIA auf - das war 
offensichtlich eine Sache unter Freun¬ 
den - sondern darüber, dass der Mann 
der Regierung mit dem Russen, also 
dem Feind, gesprochen hatte. Weder 
Flynn noch sein Präsident haben Mit¬ 
leid verdient. Festzuhalten aber bleibt, 
dass die Geheimdienste der USA offen 
gegen die Regierung konspirieren und 
dass das von der Öffentlichkeit gebil¬ 
ligt wird. 

Wie weit die Zustände in Deutsch¬ 
land von diesem Zustand entfernt sind, 
wissen wir nicht. Als der Chef des Kanz¬ 
leramtes Peter Altmaier nach eigener 
Darstellung im März 2015 erfahren 
hatte, dass der BND an der Spähakti¬ 
on gegen die eigene Regierung beteiligt 


war, sei er ins BND-Hauptquartier nach 
Pullach gefahren und sei überascht ge¬ 
wesen, dass Teile des Geheimdienstes 
ein Eigenleben entwickelt hätten. We¬ 
der wurde danach der für die Regierung 
gefährliche Geheimdienst aufgelöst, 
noch umgekrempelt, noch der Kontrol¬ 
le des Parlaments unterworfen. Dass die 
Regierung die Kontrolle über die Ge¬ 
heimdienste hat, leugnet sie. Denn sonst 
müssten Merkel, Altmaier und der Ge¬ 
heimdienstkoordinator im Kanzleramt 
Klaus-Dieter Fritsche die Verantwor¬ 
tung nicht nur für die Spähaktionen 
des BND, sondern auch für die Verbre¬ 
chen des Inlandsgeheimdienstes und 
ihre Vertuschung übernehmen. Merkel 
im Untersuchungsausschuss: „Wenn ich 
kein Vertrauen in den BND hätte, könn¬ 
te ich heute nicht mehr Bundeskanzle¬ 
rin sein.“ 

Das unkontrollierte Agieren der 
Geheimdienste ist Regierungabsicht 
und zugleich die größte Gefahr für die 
noch verbliebenen demokratischen 
Restbestände im Land. 



Unter dem Motto „Wir wollen aufnehmen“ demonstrierten letzte Woche Samstag hunderttausende Menschen in Barcelona. 
Organisiert wurde der Protest von der die katalanische lnitiative„Casa nostra,casa vostra“ (Unser Haus ist euer Haus). Am Zug 
nahm Bürgermeisterin Ada Colau von der basisdemokratischen Plattform „Barcelona en Comü“ teil. Auch Gewerkschaften 
hatten zur Teilnahme aufgerufen. Die Demonstranten forderten, Flüchtlinge nach Spanien zu lassen. Spanien hatte sich 
2015 verpflichtet, 17 000 Flüchtlinge aufzunehmen, nach Angaben der Tageszeitung „El Pais“ haben bisher jedoch nur 700 
tatsächlich Schutz im Land erhalten. Große Transparente trugen die Aufschrift: „Keine Toten mehr, öffnen wir die Grenzen!“ 
oder„Katalonien, Aufnahmeland“. In den Reden wurde das Grenzregime in den nordafrikanischen Enklaven Ceuta und Melilla 
kritisert. Rund 500 Menschen hatten es letzte Woche Freitag geschafft, den 6 Meter hohen Zaun in Ceuta zu überwinden. 


Werner Sarbok zur Agenda-Kritik von Martin Schulz 


Waschen reicht nicht 


Ich bitte um Nachsicht, wenn mir bei 
der Ankündigung des sozialdemokrati¬ 
schen Kanzlerkandidaten Martin Schulz, 
soziale Ungerechtigkeiten und plötz¬ 
lich erkannte und benannte Fehler der 
Hartz-Gesetzgebungen zu beseitigen, 
sofort ein Arbeiterlied aus der Weima¬ 
rer Republik einfiel. In dem Lied wurde 
der damalige Wahlkampf der SPD be¬ 
schrieben, es heißt darin: „Wir schlagen 
Schaum, wir seifen ein, wir waschen un¬ 
sere Hände wieder rein.“ 

Schulz räumt ein - und das ist durch¬ 
aus bemerkenswert - dass die Hände der 
Sozialdemokratie beschmutzt sind, ihr 
Werk des Sozialabbaus der letzten Jah¬ 
re/Jahrzehnte war nicht sauber, zumin¬ 
dest aus der Perspektive der arbeitenden 
Menschen betrachtet. 

Berücksichtigt man jedoch Reaktio¬ 
nen aus dem Lager des Kapitals, könn¬ 
te mir dieser Mensch doch tatsächlich 
etwas sympathischer werden. Wolfgang 
Clement, Ex-Sozialdemokrat und heute 
Kuratoriumsvorsitzender der Initiative 
„Neue Soziale Marktwirtschaft“ schäumt 
im Handelsblatt , dass sich die SPD nun 
mit Schulz wieder auf den „Vor-Schrö- 


der-Trip“ begeben. Und kritisiert, das 
„ganze Programm, das die SPD natürlich 
auch schon vor Sigmar Gabriel kannte, 
von dem sich Schulz aber in einem un¬ 
terschied: Er nannte keinen einzigen Lö¬ 
sungsansatz für all das, was er durch die 
Bank als ,nicht gerecht’ charakterisierte.“ 

Es ist spannend, wenn wir erleben, 
dass diese SPD die Agenda 2010 wie¬ 
der auf die Tagesordnung setzt. Selbst¬ 
verständlich hat die SPD das Thema aus 
wahltaktischen Gründen herausgeholt 
und wird es auf ominöse Ungerechtigkei¬ 
ten reduzieren. Denn diese lenken vom 
Wesen dieser Agenda ab, die Lohnkos¬ 
ten im Interesse des Kapitals zu senken 
und die Gewerkschaften zu schwächen. 

Bei Hartz IV geht es nicht um Kos¬ 
metik. Es geht darum, diesen gesamten 
komplexen Generalangriff des deut¬ 
schen Kapitals auf die Interessen der 
arbeitenden Menschen zurückzudrän¬ 
gen. Daher wird der Ansatz von Schulz 
nicht ausreichen. Aber die Chance, das 
Thema Agenda 2010 und damit die so¬ 
zialen Fragen stärker in die tagespoliti¬ 
schen Debatten einzubringen, sollten wir 
nutzen - es ist an der Zeit. 


Manfred Idler hat eine Filmidee 


Science-Fantasy 


Wo steckt der MIK? 

Analyse des Militär-Industrie-Komplex wird gebraucht • 
Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Nein, kein Schreibfehler. 

Ich frage nicht nach Mi(c)k (Jagger), 
dem Uraltfrontmann der „Stones“ der 
mit einen 74 Jahren noch immer wie ein 
ein wild gewordener Derwisch über die 
Bühnen der Welt tobt. Mit MIK ist der 
„Militärisch-industrielle Komplex“ ge¬ 
meint. Dieser Begriff klingt irgendwie 
„marxistisch“; aber er ist es nicht. Er 
wurde von einem der Vorgänger Do¬ 
nald Trumps, dem Oberfehlshaber der 
US-Armee im II. Weltkrieg und späte¬ 
ren US-Präsidenten, General Dwight 
D. Eisenhower geprägt. Er übte nach 
der erfolgreichen Karriere beim Mili¬ 
tär inmitten der schwärzesten Tage des 
Kalten Krieges von 1953 bis 1961 das 
Amt des Präsidenten der USA aus. 

Eisenhower hatte in seiner Amtszeit 
nicht von seinen militärischen Überzeu¬ 
gungen Abstand genommen und war 
nicht vom Falken zur Taube mutiert. 
Deshalb überraschte er in seiner Ab¬ 
schiedsrede umso mehr die ganze Welt. 
Er übte heftige Kritik an der Hilf- und 
Machtlosigkeit des angeblich „mäch¬ 
tigsten Mannes der Welt“ gegenüber 
den großen Rüstungskonzernen und 
ihren Interessenvertretern in Politik 
und Verwaltung. Er fürchtete, dass die¬ 
se Gruppe des Monopolkapitals in Zu¬ 
kunft durch ihre schiere Größe die ame¬ 
rikanische Politik bestimmen könnte. 

„Wir in den Institutionen der Regie¬ 
rung müssen uns vor unbefugtem Ein¬ 


fluss - beabsichtigt oder unbeabsich¬ 
tigt - durch den militärisch-industriel¬ 
len Komplex schützen. Das Potenzial 
für die katastrophale Zunahme fehlge¬ 
leiteter Kräfte ist vorhanden und wird 
weiterhin bestehen. Wir dürfen es nie 
zulassen, dass die Macht dieser Kom¬ 
bination unsere Freiheiten oder unse¬ 
re demokratischen Prozesse gefährdet. 
Wir sollten nichts als gegeben hinneh¬ 
men.“ 

In den 70er Jahren gehörte die War¬ 
nung vor diesem reaktionärsten Teil der 
Monopolgruppen zur gängigen Argu¬ 
mentation marxistischer Kapitalismus¬ 
analyse und -kritik. Ein Standardwerk 
der Imperialismusanalyse des Instituts 
für Gesellschaftswissenschaften beim 
ZK der SED, „Der Imperialismus der 
BRD“, brachte damals eindrucksvolle 
Fakten: 

Danach vereinigten 1968 in den 
USA allein fünf Gesellschaften (Gene¬ 
ral Dynamics, Lockheed Aircraft, Ge¬ 
neral Electric, United Aircaft und Mc- 
Donnell Aircraft) mehr als 45 Prozent 
aller Erstkontrakte für Rüstungsauf¬ 
träge auf sich. In den hundert führen¬ 
den Rüstungskonzernen waren 2100 
ehemalige Oberste und Generäle der 
amerikanischen Streitkräfte in leiten¬ 
den Funktionen tätig. Dass das mit der 
verschärften und barbarischen Aggres¬ 
sion gegen das vietnamesische Volk ein¬ 
herging und mit einer explosionsartigen 


Steigerung des Rüstungsetats war kein 
Zufall. 

Und heute? Ich stelle ein großes 
Analyse-Defizit bei mir/uns fest. Noch 
stochern wir im Nebel um zu verstehen, 
welche Gruppierungen innerhalb des 
Monopolkapitals der USA ein besonde¬ 
res Interesse daran hatten, den mehrfa¬ 
chen Beinahe-Bankrotteur Trump bis ins 
Weiße Haus zu pushen. Aber dass hoch¬ 
rangige Generäle den engsten Berater¬ 
stab von Trump bilden, ist sicherlich kein 
Zufall. Und dass der vor vier Jahren we¬ 
gen einer Affäre mit seiner Biographin 
abgelöste damalige US-Stabschef und 
Vier-Sterne-General Petraeus noch vor 
Ablaufen seiner Strafe bereits als Nach¬ 
folger des grade gescheiterten Sicher¬ 
heitsberaters und Ex-Generals Michael 
Flynn gehandelt wird, passt wie die Faust 
aufs Auge. Früher waren dies eher Zi¬ 
vilisten wie Henry Kissinger, Zbigniew 
Brzezinski oder Condoleezza Rice - 
auch sie waren kaltschnäuzige und ag¬ 
gressive Vertreter des US-Militarismus - 
aber halt keine Militärs. 

Dass Trump nun auf eine riesige 
Aufrüstungswelle der NATO und die 
Erhöhung der Verteidigungsausgaben 
innerhalb des von den USA dominier¬ 
ten Kriegspakts NATO drängt, wird die 
Umsätze des MIK hochschießen lassen. 
Es ist notwendig, diese Strukturen ge¬ 
nauer zu untersuchen. Übrigens auch in 
Deutschland. 


Eine Idee für einen actionreichen 
Blockbuster: Ein Reich in der besten al¬ 
ler möglichen Welten, auf Weisheit und 
Erfahrung gegründet. Ein Gemeinwe¬ 
sen, in dem jeder seinen Platz hat - mit 
eingeschränkter Mobilität nach oben, 
mit großen Chancen zur Positionsver¬ 
änderung nach unten. Ein Rat der durch 
Besitz Würdigsten regiert den Staats¬ 
körper und überlässt die Durchfüh¬ 
rung seiner Weisungen einer Versamm¬ 
lung zu Beratung und Beschluss. Als 
Verkörperung der Einheit dieser wohl¬ 
durchdachten Konstruktion erwählen 
die Weisen alle paar Jahre zwei Persön¬ 
lichkeiten, von denen eine nach Zählen 
der Zurufe aus den Massen als Reprä¬ 
sentant des Staatsganzen gelten darf. 

Nun der Konflikt: Wieder ist die Zeit 
gekommen, den Bevollmächtigten zu er¬ 
wählen. Doch dieses Mal ist alles anders: 
Ganz gegen die Regeln greift einer aus 
den Reihen des Hohen Rats selbst nach 
dem Amt. Getragen von einer Welle des 
Unmuts gegen die Starrheit des Systems 
aus dem Bodensatz der Gesellschaft, ge¬ 
lingt es ihm mit Hilfe einer Armee finste¬ 
rer Trolle - Bewohnern der „Untererde“ 
- gegen den Widerstand seiner Brüder im 
Rat, die Würde des Repräsentanten zu 
erlangen und damit nach der ungeteilten 
Macht zu greifen. Die Weisen besitzen 
aber noch Mittel, um dem Usurpator die 
Macht wieder zu entreißen und das ge¬ 
wohnte Gleichgewicht herzustellen. Sie 
können sich verlassen auf bewaffneten 
Ordnungskräfte, die Ausleger des gesell¬ 
schaftlichen Regelwerks und die Pries¬ 


ter der anerkannten Religion. Die große 
Entscheidungsschlacht dieser Kräfte bil¬ 
det den Kern des Streifens, sie kann bei 
entsprechendem Budget zu einer Leis¬ 
tungsschau der Computeranimation und 
der Pyrotechnik ausgebaut werden. Wie 
sie ausgeht, dürfte klar sein. 

Die unverzichtbare Liebesgeschich¬ 
te müssen sich die Skript-Schreiber aus¬ 
denken, ich kann doch nicht alles ma¬ 
chen und liefere nur das Handlungs¬ 
gerüst. Bei der Besetzung der Rolle 
des Bösewichts sollte darauf geach¬ 
tet werden, dass der Mime dem Typus 
Gert Fröbes entspricht, der einst dem 
„Goldfinger“ im gleichnamigen Bond- 
Film seine Statur lieh. 

Eine Szene will ich allerdings noch 
etwas ausarbeiten, weil sie optisch sehr 
reizvoll ist: Zwei Greise, schon fast im 
Zustand der Auflösung und Vereinigung 
mit dem All-Einen, jedoch zusammenge¬ 
halten durch perfekte Maßkleidung. Mit 
einem dritten, sehr viel jüngeren Mann 
- muskulös, scharf konturierte Züge - 
stehen sie vor den prunkvoll geschwun¬ 
genen Waschbecken eines sehr hellen, 
luxuriösen Toilettenraums, fast eines 
Bedürfnissaals. Aus goldenen, voll aufge¬ 
drehten Hähnen strömt das Wasser, die 
drei waschen sich ausgiebig, den Blick 
starr dem eigenen Antlitz im Spiegel zu¬ 
gewandt, die Hände. Ohne erkennbare 
Regung, mit fast geschlossenen Lippen, 
raunt einer der beiden Betagten: „Lass es 
wie einen Unfall aussehen.“ Der Kräftige 
signalisiert durch ein kurzes Senken der 
Lider, dass er verstanden hat. 
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Alles für die Kinder 


Eine beispiellose Tat der Solidarität der Internationalen Brigaden in 


Spanien • Von Werner Abel 


D er Einsatz der Internationalen 
Brigaden im Spanienkrieg war 
die wohl größte Solidaritätsak¬ 
tion der internationalen kommunisti¬ 
schen Bewegung. Weniger bekannt ist, 
dass diese Solidarität auch den spani¬ 
schen Kindern galt. Denn die, die diese 
Solidarität praktizierten, waren in der 
Mehrheit Kommunisten. 

Als Mitte der achtziger Jahre des ver¬ 
gangenen Jahrhunderts ein antifranquis- 
tischer spanischer Widerstandskämpfer 
auf deren Einladung die noch leben¬ 
den Interbrigadisten der DDR besuch¬ 
te, wandten sie sich mit der Bitte an ihn 
herauszufinden, ob es noch Überlebende 
der Kinder gäbe, die 1937 in dem von 
der XI. Internationalen Brigade gegrün¬ 
deten Kinderheim „Ernst Thälmann“ 
in Moraleja Aufnahme gefunden hat¬ 
ten. Obwohl dieser Widerstandskämp¬ 
fer die einflussreiche Zeitung „El Pafs“ 
gebeten hatte bei der Suche zu helfen, 
blieb das wohl ohne Ergebnis. Moraleja 
aber war nicht das einzige Kinderheim, 
das von den Internationalen Brigaden 
organisiert und betrieben worden war. 
Obwohl in der Memoirenliteratur an ei¬ 
nigen Stellen erwähnt, spielt bis heute, 
von ganz wenigen spanischen Aktivitä¬ 
ten abgesehen, der große Themenkom¬ 
plex „Die Internationalen Brigaden und 
die spanischen Kinder“ kaum eine Rol¬ 
le. Dabei ist es wohl historisch gesehen 
eine absolut singuläre Erscheinung, dass 
militärische Einheiten Mittel und Per¬ 
sonal für Kinder zur Verfügung stellen 
und dass ein Kriegskommissariat wie das 
der Internationalen Brigaden alle Ener¬ 
gie darauf konzentriert, den durch den 
Krieg geschädigten Kindern möglichst 
in allen Städten und größeren Ortschaf¬ 
ten Unterkunft, Fürsorge und Bildung 
zuteil werden zu lassen. 

Ein Schloss wird Heim(at) 

Den Anfang hatte die Führung der XI. 
Brigade gemacht. Dieser Brigade gehör¬ 
te eine große Anzahl Spanier an. Die 
Führung der Brigade fühlte sich ver¬ 
pflichtet, den Kindern ihrer gefallenen 
oder verwundeten spanischen Kame¬ 
raden ein Refugium zu geben. Vincen¬ 
te Uribe, der kommunistische Minister 
für Agrokultur in der spanischen Volks¬ 
front-Regierung, hatte das Jagdschloss 
der Marquesa de Cubas-Herice in Mo¬ 
raleja mit seinen 500 Hektar Boden zu¬ 
nächst den Bauern zur Bewirtschaftung 
übergeben. Das lokale Volksfrontko¬ 
mitee beschloss, das zentrale Gebäude 
der XI. Brigade als Erholungsheim zur 
Verfügung zu stellen. Dafür wurde das 
Schloss auch anfangs genutzt, nach ei¬ 
niger Zeit aber entschied die Führung 


der Brigade aus dem Gebäude ein Heim 
für spanische Kinder zu machen, deren 
Väter oder Brüder Frontkämpfer gewe¬ 
sen waren. 

Am 15. August 1937 wurde der Ho- 
gar de ninos „Ernst Thaelmann“ einge- 


Das Kinderheim „Ernst Thälmann“ (1937) 

weiht und der Kommissar der Brigade 
Heiner (Heinrich Rau) brachte es auf 
den Punkt, als er sagte: „Unsere Kinder 
wissen, warum ihre Väter gefallen sind, 
warum ihre Väter an der Front stehen, 
warum sie in der Kriegsindustrie ihre 
Pflicht erfüllen. Unsere Kinder sollen 
bewusst diese große Zeit des Freiheits¬ 
kampfes des spanischen Volkes miter¬ 
leben. Sie sollen zu Kämpfern für die 
große Sache des Volkes, gegen die fa¬ 
schistische Barbarei, für die Freiheit ih¬ 
res Landes und ihr Volk heranwachsen.“ 
Geleitet wurde das Heim, das pro Be¬ 
legung ca. 60 Kinder beherbergte, von 
dem verwundeten deutschen Interbri¬ 
gadisten Ludwig Habermann und dem 
Spanier Luis Navarro. Das Heim erfuhr 
eine besondere Bedeutung auch da¬ 
durch, dass hier, mit der gleichzeitigen 
Bitte, sich auch um die Kinder zu küm¬ 
mern, Alfred Kantorowicz, Ruth Rewald 
und Lise Lindbaek an ihren Manuskrip¬ 
ten über den Spanischen Krieg arbeiten 
konnten. 

Das Kinderheim in Moraleja wurde 
von den Interbrigadisten durch regel¬ 
mäßige Spendenaktionen unterstützt. 
Da die Spendenlisten erhalten geblie¬ 
ben sind, ist abzulesen, wie hoch die 
Bereitschaft der Brigadisten war, den 
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Kindern zu helfen. Ein Soldat der Inter¬ 
brigaden erhielt etwa 310 Pesetas Sold. 
Die meisten Brigadisten spendeten oft 
zwischen 20 und 50 Pesetas. Das waren 
für damalige Zeiten hohe Beträge, denn 
oft brauchten die Kämpfer ihren Sold 


auch für zusätzliche Nahrungsmittel 
und Dinge des täglichen Bedarfs. 

Bildung, Pflege, Betreuung... 

In rascher Folge entstanden im Umfeld 
der Hospitäler der Internationalen Bri¬ 
gaden weitere Kinderheime und Kinder¬ 
gärten, in denen die spanischen Kinder 
Bildung, Pflege und medizinische Be¬ 
treuung erhielten. Hier ist vor allem der 
„Campo Lukacz“ zu erwähnen, der sei¬ 
nen Namen nach dem gefallenen Kom¬ 
mandeur der XII. Internationalen Briga¬ 
de, Pavol Lukacz, erhielt. Unter diesem 
Namen hatte sich der weltkriegserfahre¬ 
ne ungarische Offizier, Schriftsteller und 
Kommunist Mate Zalka der bedrohten 
Republik zur Verfügung gestellt. Der 
Campo Lukacz gehörte zum Hospital¬ 
komplex von Murcia und wurde von den 
Spenden der Verwundeten in den vier 
Hospitälern finanziert. Geleitet wurde 
dieses Kinderheim von der kroatischen 
Ärztin Dr. Anka (Adela Bohunicka) und 
dem Franzosen Marcel Pimpaud. 

Der Interbrigadist Karl Popp erin¬ 
nerte sich: „In Murcia und in anderen 
Städten sammelten die Kameraden der 
Internationalen Brigaden elternlose 
Kinder von der Straße auf, Waisen, de¬ 
ren Eltern bei Bombenangriffen und an 
der Front gefallen waren. Wir fassten sie 
in einem Kinderlager zusammen und ga¬ 
ben ihnen ein Dach über den Kopf. Die 
Kinder, die vorher auf der Straße bettel¬ 
ten und unter freiem Himmel campiert 
hatten, bekamen von uns wieder regel¬ 
mäßige Mahlzeiten, anständige Kleider 
und Spielzeug, das wir oft gemeinsam 
mit den Kindern bastelten. Sie lernten 
lesen und schreiben, denn für diese Kin¬ 
der gab es vorher keinen Unterricht. In 
das Lager kamen von Tag zu Tag mehr 
Kinder, denn es sprach sich schnell he¬ 
rum, dass es dort in dem Kinderlager 
„General Lukacz“ regelmäßige Mahl¬ 
zeiten gab und dass sie nicht mehr auf 
der Straße betteln brauchten. Die Ale- 
manos, wie sie uns nannten, sangen mit 
den Kindern Lieder und erzählten ih¬ 
nen u.a., wer die Bomben auf die Städte 
Spaniens schmeißt und warum sie ihre 
Eltern verloren haben. Diese Kinder, 
die heute erwachsen sind, werden die 
Zeit bestimmt nicht vergessen haben.“ 

Die Begegnung mit den Kindern 
hatte aber auch auf viele Patienten der 
Hospitäler eine positive Wirkung, die 
Ärzte erkannten bald den therapeuti¬ 
schen Wert für den Heilungsprozess der 
Verwundeten und Kranken. 

Weitere Heime wurden in Benicas- 
sfm, geleitet von der Österreicherin Dr. 
Fritzi Brauner, und in Benissa, dem die 
Österreicherin Dora Kaiser und der 
Pole Dr. Michel vorstanden, errichtet. 
Verantwortlich für das Heim in Denia 
war der italienische Kommunist Edgar- 


do Mutti. Auch die Hospitäler der Inter¬ 
brigaden in Matarö, Orehuela, Badado- 
na, Moyä, Castelldefels, Santa Coloma 
de Farnes, Vieh und S Agarö betrieben 
Heime oder Kindergärten. Insgesamt, 
so kann eingeschätzt werden, betreuten 


die Internationalen Brigaden in ihren 
Heimen, Kindergärten und Sanitätsein¬ 
richtungen und in einer eigens gegrün¬ 
deten Organisation etwa 60 000 spani¬ 
sche Kinder, in den Zeiten des Krieges 
war das eine gewaltige Leistung. 

Ein Programm 

Die genannte Organisation bedarf, weil 
sie mit Sicherheit in der Geschichte der 
Kriege einmalig bleibt, einer besonde¬ 
ren Erwähnung. Ende 1937 beschloss 
das Kriegskommissariat der Internati¬ 
onalen Brigaden, das von dem italieni¬ 
schen Kommunisten Luigi Longo, mit 
dem Pseudonym „Gallo“ Generalins¬ 
pekteur-Generalkommissar der Briga¬ 
den, ein Betreuungsprogramm für die 
spanischen Kinder in der gesamten repu¬ 
blikanischen Zone. Ausgangspunkt war 
zunächst, dass viele Kinder aus Barcelo¬ 
na und Umgebung durch die deutschen 
und italienischen Luftangriffe ihre Hei¬ 
me verloren hatten oder ihre Väter für 
die Republik an den Fronten kämpften 
und die Mütter, vielfach in der Verteidi¬ 
gungsindustrie beschäftigt, nicht mehr 
in der Lage waren, für regelmäßige Er¬ 
nährung oder den Gang zur Schule zu 
sorgen. Am 1. Januar 1938 wurde vom 
Kriegskommissariat der Internationa¬ 
len Brigaden, das 150 000 Pesetas zur 
Verfügung stellte, in Zusammenarbeit 
mit der katalanischen Roten Hilfe und 
dem Unterrichtsministerium der spani¬ 
schen Republik das Comite Pro-Ninos 
espanoles gegründet. Das Logo dieser 
Organisation zeigte einen hochgeklapp¬ 
ten Stahlhelm, unter dem Kinder Schutz 
suchen. Auch hier wurde an die Solida¬ 
rität der Interbrigadisten appelliert und 
tatsächlich konnten dem Komitee schon 
am 7. Februar 76 687 Pesetas übergeben 
werden. Das Komitee unterstand dem 
Kriegskommissariat der Brigaden und 
wurde geleitet von dem aus dem Ei¬ 
sass stammenden Pädagogen Dr. Alfred 
Brauner, der von seiner Frau Dr. Fritzi 
Brauner, von Dr. Anja Hammerstein, 
Gertrud Lüdke, Dora Kaiser, dem Eng¬ 
länder Henry Stuart unterstützt wurde. 
Weitere Unterstützung fand das Komitee 
auch durch die großen kommunistischen 
und linken Zeitungen des Auslands. Pa¬ 
tenschaften übernahmen kommunisti¬ 
sche Abgeordnete in Frankreich und Or¬ 
ganisationen wie das Welt-Frauenkomi¬ 
tee gegen Imperialismus und Krieg. Von 
deutscher Seite engagierte sich auch die 
Deutsche Freiheitsbibliothek in Paris. 

Der Anspruch des Komitees, die ge¬ 
samte republikanische Zone Spaniens 
mit einem dichten Netz von Kinderhei¬ 
men zu überziehen, konnte allerdings 
nur dort realisiert werden, wo sich die 
Interbrigaden längere Zeit aufhielten 
und wo sich vor allem deren Sanitäts¬ 
und Rehabilitationszentren befanden. 
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Anderenorts waren die lokalen Behör¬ 
den, die ja mit den verschiedensten Pro¬ 
blemen des Krieges konfrontiert waren, 
derart überfordert, dass der Gedanke an 
Musterheime wieder aufgegeben und 
dafür auf die Schaffung von Kindergär¬ 
ten, Spielplätzen und Schulen orientiert 
wurde. Vielfach war es schon ein Sieg, 
wenn den einheimischen und vor allem 
den Flüchtlingskindern eine regelmäßi¬ 
ge Ernährung garantiert werden konnte. 

Zu den rührendsten Dokumenten, 
die aus dem Spanischen Krieg erhal¬ 
ten blieben, gehören ohne Zweifel 160 
Fragebögen, die im Juni 1938 an Kin¬ 
der aus Prat de Llobregat, einem Ort 
am Rande von Barcelona, ausgegeben 
worden waren. Diese Kinder waren we¬ 
gen der ständigen Bombardements eva¬ 
kuiert worden, deshalb beantworteten 
sie auch die Frage, was der Krieg für sie 
bedeutete, mehrheitlich mit „Flugzeu¬ 
gen Bomben, Tod und Zerstörung“. Die 
meisten der Kinder hatten nur Bohnen 
und Kartoffeln, ohne Öl, gegessen, kei¬ 
nes erwähnte Fleisch. Fast alle Väter wa¬ 
ren an der Front. Etwa 80 Prozent der 
befragten Kinder wollten in der UdSSR, 
in Russland leben. Für den zwölfjähri¬ 
gen Juan Lozente Maresma war Russ¬ 
land die Nation der Arbeiter, Pilot woll¬ 
te er werden, um der Volksfrontrepublik 
zum Sieg zu verhelfen. Sein Leben nach 
diesem Sieg wünschte er sich „mit viel 
Freude, Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit, 
Arbeit und Essen“. Auch der elfjährige 
Luis Milicin Espi wollte Pilot werden, 
„um Franco zu vernichten und die Re¬ 
publik zu schützen“. Für Carmen Duran- 
te Aldabaldetrem, 12 Jahre alt, war die 
Sowjetunion ebenfalls das Wunschland, 
weil es das „Vaterland der Pioniere“ ist, 
in dem sie sich zur Krankenschwester 
ausbilden lassen kann, um den verwun¬ 
deten Kämpfern helfen zu können. Fast 
alle wünschten sich ein Fahrrad, die 
Mädchen oft Nähmaschinen, um den 
Eltern helfen zu können. Der sechsjäh¬ 
rige Miguel Barra Capella träumte von 
„einem besonders großen Gewehr, um 
die Faschisten zu töten“. Regelmäßig 
und ausreichend essen zu können, das 
war der Wunsch aller Kinder. Dieser 
Wunsch konnte zumindest in den Hei¬ 
men der Interbrigaden erfüllt werden, 
auch dann, wenn selbst für die Brigadis¬ 
ten die Verpflegung knapp wurde. 

Am 21. Juli 1938 rief das Komitee die 
Kinder auf, ihr Leben in Zeichnungen 
auszudrücken. Diese Zeichnungen soll¬ 
ten dann weltweit gezeigt werden. Dazu 
ist es nicht mehr gekommen. Erhalten 
geblieben ist allerdings ein eindrucks¬ 
volles Album mit Bildern, die die spani¬ 
schen Kinder für die verwundeten Inter¬ 
brigadisten gezeichnet hatten. 

Was wurde aus den Kindern? 

Durch die sich verschlechternde militä¬ 
rische Situation für die Republik muss¬ 
ten auch die Hospitäler und Kinderhei¬ 
me evakuiert werden. Aber auch nach 
dem Abzug der Internationalen Bri¬ 
gaden von der Front kümmerten sich 
die Interbrigadisten weiter um „ihre“ 
Kinder und sicherten dann für viele die 
Flucht nach Frankreich. Aber auch dort, 
wo die Kämpfer der Internationalen 
Brigaden gezwungen waren, unter ent¬ 
setzlichen Bedingungen zu leben, wurde 
den spanischen Kindern weiterhin ge¬ 
holfen. Leider ist auch darüber noch viel 
zu wenig bekannt. 

Es wird wohl auch kaum noch mög¬ 
lich sein zu erfahren, was aus den Kin¬ 
dern der Internationalen Brigaden ge¬ 
worden ist. Glück hatten vermutlich die, 
denen es mit ihren Familien gelang, ins 
Exil zu gehen. In Spanien selbst setz¬ 
te Franco seinen „Kreuzzug gegen den 
Kommunismus“ auch erbarmungslos 
gegen die Kinder von Republikanern 
fort. Tausende wurden ihren Eltern 
entrissen und zur Adoption freigegeben 
oder in Heime gebracht, wo sie unter 
kirchlicher Obhut umerzogen werden 
sollten. Viele von ihnen werden sich mit 
Wehmut an die Internationalisten erin¬ 
nert haben, die in diesem fürchterlichen 
Krieg alles versucht hatten, den Kindern 
eine bessere, eine freundlichere Zukunft 
zu erkämpfen. 
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Ehrung 

Knapp drei Jahre nach dem Tod von 
Gabriel Garcia Märquez ist in Havan¬ 
na eine Bronzestatue des kolumbiani¬ 
schen Schriftstellers enthüllt worden. 
Das Denkmal wird verstanden als Hom¬ 
mage an den Literaturnobelpreisträger, 
der eng verbunden war mit Havanna, der 
Karibik und Kuba. 

Mit der Skulptur will sich die kolum¬ 
bianische Regierung außerdem bei den 
Kubanern für ihre Unterstützung des 
Friedensprozesses mit der FARC-Gue- 
rilla bedanken. Die lebensgroße Statue 
von Garcia Märquez, der mit dem kuba¬ 
nischen Revolutionsführer Fidel Castro 
befreundet war und in den 80ern eini¬ 
ge Jahre in Havanna lebte, stammt von 
dem kubanischen Bildhauer Jose Villa 
Soberön. 

Garcia Märquez erhielt 1982 den 
Nobelpreis für Literatur, das Preisgeld 
steckte er in die Gründung der Zeitung 
„El Otro“. Drei Empfehlungen aus sei¬ 
nem umfangreichen Werk: „Das Aben¬ 
teuer des Miguel Littin - Illegal in Chile“, 
„Hundert Jahre Einsamkeit“ und seine 
Autobiografie „Leben, um davon zu er¬ 
zählen“. 

Nominierung 

Das Deutsche Fußballmuseum in Dort¬ 
mund ist für einen der renommiertesten 
Museums-Preise nominiert worden - den 
„Museum of the Year Award“ (EMYA). 
Es gehört damit zum Kandidatenkreis 
des ältesten Wettbewerbs dieser Art, der 
unter Experten als „Museums-Oscar“ 
gilt. Bisherige Preisträger waren unter 
anderem das Guggenheim-Museum in 
Bilbao (2000) und das Rijksmuseum in 
Amsterdam (2015). Dass ein Sportmuse¬ 
um die Gunst der Juroren gewinnt, ist un¬ 
gewöhnlich. „Es ist für uns ein absolutes 
Highlight, wenn wir in der Champions 
League der Museumswelt mitspielen. 
Das zeigt, dass der Fußball im kulturel¬ 
len Leben angekommen ist“, sagte Mu¬ 
seumsdirektor Manuel Neukirchner der 
Deutschen Presse-Agentur. 

Der Satz ist typisch für eine Denke, 
die meint, Sport, Unterhaltung und Ver¬ 
gnügen müssten sich bei der „Hochkul¬ 
tur“ anbiedern, um irgendwelche höhe¬ 
ren Weihen zu erhalten. 

Der unter der Schirmherrschaft des 
Europarats stehende EMYA soll innova¬ 
tive Entwicklungen in der internationa¬ 
len Museumsszene fördern und bekannt 
machen. Er wird seit 1977 entweder an 
ein kurz zuvor neu eröffnetes Muse¬ 
um oder an ein Museum mit komplett 
modernisierter Ausstellung vergeben. 
Das Ausstellungsgebäude in Dortmund 
wurde vor gut einem Jahr eröffnet und 
liegt zentral am Dortmunder Haupt¬ 
bahnhof, ein Besuch und ein Blick ins 
umfangreiche Veranstaltungs- und 
„Kulturprogramm lohnt sich. 

Nachahmenswert 

Die New Yorker Stadtbibliothek be¬ 
nennt anlässlich des 90. Geburtstags 
von Harry Belafonte Anfang März eine 
Außenstelle in Harlem nach dem En¬ 
tertainer. Der Bürgerrechtler und So¬ 
zialist setzte sich im Vorwahlkampf für 
Bernie Sanders ein, bei einem Kuba- 
Besuch sagte er, „Es dürfte schwer sein, 
ein Land zu finden, das mehr Wert legt 
auf die Kultur seiner Menschen und die 
Entwicklung dieser Kultur als Kuba.“ 
Die Stadtteilbücherei an der 115. Straße 
in Manhattan werde künftig Belafontes 
Namen tragen, teilten die New York Pu¬ 
blic Library und Bürgermeister Bill de 
Blasio mit. „Harlem hat einen ganz spe¬ 
ziellen Platz in meinem Herzen und ich 
fühle mich geehrt, dass ich jetzt einen 
speziellen Platz in Harlem haben werde“, 
sagte Belafonte. 

Zum Netz der New Yorker Stadtbib¬ 
liothek gehören 92 Stadtteil-Filialen, die 
jährlich von rund 18 Millionen Menschen 
besucht werden. 

Eine nachahmenswerte Idee, es gibt 
sicherlich in jeder Stadt Künstler und 
Künstlerinnen, die für ihr antifaschisti¬ 
sches und demokratisches Engagement 
auf eine solche Art geehrt werden könn¬ 
ten. Stadtbüchereien und Stadtteilbüche¬ 
reien müssen doch nicht so langweilig 
nur den Städtenamen oder den Stadt¬ 
teilnamen tragen, mit solchen Ehrungen 
könnte so einiges ins Bewusstsein kom¬ 
men. Herbert Becker 


Ihren Film über Nordkorea bezeich¬ 
net Regisseurin Cho Sung-Hyung als 
„Heimatfilm“. Damit ist die Linie be¬ 
reits vollständig erklärt: Cho will Nord¬ 
korea nicht erklären, sie will sich an¬ 
nähern. Damit teilt sie die wichtigs¬ 
te Schwäche der meisten bekannten 
„Dokumentationen“ über Nordko¬ 
rea nicht, die wie überambitionierte 
Urlaubsfilmchen daherkommen, die 
das zu Sehende (und Unverstandene) 
ständig kommentieren müssen, um es 
ja nicht sacken zu lassen. 

Eine weitere Stärke ihres Films er¬ 
gibt sich dadurch, dass Cho in Korea 
aufgewachsen ist - und zwar im Süden. 
Das hat ihr den Zugang zu ihren Inter- 
viewpartnern, darunter eine Näherin, 
ein Bauer, eine alte Dame aus der Elite 
des Landes, sichtbar erleichtert - allein 
schon deshalb, weil keine Übersetzung 
nötig ist. Cho hat allerdings ihre kore¬ 
anische Staatsangehörigkeit aufgeben 
müssen, um diesen Film machen zu 
können. Da sie ohne Erlaubnis der süd¬ 
koreanischen Regierung in den Norden 
reiste, hätte ihr im Süden bei Rückreise 
Verhaftung gedroht. 

Cho Sung-Hyung bringt für einen 
Film über Nordkorea die richtige Mi¬ 
schung aus Neugier und Respekt mit. 
Sie wirkt dabei anfangs allerdings so 
naiv-jugendlich, dass sie von einer 
deutlich jüngeren Museumsführerin 
denn auch gleich den fast mütterlichen 
Rat erhält, sich doch bald Kinder anzu¬ 
schaffen - Cho ist über 50 und Profes¬ 
sorin in Saarbrücken. 


Über Volker Braun ist viel geschrie¬ 
ben worden; der „Großschriftsteller der 
DDR“, wie er auch bezeichnet wird, und 
Büchner-Preisträger von 2000 hat seine 
Leser, Kritiker und die Literaturwissen¬ 
schaft immer angeregt und beschäftigt: 
mit seinen literarischen Leistungen, mit 
seinen imposanten Denkgebäuden und 
mit seiner konsequenten Haltung. Er 
fordert viel von seinen Lesern, wenn 
sie ihm folgen wollen und von den ge¬ 
genwärtigen Verhältnissen und den ih¬ 
nen innewohnenden Widersprüchen 
ausgehen. Leicht hat er es keiner Seite 
gemacht, weil sich seine Werke aus sei¬ 
nem Leben und Denken in der DDR er¬ 
gaben, aber nie nur Kritik an der DDR, 
sondern Kritik grundsätzlicher Gesell¬ 
schaftsverhältnisse waren. Trotz einer 
Fülle von Literatur über ihn und auch 
mancher Bücher lag bisher noch keine 
geschlossene Gesamtdarstellung vor. 
Diese Lücke sollte durch die vorliegen¬ 
de Arbeit, die aus einer Dissertation her¬ 
vorgegangen ist, geschlossen werden. 
Kein Zufall war, dass die umfangreiche 
Arbeit nun leicht zugänglich in Volker 
Brauns ehemaligem Verlag, dem Mittel¬ 
deutschen Verlag Halle, erschien, denn 
dieser Verlag hat mit dem Werk Brauns 
und einer zehnbändigen Ausgabe „Texte 
in zeitlicher Folge“ einen wesentlichen 
Teil seines Profils erhalten. So etwas ver¬ 
pflichtet zu einer Art Fürsorgepflicht ge¬ 
genüber dem Autor. 

Um es vorwegzunehmen: Die Lü¬ 
cke klafft nach wie vor; aber die Ar¬ 
beit macht deutlich, was zu leisten ist, 
will man sie schließen; sie hat es nicht 
geschafft. Und auch dem Verlag muss 
man sagen: Das ist nicht die Fürsorge¬ 
pflicht, die man von ihm erwarten konn¬ 
te, ja musste. Dennoch ist die Publikation 
aufschlussreich, weil sie mit ihren Män¬ 
geln ausweist, was Volker Braun von sei¬ 
nen Lesern verlangt und was er anbie¬ 
tet. Hier wurde das verdrängt, er selbst in 
eine Ecke gestellt, die dunkler nicht sein 
konnte: „Der innere Zwiespalt zwischen 
Aufbegehren und Systemtreue blockiert 
ihn selbst und macht sein Handeln für 
die Außenwelt undurchschaubar.“ (426 f.) 
Wer so schreibt, hat von Brauns Denken 
und Werk nichts begriffen oder versucht 
in bösartiger Weise ein erstaunliches li¬ 
terarisches Werk der deutschen Literatur 
zu entwerten, um es zu verdrängen. 


Dieses Verhältnis zu den Interview¬ 
partnern ändert sich im Laufe des 
Films. Am Schluss wird sie zur großen 
Schwester einer jungen Näherin, die sie 
am Strand nach ihren Träumen für die 
Zukunft fragt. Die weiteren Begegnun¬ 
gen - vom Ingenieur Ri Ju Hyok, der 
im modernen Wasservergnügungspark 
Munsu in Pjöngjang arbeitet, bis zur 
Bäuerin Kim Chun Hwang, mit der sie 
über Essen und Liebe redet - sind kei- 


Das Verfahren hat sich eine spezi¬ 
elle Methode geschaffen: Die Darstel¬ 
lung des literarischen Werks geht vom 
Klischee des „Spannungsverhältnisses 
zwischen Sprache und Macht“ (12) im 
Werk Volker Brauns aus, ohne eines sei¬ 
ner Werke zu analysieren. Falls sich ein 
erläuternder Versuch einschleicht, wird 
er zur Parodie: Das berühmte Gedicht 
„Das Eigentum“ (1990), das Brauns Ab¬ 
wehr von westlichem Wohlstand aus- 
weise, habe er schreiben können, weil er 
durch seine Reisen in den Westen „ein 
zumindest oberflächliches Bild von den 
dortigen Lebensumständen“ (433 f.) ge¬ 
habt habe. Dass, in Versalien gedruckt, 
in dem Gedicht ein alternatives Zitat zu 
Georg Büchner steht, ist der Verfasserin 
kein Wort wert: „KRIEG DEN HÜT¬ 
TEN FRIEDE DEN PALÄSTEN“. 

Brauns Hoffnungen waren 1989 zer¬ 
stört worden. Statt Büchners „Krieg den 
Palästen“ drohte trotz westlicher Le¬ 
bensumstände den Hütten Zerstörung. 
Ob sprachliches Unvermögen oder Ab¬ 
sicht, selbst der zentrale Vorgang des 
Gedichtes ist bei der Autorin nicht ein¬ 
deutig: Bei Braun verlässt sein Land ihn, 
aber hier heißt es: „Im Gedicht sagt das 
lyrische Ich, es fühlt sich außer Stande, 
weiter ,mein Land 4 zu sagen. Stattdessen 
habe es ihm ,den Tritt 4 versetzt.“ (434) 
Wer hat wen getreten? 

In der Darstellung wirkt sich der 
Grundirrtum der Arbeit aus. Bereits 
der erste Satz verrät ihn: Braun wird 
zitiert mit seiner Beschreibung des 
„aufwühlendste(n) Widerspruchs zwi¬ 
schen den Leuten“ (11); daraus wird 
geschlussfolgert, Braun prangere „das 
Machtungleichgewicht zwischen den 
oberen und den unteren Gesellschafts¬ 
schichten an“ (11). Aber Braun widmet 
sich dem Gegensatz von oben und unten 
in allen Systemen und betreibt Ernüchte¬ 
rung, keine Harmonisierung. Er widmet 
sich grundsätzlich Gegensätzen, nicht 
Übereinstimmungen. Es sind auch nicht 
die Lebensumstände, westlicher Wohl¬ 
stand und die Konzentration auf Kon¬ 
sumgüter, die Volker Braun angreift - 
so kurz hat dieser Dichter nie gedacht -, 
sondern es war die „Hoffnung“ als Ziel 
und der Weg als Erreichtes. Es stand in 
dem Gedicht, aber man muss lesen kön¬ 
nen. Zusätzlich verkennt die Autorin die 
Begriffe: Braun hat Philosophie studiert, 


ne Zufallsbegegnungen, wie die Regis¬ 
seurin Cho selbst klarstellt. Dennoch 
sind sie interessant, weil Cho einfach 
Zeit mit ihnen verbringt und ständig 
Fragen hat - nach Bikiniverbot und 
Energieversorgung im Schwimmbad, 
warum die Arbeiterin in der Textilfa¬ 
brik Näherin geworden ist und wie sich 
Partner in Nordkorea kennenlernen. 

Ihre Methode der Annäherung 
und Darstellung unterschiedet sich 


auf die Inhalte seines Studiums und auf 
seine philosophischen Lehrer geht die 
Arbeit nicht ein. Gegensatz und Wider¬ 
spruch sind für Braun philosophische 
Kategorien, keine Ausdrücke des Pro¬ 
tests. Der Philosoph Braun entwickelt in 
seinem Werk eine Ästhetik der Wider¬ 
sprüche; Widerspruch ist nicht gleich Kri¬ 
tik, wie Hannah Schepers meint und auf 
einem Höhepunkt des Missverstehens 
formuliert, Braun schwanke zwischen 
„Anpassung und Widerstand“ (143). 

Bereits die Beschreibung der 
Untersuchungsmethode erweist 
sich als kabarettreif: Statt einer 
„literaturwissenschaftliche(n) Sicht“ 
(15), auf die Schepers verzichtet, wird 
eine „sachorientierte (...) Perspektive“ 
(13) gewählt, die sich als ideologische er¬ 
weist. Ein Dichter wird ohne literarische 
Kompetenz beurteilt, auf ästhetische 
Wertung wird verzichtet, eine sachori¬ 
entierte Perspektive - was auch immer 
das ist - bevorzugt und diese aus der für 
Brauns Werk falschen Wirklichkeit, der 
Bundesrepublik, bezogen. Das führte zu 
einer paradoxen Abschlussbewertung: In 
der Zeit seit 1990, 20 Seiten gegenüber 
420 Seiten bis 1989, wirke Braun, „ohne 
neue soziale Entwürfe zu entwickeln, die 
in einem System wie der Bundesrepub¬ 
lik umsetzbar wären“ (443), als wäre es 
Braun auch nur ein einziges Mal um die¬ 
ses System gegangen. 

Brauns großes Werk nach 1989 mit 
den bisher zweibändigen „Werktagen“, 
„Das unbesetzte Gebiet“, „Die hellen 
Haufen“ und anderen Werken wird pau¬ 
schal als überholt abgetan, eine „breite 
Öffentlichkeit“ erreiche er damit „trotz 
seiner gesamtdeutschen Perspektive“ 
(438) nicht. Das kann nur sagen, wer Vol¬ 
ker Brauns Denken auf die Borniertheit 
und Kleinkariertheit dieser Perspektive 
beschränkt und von diesem Dichter und 
Philosophen nichts, aber auch gar nichts 
begriffen hat, sein Publikum nicht kennt. 
Das alles stützte sich auf entsprechend 
ausgewählte Sekundärliteratur; große 
Teile der linken Presse, vor wie nach 
1989, wurden ausgeschlossen. 

Ein bevorzugtes Wort des Buches ist 
„versteckt“ und „verstecken“. Braun ver¬ 
stecke „Missbilligung in seinen literari¬ 
schen Texten“ (141); man fragt sich, war¬ 
um er dann überhaupt schreibt, wenn er 
versteckt. Aber auch das Ministerium für 


nicht wesentlich von ihrem früheren 
Dokumentarfilm über das schleswig¬ 
holsteinische Dorf Wacken, „Full Me- 
tal Village“ aus dem Jahr 2006. Auch 
hier geht es nicht um das Bekannte 
oder vermeintlich Offensichtliche - die 
Bands und die erste Reihe der Orga¬ 
nisatoren des Wacken-Open-Airs. Es 
geht um den Bauern, der den Acker 
bereitstellt und den Dorfladen - bei¬ 
de verdienen sich einmal im Jahr eine 
unterschiedlich große goldene Nase -, 
um Müllsammler, Ordner und um den 
inzwischen verstorbenen Milchbau¬ 
ern Plähn, der Cho geduldig den Un¬ 
terschied zwischen einer Kuh und ei¬ 
nem Kalb erklärt. Nicht, dass sie diesen 
nicht kennt, aber höflich nickend und 
lächelnd nimmt sie auch hier die Rolle 
der Schülerin ein. 

Als beste Vorbereitung auf den 
Dreh in Nordkorea bezeichnet Cho im 
Promo-Interview allerdings ihren Film 
über das deutsche Fußballnational¬ 
team „11 Freundinnen“: „(D)ie äußerst 
schwierigen Drehsituationen und ex¬ 
trem unerfreulichen Erfahrungen mit 
dem DFB, die ich beim Dreh für den 
Film ,11 Freundinnen 4 erlebt habe, ha¬ 
ben mir sehr viel geholfen zu verstehen, 
wie ein totalitäres System funktioniert 
und wie eine Kultur der Angst auf die 
Menschen auswirkt 44 

Friedhelm Vermeulen 

„Meine Brüder und Schwestern im Nor¬ 
den“ Ein Heimatfilm, Spieldauer: 109 
Minuten 


soll 


Staatssicherheit „versteckt“ seine Ziele 
„unter dem Schein der rein wissenschaft¬ 
lichen Beteiligung von Literaturexper- 
ten“ (184) - der Satz ist so sinnlos, dass 
man ihn gar nicht zu erläutern vermag. 
Auch anderes bleibt hinter vorhandenem 
Wissen zurück. Es werden unbestätigte 
Thesen beim Bitterfelder Weg (38 ff., 71. 
139 u.ö.) benutzt, zur Lyrikentwicklung 
(189); sie verwendet falsche (Zulassungs¬ 
politik, 37) und sogar justiziable Lügen 
(Braun habe seine Unterschrift gegen 
die Biermann-Ausbürgerung zurückge¬ 
zogen, 234 u.ö.). Zahlreiche Fehler und 
Lücken (der Einfluss Hans Mayers, das 
Philosophiestudium Brauns, schreiben¬ 
de Studenten, unerwähnte Werke), der 
Verzicht auf Brauns Beschäftigung mit 
Traditionen, besonders der Aufklärung 
(Diderot für Hinze-Kunze) und Georg 
Büchners, machen die Arbeit weiter 
wertlos. Zitate wurden nicht überprüft 
oder sind ungenau (Anm. 262 u.a.). 

In der Danksagung Hannah Sche¬ 
pers 1 wird Günther Rüther für die Be¬ 
treuung gedankt; es fällt schwer, den Zu¬ 
stand der Untersuchung allein der Au¬ 
torin zuzuschreiben. Rüther hatte eine 
ähnliche Vorstellung von Braun; er warf 
ihm 1992 vor, keine „konkreten Anga¬ 
ben zu einer zukünftigen Gesellschafts¬ 
ordnung“ („Greif zur Feder, Kumpel“, S. 
192) nach 1990 gemacht zu haben. Das ist 
von ähnlicher Qualität wie seine Feststel¬ 
lung über den Bitterfelder Weg: „Bitter¬ 
feld wurde zu keinem Weimar“ (a. a. O., S. 
90) und bemerkenswert ist auch, dass er 
wie seine Schülerin auf Originaltexte oft 
verzichtete und sich meist dubioser Se¬ 
kundärliteratur bediente, die von ähnli¬ 
cher Unkenntnis und Voreingenommen¬ 
heit geprägt war. 

Es bleibt neben dem Ärger über so 
viel Unwissenheit oder vielleicht auch 
Absicht, um einen großen deutschen 
Dichter zu beschädigen, schließlich nicht 
viel: Material aus Verlagsarchiven (Re- 
clam, Suhrkamp) macht sie brauchbar; 
doch weiß man bei dieser Arbeit nicht, 
wie weit auch dieses Material aus seinen 
Zusammenhängen gelöst wurde. Es fehlt 
ein Register. Rüdiger Bernhardt. 

Hannah Schepers: Volker Braun. Leben 
und Schreiben in der DDR. Halle (Saa¬ 
le): Mitteldeutscher Verlag, 2015.478 S., 
29,95 Euro 



Schwesterliche Begegnung. Rechts die Regisseurin Cho Sung-Hyung 


Wie ein Dichter klein gemacht werden 

Zu „Volker Braun. Leben und Schreiben in der DDR“ von Hannah Schepers 










Freitag, 24. Februar 2017 


Debatte 


unsere zeit m 


Antimonopolistische Demokratie 
erscheint unrealistisch 

Ein Beitrag zur Strategiedebatte der DKP • Von Björn Blach und Paul Rodermund 


V or etwas mehr als einem hal¬ 
ben Jahr ist in der DKP einmal 
mehr eine Debatte um die rich¬ 
tige Strategie der Kommunistischen 
Partei losgetreten worden. Außerdem 
hat der amtierende Parteivorstand der 
DKP beschlossen, die Debatte um 
kommunistische Strategie und Taktik 
in den Fokus des nächsten Parteitags 
zu rücken. Die unmittelbare Notwen¬ 
digkeit der Strategiedebatte ergibt 
sich aus unserer Sicht aus drei zen¬ 
tralen Gründen: 

★ Innerhalb der DKP herrscht eini¬ 
ge Unklarheit über unseren Weg zum 
Sozialismus. Das wird nicht nur in der 
jetzt geführten Debatte offensichtlich. 
Schwammige und teils unmarxistische 
Formulierungen im aktuellen Partei¬ 
programm, die Thesen des alten Se¬ 
kretariats des Parteivorstands und 
eine lange Zeit brach liegende Bil¬ 
dungsarbeit und Kaderentwicklung 
in der Breite der Partei haben zur ak¬ 
tuellen Verwirrung beigetragen. 

★ Marxistische Wissenschaftsinstitu¬ 
te, insbesondere zur genaueren Klas¬ 
senanalyse, aber auch eine kollektiv 
betriebene Betriebs- und Bündnisar¬ 
beit in der Partei fehlen schmerzlich 
für die lebendige Weiterentwicklung 
der Theorie. So schwirren heutzutage 
in der Partei fast nur noch Versatzstü¬ 
cke einer Strategie umher, die vor fast 
einem halben Jahrhundert unter völ¬ 
lig anderen Kräfteverhältnissen ent¬ 
wickelt wurde. Die Diskrepanz dieser 
Versatzstücke zur aktuellen Lage der 
Klassenkämpfe wird immer offen¬ 
sichtlicher. 

★ In den letzten Jahren gab es un¬ 
ter „Linken“ ein gesteigertes Inter¬ 
esse an der Anwendung und Weiter¬ 
entwicklung marxistischer Strategie. 
Sichtbar wurde das bspw. beim Zwi¬ 
schenstandspapier der Interventio¬ 
nistischen Linken, dem Wiederentde¬ 
cken Gramscis, öffentlichen Debatten 
zur Gewalt- und Organisationsfrage 
nach Blockupy-Protesttagen, oder der 
Umorientierung linksradikaler Orga¬ 
nisierungsansätze. Befeuert wurde 
die Frage wie es gelingt, fortschrittli¬ 
che Positionen gesellschaftlich hege- 
monial werden zu lassen, nicht zuletzt 
durch den Aufstieg der AfD. 

Die antimonopolistische Strategie 
der DKP ist unter den Bedingungen 
des Aufschwungs der kommunisti¬ 
schen Bewegung entwickelt worden. 
Die Ausstrahlungskraft der sozialis¬ 
tischen Staaten, aber auch die Stärke 
der DKP und der Arbeiterbewegung 
in Westdeutschland insgesamt mach¬ 
ten es notwendig, Möglichkeiten des 
Herankommens an den Sozialismus 
unter den gegebenen Kräfteverhält¬ 
nissen genauer zu diskutieren. In die¬ 
sem Sinne ist die Entwicklung der 
antimonopolistischen Strategie zu¬ 
nächst einmal zu würdigen. Worauf 
es uns hier aber zunächst ankommt, 
ist die Feststellung, dass die Strate¬ 
gie unter historisch völlig anderen 
Bedingungen und Kräfteverhältnis¬ 
sen entwickelt wurde als jenen, unter 
denen wir heutzutage leben. Mögen 
bestimmte Bündniskonstellationen 
bspw. zum Zeitpunkt der Stärke der 
Arbeiterbewegung und der Kommu¬ 
nistischen Partei eine denkbare Op¬ 
tion dargestellt haben, sind sie in der 
aktuellen Lage der Defensive wenig 
hilfreich. Fortschrittliche Bündnisse 
mit Teilen der nichtmonopolistischen 
Bourgeoisie - gemeint ist wohlge¬ 
merkt nicht die Ausnutzung von Wi¬ 
dersprüchen innerhalb des Lagers der 
herrschenden Klasse - sind mindes¬ 
tens in absehbarer Zeit nicht denk¬ 
bar. Ein Zusammengehen mit Teilen 
der Bürgerlichen zu einzelnen Fragen, 
wie bspw. beim Protest gegen TTIP ist 
dabei unbenommen. Falsch ist hinge¬ 
gen eine Verabsolutierung einer sol¬ 
chen Bündnisstrategie, führt sie unter 
den aktuellen Verhältnissen doch zu 
einer Desorientierung der Partei und 
der Klasse, sind wir doch weit von ei¬ 


ner starken und kämpfenden Arbei¬ 
terbewegung entfernt, die ja von al¬ 
len Seiten immer als Voraussetzung 
jedweder Bündnisüberlegungen be¬ 
nannt wird. 

Theorie und Praxis 

Thanasis Spanidis und Jona Textor (auf 
„news.dkp“) ist Recht zu geben, wenn 
sie darauf hinweisen, dass die Strate¬ 
giedebatte auch einen Bezug zur Praxis 
der Partei hat. Gleichzeitig überhöhen 
sie die unmittelbar praktische Bedeu¬ 
tung einer Strategiediskussion, die mo¬ 
mentan noch zu wenig an reale Praxis¬ 
erfahrungen der Partei gekoppelt ist. 
Uns scheint wichtig, daran zu erinnern, 
dass Erkenntnisse erst aus der dialek¬ 
tischen Einheit von Theorie und Pra¬ 
xis gewonnen werden können. Hans 
Heinz Holz schreibt: „Aus der Praxis 
entspringt ein Theorieentwurf, dieser 
wiederum beeinflusst die Praxis, seine 
praktische Anwendung beeinflusst die 
Theoriekritik, die Theoriekritik ihrer¬ 
seits beeinflusst den Theorieentwurf.“ 
Das bedeutet andersherum auch, dass 
die Beschränktheit der kollektiven 


Praxis der Partei auch der Theorieent¬ 
wicklung notwendigerweise Grenzen 
setzt. Illusorisch wäre es zu glauben, 
dass es der DKP einfach nur an ideolo¬ 
gischer Klarheit fehlen würde und die 
Klasse uns die Türen einrennen würde 
sobald wir zentrale theoretische Diffe¬ 
renzen aus dem Weg geräumt haben. 

Eine Praxis, in der das Auftreten 
von DKPlern in Bündniszusammen¬ 
hängen ständig einer kollektiven Dis¬ 
kussion unterworfen wird, eine klas¬ 
senkämpferische Orientierung zu Ta¬ 
gesfragen ausgearbeitet wird und die 
Breite von Bündnissen nicht per se ein 
Gütekriterium ist, ist in der Partei noch 
kaum Usus. Auf bundesweiter Ebene 
beginnt der Parteivorstand diese Linie 
seit dem 20. Parteitag zu korrigieren, 
bspw. sichtbar an der eigenständigen 
Orientierung beim Bündnis „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus“. 

Was müsste also der Fokus ei¬ 
ner aktuellen Strategiedebatte sein? 
Aus unserer Sicht ginge es darum, die 
Kampfetappe, in der wir leben, genau¬ 
er zu charakterisieren (das heißt unse¬ 
re Imperialismusanalyse zu schärfen) 
und darauf aufbauend genauer Etap¬ 
penziele und Übergangsforderungen 
für unsere Epoche herauszuarbeiten 
und zu klären, wie wir sie erreichen 
wollen. Solche Etappenziele dürfen 
nicht verabsolutiert werden, sondern 
sie sind Schritte auf dem Weg einer re¬ 
volutionären Überwindung des Kapi¬ 
talismus. 

Grundfrage der Aktionseinheit 

Der Fehler, die betriebliche durch 
eine gewerkschaftliche Orientierung 
zu ersetzen, unterläuft auch Spanidis 


und Textor. Die Klasse muss aber im 
alltäglichen Kleinkrieg in den Betrie¬ 
ben überzeugt und organisiert werden. 
Das kann nur in den Gewerkschaf¬ 
ten gelingen, muss aber auch gleich¬ 
zeitig mit der Überzeugung gesche¬ 
hen, die Gewerkschaften zu ändern. 
In der Praxis hilft es wenig, nur die 
Rolle der Gewerkschaftsführung an¬ 
zuprangern. Damit bleibt man in der 
passiven Empörung über die da oben. 
Wir können uns dabei auch nicht nur 
auf die großen Kämpfe und Streiks 
verlassen. Natürlich liegt hier großes 
Potential zur Schaffung von Klassen¬ 
bewusstsein. Doch wie erscheint der 
Klassenkampf im Alltag, welche klei¬ 
nen Schritte schaffen Bewusstsein und 
Organisation? 

Grundlage einer klassenkämpferi¬ 
schen betrieblichen Arbeit muss die 
Erkenntnis des Interessengegensat¬ 
zes zwischen Kapital und Arbeit sein. 
Dem muss die Solidarität der Klasse 
gegenüber gesetzt werden. Erlebbar 
wird sie durch die gemeinsame Erfah¬ 
rung in Aktionen, aber auch im alltäg¬ 
lichen miteinander, durch die Selbst¬ 


organisation und die Mitbestimmung 
in der Gewerkschaft, durch theore¬ 
tische und kulturelle Aneignung der 
Wirklichkeit. Auswerten sollten wir 
dazu die Erfahrungen der Kollegin¬ 
nen im Sozial- und Erziehungsdienst 
und der Krankenhäuser. 

Die Entwicklung des staatsmono¬ 
polistischen Kapitalismus erfordert 
eine entsprechende Gegenstrategie. 
Das Monopol hat sich zum entschei¬ 
denden Herrschaftsverhältnis entwi¬ 
ckelt. Staatsinterventionen sind zur 
Sicherung der Profitrate permanent 
erforderlich. Der staatsmonopolisti¬ 
sche Kapitalismus hat damit einer¬ 
seits die ökonomische Vorbereitung 
des Sozialismus weiter vorangetrie¬ 
ben (Planbarkeit, Vergesellschaftung 
der Produktion). Andererseits sichert 
er die Herrschaft der Monopole in 
einem bislang unbekannten Ausmaß 
auch in Krisenzeiten ab. Die Domi¬ 
nanz der Monopole spiegelt sich auch 
in der politischen Tätigkeit des Staates 
wider, der zur Absicherung der Kapi¬ 
talakkumulation insgesamt die Inte¬ 
ressen der stärksten Kapitalgruppen 
entsprechend überrepräsentiert. Der 
Staat bleibt somit ideeller Gesamt¬ 
kapitalist, spiegelt aber die absolute 
Dominanz der Monopolbourgeoisie 
gegenüber der kleinen und mittleren 
Bourgeoisie auch politisch wider. 

In diesem Sinne ergibt sich lo¬ 
gisch eine antimonopolistische Stra¬ 
tegie, die die Arbeiterklasse als zen¬ 
trale Kraft im Klassenkampf begreift, 
die andere werktätige Schichten als 
Bündnispartner zu gewinnen ver¬ 
sucht. Schwankende Schichten wie 
die Intelligenz oder kleine Selbst¬ 


ständige müssen ebenfalls gewonnen 
oder neutralisiert werden. Es ist wahr¬ 
scheinlich, dass der Bruch mit der ab¬ 
soluten Macht des Monopolkapitals 
nur mittels geschickter Isolierung zu 
erreichen ist, Widersprüche im La¬ 
ger der Kapitalisten müssen dabei 
erzeugt und genutzt werden. Das be¬ 
deutet indes nicht, dass weniger domi¬ 
nante Teile der herrschenden Klasse 
(die kleine und mittlere Bourgeoisie) 
nun auch für das strategische Ziel der 
Überwindung der Klassenherrschaft 
zu gewinnen wären, oder auch nur be¬ 
wusst an seiner unmittelbaren Vorbe¬ 
reitung mitwirken würden. 

Die antimonopolistische Demo¬ 
kratie als Regierungsbündnis in der 
Phase der Offensive (national wie 
international) und zur unmittelba¬ 
ren Vorbereitung des revolutionären 
Bruchs mit Bündnispartnern bis in 
die Klasse der Kapitalisten hinein er¬ 
scheint in diesem Sinne als illusorisch. 
Überhaupt ist es fraglich, ob eine län¬ 
gere Periode der Offensive der Ar¬ 
beiterklasse und ihrer Verbündeten 
im entwickelten Imperialismus von 
heute realistisch ist. Ganz im Gegen¬ 
teil antwortet die Monopolbourgeoi¬ 
sie bereits mit härtestem Widerstand 
gegen kleine Angriffe auf ihre bedin¬ 
gungslose Verfügungsgewalt, bspw. 
gegenüber Vorstellungen einer eher 
keynsianistischen Wirtschaftspolitik. 

In der bisherigen Debatte zur an¬ 
timonopolistischen Strategie gab es 
auf der einen Seite den Fehler, Aus¬ 
sagen zur Strategie in zentralen Do¬ 
kumenten wie dem Parteiprogramm 
ahistorisch zu lesen und die Entwick¬ 
lung der Positionen der Partei nicht zu 
beachten, auf der anderen Seite aber 
den Fehler, schwammige oder gar fal¬ 
sche Aussagen in zentralen Partei¬ 
dokumenten einfach als Missver¬ 
ständnis abzutun. Aus unserer Sicht 
konnten die Verfechter der antimo¬ 
nopolistischen Demokratie bislang 
nicht überzeugend klären, welche 
Klasse die Macht in einer antimono¬ 
polistischen Übergangsperiode haben 
soll (oder zumindest welche sie sich 
wie teilen und was das bedeutet), bzw. 
welche Eingriffe überhaupt denkbar 
sind, wenn die politische Machtfrage 
noch nicht geklärt ist. Auch das Par¬ 
teiprogramm enthält problematische 
Aussagen zur Strategie wenn es bspw. 
in der schwammigen Formulierung 
„kleine und mittlere Unternehmen“ 
grundsätzlich unter den Kräften des 
Fortschritts aufzählt oder ein Regie¬ 
rungsbündnis mit der nichtmonopo¬ 
listischen Bourgeoisie vor dem revolu¬ 
tionären Bruch zur notwendigen Vor¬ 
aussetzung für antimonopolistische 
Umgestaltungen macht. 

Stellungskrieg, Guerillakrieg 

Welche Schlussfolgerungen lassen 
sich aus unseren Darlegungen für die 
aktuelle Etappe ziehen? Wir möchten 
dazu an die Ideen Gramscis anschlie¬ 
ßen, der sich mit dem Widerspruch 
auseinandergesetzt hat, dass wir zwar 
in der Epoche des Übergangs vom Im¬ 
perialismus zum Sozialismus leben, 
aber gleichzeitig die Kräfteverhältnis¬ 
se in den Zentren des Imperialismus 
nicht entsprechend sind. Für Revolu¬ 
tionäre in nichtrevolutionären Zei¬ 
ten entwickelte er die Strategien des 
Stellungs- und Bewegungskrieges. Al¬ 
lerdings sind wir weit entfernt davon, 
dem Klassengegner im Stellungskrieg 
Widerstand leisten zu können. Unsere 
heutige Situation lässt sich viel mehr 
mit dem Bild des Guerillakrieges fas¬ 
sen. Wir brauchen eine verschwore¬ 
ne Gemeinschaft mit klaren Zielen. 
Durch genau geplante Angriffe auf 
wichtige Stellungen des Gegners bei 
Vermeidung eigener Verluste gilt es, 
die eigenen Strukturen zu festigen, 
ideologisch, politisch und organisato¬ 
risch zu wachsen. 

Im zentralen Dokument des letz¬ 
ten Parteitages wurde als Kampfziel 


die Überwindung von NATO und 
EU bestimmt, dazu muss die BRD 
aus beiden imperialistischen Bündnis¬ 
sen austreten. Wir halten dies für die 
Bestimmung der Aufgabenstellungen 
für die derzeitige Etappe des Klassen¬ 
kampfes, sie stellt die Übersetzung der 
ersten Etappe der Programme von ’78 
und ’06 auf 2017 dar. 

Eine Wende zu sozialem und de¬ 
mokratischem Fortschritt halten wir 
vor dem Hintergrund der Entwick¬ 
lung des Monopolkapitals und der in¬ 
ternationalen Kräfteverhältnisse für 
illusionär. Natürlich kann die Über¬ 
windung von NATO und EU einen 
Fortschritt im Sinne der Klasse dar¬ 
stellen und Wege zum Sozialismus öff¬ 
nen, sie stellt unseres Erachtens sogar 
eine notwendige Bedingung dar. 

Die zentralen politischen Aufga¬ 
ben für eine kommunistische Partei 
bilden dabei die Organisierung der 
Klasse vor allem im Betrieb, im Kampf 
für Frieden und gegen die Faschisie¬ 
rungstendenzen des Imperialismus. 
In allen Kampffeldern ergibt sich die 
Aufgabe, das Bündnisspektrum unter 
Berücksichtigung des Etappenzieles 
zu bestimmen. Zur betrieblichen Ori¬ 
entierung ist oben schon Zentrales ge¬ 
sagt worden. Die Klasse auch in den 
Stadtteilen entlang kommunalpoliti¬ 
scher Interessen zu organisieren, ist 
wichtig. Der Wiederaufbau von Frie¬ 
dens- und Antifabewegung ist eine 
wichtige Aufgabe für Kommunistin¬ 
nen. Die Bedingungen des Guerilla¬ 
krieges und der Etappe dürfen aber 
nicht aus den Augen geraten. Dabei 
muss es konkret auch um die Unter¬ 
scheidung von momentanen Zusam¬ 
menschlüssen zu einem konkreten 
Anlass, z.B. Verhinderung eines Nazi¬ 
aufmarsches gehen und die Schaffung 
von Bündnissen, die die Selbstorgani¬ 
sierung der Klasse für ihre Interessen 
zum Ziel hat. Strategische Bedeutung 
haben letztere Bündnisse, wo es DKP 
und SDAJ auch schon gelungen ist, 
Erfahrungen zu sammeln, etwa mit 
offenen Treffen gegen Krieg. Solche 
niedrigschwelligen offenen Treffen, 
die auf Personenbündnisse, statt Or¬ 
ganisationsbündnisse setzen, spielen 
in der Praxis der Partei eine noch viel 
zu geringe Rolle, wenn man bedenkt, 
dass das klassische linke Organisati¬ 
onsbündnis für viele Unorganisierte 
keinen unmittelbar geeigneten An¬ 
laufpunkt darstellt. 

Fazit 

Für unsere Zeit lässt sich aus unserer 
Sicht konstatieren, dass die Alterna¬ 
tive der antimonopolistischen Demo¬ 
kratie als ein klassenübergreifendes 
Regierungsbündnis zur Entmachtung 
der Monopolbourgeoisie auf Grundla¬ 
ge kapitalistischer Eigentumsverhält¬ 
nisse unrealistisch und wenig denkbar 
erscheint. Wir sollten uns keine Illusi¬ 
onen darüber machen, wie wir mit dem 
Kapitalismus brechen können. Unter 
der Bedingung geringen Klassenbe¬ 
wusstseins und der fehlenden Veran¬ 
kerung unsererseits ist es ohnehin frag¬ 
lich, ob antimonopolistische Losungen 
so stark im Vordergrund stehen sollten, 
können sie doch gerade in Kleinbetrie¬ 
ben auch zu einiger Verwirrung bei¬ 
tragen. Ist es angesichts der Margina- 
lisierung klassenkämpferischer Kräfte 
nicht oberstes Gebot, eine autonome 
Klassenpolitik zu entwickeln und die 
originär marxistischen Orientierungen 
sichtbar werden zu lassen? Davon un¬ 
berührt ist selbstverständlich die Ori¬ 
entierung, mit allen Teilverbündeten zu 
taktieren und sie soweit wie möglich 
im Kampf für den Sozialismus mitzu¬ 
nehmen. Was bleibt uns auch anderes 
übrig? 

Björn Blach ist Bezirksvorsitzenderder 
DKP in Baden-Württemberg, Paul Ro¬ 
dermund ist Mitglied des Parteivor¬ 
stands und Leiter der Jugendkommis¬ 
sion der DKP. 



Resultat der antimonopolistischen Demokratie ist die Entmachtung oder - wie 
hier im Bild - die Flucht der Großkapitalisten. Die mitgeführten Dollars sind 
dann ohnehin wertlos, ein weiterer Grund für Heiterkeit. 









m unsere zeit 


Zum Tod von Rolf Priemer 


Freitag, 24. Februar 2017 


Abschied von Rolli 

Aus der Trauerrede von Artur Moses am 17. Februar 2017 in Bonn 



Rolf Priemer bei dem Gründungskongress der SDAJ im Mai 1968. 


R olf Priemer ist am 29. Janu¬ 
ar im Alter von 76 Jahren 
nach längerer Krankheit in 
Bonn verstorben. Wir nehmen 
heute zusammen Abschied von 
Rolf. 

Liebe Raja, lieber Falk, lieber 
Timo, 

verehrte Angehörige der 
Familien de Fries, der Familien 
Bernard, liebe Christel, liebe 
Freundinnen und Freunde, wer¬ 
te Bekannte von Raja und Rolf, 
liebe Mitstreiter und Mitstreite¬ 
rinnen, liebe Genossinnen und 
Genossen: 

Von einem geliebten und ge¬ 
achteten Menschen Abschied zu 
nehmen ist immer schmerzhaft 
und immer mit den beiden Fra¬ 
gen verbunden: Was war und was 
wird bleiben? 

Rolf wurde am 15. November 
1940 in Bremen geboren. Rolfs 
Kindheit war geprägt von der 
Zeit des vom deutschen Imperia¬ 
lismus angezettelten Weltkrieges 
und durch den schon seit 1933 
andauernden faschistischen Ter¬ 
ror des Nazi-Regimes gegen die 
Arbeiterbewegung. 

Die Mutter, Lisbeth, musste 
ihre beiden Kinder alleine er¬ 
ziehen. Sie musste arbeiten, um 
ihre Familie durch zu bringen. 

Sie übernahm Verantwortung 
und Arbeit im Kampf gegen 
das Nazi-Regime. Unter solchen 
Bedingungen gab es kein unbe¬ 
schwertes Familienleben, es gab 
sicherlich zu wenige fröhliche 
Kindheitstage. 

Die Kinder waren oft auf sich 
alleine gestellt und Rolf fiel es als 
dem Älteren zu seinen jüngeren 
Bruder zu betreuen und zu ver¬ 
sorgen. Nach der Befreiung vom Hit¬ 
ler-Faschismus erlebte die Familie den 
Beginn des Kalten Krieges und den 
damit aufkommenden Antikommunis¬ 
mus. Vielleicht waren es diese harten 
Lebensbedingungen in seiner Kindheit, 
die Rolf nachhaltig in seiner Persön¬ 
lichkeit geprägt haben. 

Er erlernte ab 1956 den Beruf des 
Schriftsetzers. 1957 wurde er Mitglied 
der Gewerkschaft. Schon früh war Rolf 
politisch aktiv geworden. 1960 war er 
in die widerrechtlich verbotene KPD 
eingetreten. Als Mitglied der KPD ar¬ 
beitete Rolf daran mit, Kontakte der 
Kommunisten in die Gewerkschaften 
und in die Jugend zu knüpfen. 

Rolf war aktiv in den linken Clubs 
59, 64 und im Club elan. 1962 bekam 
er ein Volontariat bei der Jugendzeit¬ 
schrift „elan“, 1964 wurde er Redak¬ 
teur und später deren Chefredakteur. 
Es entwickelte sich seine große Leiden¬ 
schaft für das Schreiben. 

Rolf wurde ein „68ziger“ in und mit 
der Arbeiterjugendbewegung. Dieter 
Keller war ein Mitbegründer der SDAJ. 
Ich bat ihn seine Erinnerungen fest zu¬ 
halten. Er schrieb mir dazu: 

„Am 28. Januar 1968 wandte sich 
ein Gründungsausschuss von jungen 
Lehrlingen, Arbeitern und Angestell¬ 
ten, von Gewerkschafterlnnen, Kom¬ 
munistinnen, Sozialistlnnen und an¬ 
deren linken demokratischen, jungen 
Menschen, mit einem „Aufruf zur 
Gründung einer revolutionären sozia¬ 
listischen Jugendorganisation“ an die 
Jugend unseres Landes. Daraus hervor 
ging die Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ). Gegründet am 
4./5. Mai 1968, dem 150. Geburtstag 
von Karl Marx. 

Die damalige Zeit war geprägt von 
einer Aufbruchstimmung unter der Ju¬ 
gend, nicht nur der studierenden, son¬ 
dern auch der arbeitenden und lernen¬ 
den Jugend. Große Teile der damals 
rebellierenden Jugend wollten mehr 
als nur Protest. Sie suchten nach We¬ 
gen zur Veränderung der bestehenden 
gesellschaftlichen und ökonomischen 
Verhältnisse im Land. Es ging auch da¬ 
rum den Adenauer-Mief in der BRD 
auszulüften. 


Am Samstag nach ihrer Gründung 
trat die SDAJ erstmals öffentlich beim 
Marsch der 80 000 gegen die Not¬ 
standsgesetze im Bonner Hofgarten 
auf. 

Im Sommer 1968 nahm die SDAJ 
erstmals an den Weltfestspielen der Ju¬ 
gend und Studenten in Sofia teil und 
erntete viel internationale Aufmerk¬ 
samkeit und Anerkennung“. 

Dieter weiter: „Rolf war von 1968 
bis 1974 Vorsitzender der SDAJ. Seine 
Führungsarbeit war von einem konse¬ 
quenten Standpunkt, von klarem Sach¬ 
verstand und Sachlichkeit geprägt. Er 
konnte vor allem komplizierte Fragen 
und Angelegenheiten in kurzen Wor¬ 
ten auf den Punkt bringen. Er versuch¬ 
te immer unterschiedliche Standpunk¬ 
te zusammen zu führen. Darin lag eine 
besondere Fähigkeit von Rolf. 

Zwischen uns entstand eine tiefe 
Freundschaft. 

Der Aufbau und die Entwicklung 
der SDAJ wurde zur Erfolgsgeschich¬ 
te. Sie war sicher das prägendste und 
nachhaltigste Ereignis in Rolfs politi¬ 
scher und persönlicher Entwicklung.“ 

Soweit Dieter. Dieter war nach der 
Gründung stellvertretender Bundes¬ 
vorsitzender der SDAJ. 

Die SDAJ, die Rolf mitgegründet 
und geführt hat, war eine Organisati¬ 
on, deren Mitglieder gekämpft haben: 
In den Jugendzentren, in der Lehr¬ 
lings- und Schülerbewegung; antimili¬ 
taristisch in und außerhalb der Bundes¬ 
wehr; solidarisch mit Vietnam, Kuba, 
Nicaragua, mit den Befreiungsbewe¬ 
gungen in Afrika, aktiv für die Aner¬ 
kennung der DDR. Die SDAJ war eine 
antifaschistische Jugendorganisation. 

Mit den fünf Grundrechten für die 
Jugend wurden jugendpolitische Mei¬ 
lensteine gelegt. Viele junge Arbeiter 
und Schüler entwickelten sich in und 
mit der SDAJ zu selbstbewussten Per¬ 
sönlichkeiten. Sehr viele wurden Kom¬ 
munisten. 

In einer von Wolfgang Gehrcke ini¬ 
tiierten Trauer-Anzeige in der Zeitung 
„Junge Welt“ brachten Kampfgefähr¬ 
tinnen aus dieser Zeit zum Ausdruck: 
„Wir wollen das Andenken an Rolf als 


Teil unserer politischen Biographien 
und als Teil der bewegten deutschen 
Geschichte bewahren.“ 

Nach seinem Ausscheiden aus der 
SDAJ 1974 übernahm Rolf mit seinen 
Erfahrungen verantwortungsvolle 
Aufgaben in der Führung, im Präsidi¬ 
um und Sekretariat der DKP. Er war 
verantwortlich für die Verbindung der 
DKP zur SDAJ, dem MSB-Spartakus 
und der Sozialistischen Kinderorgani¬ 
sation Junge Pioniere und zu anderen 
fortschrittlichen Teilen der Jugend. 

1978 kam Rolf ins Saarland wur¬ 
de zum Bezirks Vorsitzenden der DKP 
gewählt. In diesem von der Arbeiter¬ 
klasse stark geprägten Land deuteten 
sich tiefgreifende sozialökonomische 
Umbrüche an. Die folgenden Jahre 
waren bestimmt durch den Kampf 
um Arbeitsplätze und Werksstandor¬ 
te im Saarland. Zehntausende Stahl¬ 
arbeiter gingen auf die Straße. Die 
Belegschaft von „Heckei“ in Saar¬ 
brücken hielt wochenlang ihren Be¬ 
trieb besetzt. In Neunkirchen traten 
Jugendliche mehrere Tage in einen 
Hungerstreik. 

„Für das Recht auf Arbeit - Zu¬ 
kunft sichern! 80 000 Arbeitsplätze 
und Lehrstellen im Saarland schaffen“ 
hieß es in einem Sofortprogramm der 
DKP. Rolf hat hier mit seinen Kol¬ 
lektiven und seiner Partei Ausrufe¬ 
zeichen für eine demokratische und 
soziale Landesentwicklung der DKP 
gesetzt. 

Er war maßgeblich am Aufschwung 
der außerparlamentarischen Bewe¬ 
gungen im Saarland beteiligt: Mit ei¬ 
ner starken Orientierung auf den Kre- 
felder Appell; dem Einklinken in die 
Anti-AKW-Bewegung, besonders ge¬ 
gen das AKW Cattenom, was ja nicht 
einfach war. Er entwickelte viele neue 
Ideen kommunistische Politik mas¬ 
senwirksamer umzusetzen. Rolf un¬ 
terstützte besonders umfangreich die 
SDAJ und die Jungen Pioniere im Be¬ 
zirk. Die DKP gewann mehr Einfluss, 
viele neue Mitglieder und kommunale 
Mandate. 

Rolf konnte zuhören. Rolf gab immer 
Raum für Varianten in der Entwicklung 


kommunistischer Politik und war 
auch offen für Experimente, für 
das mal Ausprobieren. „Dann 
machen wir es so“ - so beendete 
er viele Gespräche. 

Bezeichnend war sein Drän¬ 
gen, ja sein nachdrückliches Ein¬ 
fordern, sich immer den neuen 
Fragestellungen und Herausfor¬ 
derungen der gesellschaftlichen 
Realität zu stellen. 

Meine persönliche politische 
Entwicklung und vieler jun¬ 
ger Kommunisten ist sehr stark 
durch diesen Politikstil mitge¬ 
prägt worden. 

Rolf hat mit der DKP im 
Saarland vieles mitbewegt und 
mit verändert. Vor allem die 
Veränderung des politischen 
Klimas. Es gelang die Ablösung 
der erzkonservativen CDU aus 
der Landesregierung. Die fol¬ 
gende Landesregierung unter 
Oskar Lafontaine setzte vie¬ 
le fortschrittliche Akzente. Als 
eine erste Maßnahme wurden 
die undemokratischen Berufs¬ 
verbote beendet. 

Ich kannte Rolf aus der 
SDAJ. Ab 1969 war ich Landes¬ 
vorsitzender im Saarland und 
im Bundesvorstand der SDAJ. 
Näher lernten wir uns aber erst 
im Saarland kennen. Wir wur¬ 
den keine Kumpanen, sondern 
es entwickelte sich eine stabi¬ 
le, politische und persönliche 
Freundschaft. Wir hatten Ver¬ 
trauen zueinander. Wir waren 
immer in Kontakt. Immer. Rolf 
war für mich immer ein sehr soli¬ 
darischer Gesprächspartner und 
wertvoller Ratgeber. 

1986, nach neun Jahren im 
Saarland, wurde Rolf mit sei¬ 
nen vielen Erfahrungen überra¬ 
schend wieder in die zentrale Arbeit, 
als Verantwortlicher für Landes-, Kom¬ 
munal- und Wahlpolitik ins Bonner 
Büro der DKP berufen. 

Im Saarland war die Partei ge¬ 
schockt, denn Rolf hatte sehr großes 
Ansehen in der Partei und weit dar¬ 
über hinaus. Er war sehr beliebt und 
wurde sehr geschätzt. Wir benötigten 
über Nacht einen neuen Bezirksvorsit¬ 
zenden. Ich musste nun ran. 

1989/1990 erlebte Rolf das zunächst 
Unfassbare: Der Zinsammenbruch und 
die Zerschlagung des Sozialismus in 
Europa. Die DKP kämpfte ums Über¬ 
leben. 

Heinz Stehr erinnert sich und 
schrieb mir dazu: „Als wir 1989 von der 
Parteiführung der DKP um Herbert 
Mies und Ellen Weber gefragt wurden, 
ob wir uns eine zentrale Führungsver¬ 
antwortung für die DKP unter gänzlich 
veränderten politischen und organisa¬ 
tionspolitischen Bedingungen Zutrau¬ 
en würden, war für mich klar es ging 
nur mit (!) Rolli. Er war der erfahrens¬ 
te unter uns, er war weit länger in der 
Führungsarbeit der DKP tätig als wir. 

Helga, Anne, Rolf und ich sagten 
„Ja“, ohne richtig ermessen zu können 
was das bedeutete. 

Als wir den Umfang der Herausfor¬ 
derung begriffen, wurde uns Angst und 
Bange. Rollis realistische Einschätzung 
war: Das geht nicht! Konsequent wie 
er war, zog er sich zurück. Ich hatte ihn 
noch einmal aufgesucht, um mit ihm 
gründlich zu diskutieren, und tatsäch¬ 
lich es gelang: Wir einigten uns es ge¬ 
meinsam zu versuchen ... 

Später wurde ich durch Rolf als 
Vorsitzender der DKP vorgeschlagen, 
was ich bis 2010 war. Rolf war stellver¬ 
tretender Vorsitzender der DKP und 
erklärte sich bereit, die Chefredaktion 
der UZ zu übernehmen. 

Rolf hat immer die politischen Zie¬ 
le als Maßstab auch für persönliche 
Entscheidungen gewählt. 

Fest steht: Ohne ihn, hätte vieles 
nicht gelöst werden können, die Sta¬ 
bilisierung der Partei, die Existenz der 
UZ, das neue Statut und Programm. 
Wir und ich sind ihm zu großem Dank 
verpflichtet.“ 


Erinnerungen 

Sonja Schmid aus München Gründungs¬ 
mitglied der SDAJ, die Rolf schon vor 
der SDAJ-Gründung über den Münch¬ 
ner „Drei-Groschen-Club“ kennenlernte: 

„Rolli besuchte mich ..., um mit mir 
die Idee eines zentralen Jugendverbands 
zu besprechen. Es dauerte nicht lange, 
und die SDAJ wurde gegründet. In all 
den Jahren seitdem fühlte ich mich eng 
verbunden mit Rolf.“ 

Michael Maercks, Gründungsmitglied des 
MSB Spartakus und danach stellvertre¬ 
tender Bundesvorsitzender, erinnert sich 
an den Gründungskongress des MSB: 

„SDAJ und MSB tun den Monopolen 
weh - das riefen die Delegierten. Wahr¬ 
scheinlich war diese Losung sogar von 
Rolli, der sich immer für den gemeinsa¬ 
men Kampf von studentischer und Arbei¬ 
terjugend eingesetzt hat.“ 

Dirk Krüger aus Wuppertal, von 1975 an 
mehrere Jahre Vertreter der SDAJ beim 
Weltbund der demokratischen Jugend in 
Budapest: 

„Rolfs Klugheit und seiner Beharrlich¬ 
keit ist zu verdanken, dass wir 1973 die 
politisch breiteste Jugend und Studen- 
ten-Delegation zu dem Weltfestspielen 
in Berlin/DDR entsenden konnten. Ich 
konnte mich immer auf Rollis Rat und 
Hilfe verlassen.“ 

Walter Listl aus München erinnert sich: 
„Rolli stand für antimilitaristische Ar¬ 
beit der SDAJ in (!) der Bundeswehr. 
Die SDAJ gab zu Einberufungsterminen 
an Bahnhöfen und vor Kasernen an die 
neuen Rekruten Zeitungen heraus. The¬ 
ma: ,Deine Rechte als Soldat’.,Soldat 70’ 
wurde gegründet. Das hat mir und ande¬ 
ren damals 14 Tage Arrest eingebracht.“ 

Tina Sanders aus Hamburg, SDAJ-Vor¬ 
sitzende von 2000 bis 2004: 

„... das besondere an Rolli war für mich, 
dass er immer ein offenes Ohr für mich 
hatte, wenn es um die SDAJ ging ... Da 
war es ihm völlig egal, ob er die Orien¬ 
tierung gut fand oder nicht. Eben wie ich 
mir einen Genossen und Freund vorstel¬ 
le.“ 

Wera Richter, heute stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP, lernte Rolf durch ein 
solidarisches Schulterklopfen nach ei¬ 
ner nicht so geglückten Veranstaltung in 
Dortmund kennen: 

„Ein Jahr später nahm mich Rolli 
als Chefredakteur mit großem Vertrau¬ 
en in die Redaktion der UZ auf. Ich sol¬ 
le nicht so lange Riemen schreiben, an¬ 
sonsten würden wir uns schon gut ver¬ 
stehen, hatte er gesagt. So war es dann 
auch für viele Jahre. Rolli ist mir Vorbild 
geblieben.“ 

Nina Hager aus Berlin, 1992 in die DKP 
gekommen, traf Rolf im gleichen Jahr 
auf einer Veranstaltung zum 75. Jahres¬ 
tag der Oktoberrevolution in Frankfurt/ 
Main und erinnert sich: 

„,Ach, du bist das’, war damals der 
kurze Kommentar von Rolli. Zu einer 
Unterhaltung kam es nicht. Er wollte 
wohl nur einen Eindruck gewinnen, was 
ich für ein ,Vogel’ sei. 

Kennen- und schätzen gelernt haben 
wir uns in der gemeinsamen Arbeit. Ge¬ 
lernt habe ich von seiner großen Parteier¬ 
fahrung. Er fehlt auch mir sehr.“ 

Ellen Bromhacher, ehemalige Berliner 
Funktionärin der FDJ, lernte Rolf An¬ 
fang der 70er kennen: 

„Wir begegneten uns von Anbeginn 
mit freundschaftlichem Respekt. Und wir 
blieben Kommunisten - auch nach unse¬ 
rer historischen Niederlage.“ 

Michael Gerber, SDAJ-Aktivist und 
DKP-Stadtrat in Bottrop, beschrieb eine 
ganz besondere Eigenschaft und Leiden¬ 
schaft von Rolf: 

„Wenn ich an Rolli denke, sehe ich 
ihn schelmisch schmunzeln, wenn er von 
erfolgreichen Aktionen berichtete und 
manchmal dabei genüsslich eine dicke 
Zigarre qualmte.“ 

Rudi Hechler, jahrzehntelang DKP- 
Stadtrat im hessischen Mörfelden, der 
Rolf schon aus der ,elan’-Zeit kannte: 

„Rolf war klug, sehr belesen, ruhig 
und höflich, sehr besorgt um die Partei, 
wir hätten ihn noch gebraucht...“ 





Freitag, 24. Februar 2017 
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Für die vielen Zeichen der Anteilnahme, 
Verbundenheit und Freundschaft, die wir nach dem Tod 
meines Mannes, unseres Vaters und Opas 

Herbert Mies 

erfahren haben, danken wir herzlich. 

Gerda Mies und Familie 

Mannheim,Februar 2017 


Herbert Wils 

12. 8.31 -26. 1. 17 

Es ist schwer, einen geliebten Menschen zu verlieren. 
Aber es tröstet zu erfahren, wie viel Liebe, Freundschaft 
und Achtung Flerbert entgegengebracht wurden. 

Danke an alle Genossinnen und Genossen, die sich mit 
uns in stiller Trauer verbunden fühlten und ihre Anteil¬ 
nahme in so vielfältiger Weise zum Ausdruck brachten. 

Im Namen aller Angehörigen und Freunde 

Ingrid Wils 

Flagen, im Februar 2017 


Kann dir das Wort drauf geben. Vencerä la libertad! 

Und du wirst weiter leben. In uns und unserm Streben! 

Wir nehmen Abschied von unserer Genossin 

Ruth Strohschein 

1933-2017 

Wir verlieren in Ihr eine kluge, für die gemeinsame Sache 
streitbare Genossin. 

Ruth wurde in eine Arbeiterfamilie geboren. Ihr Vater - 
aktiver Widerstandskämpfer - wurde wenige Tage vor 
der Befreiung von den Faschisten ermordet. Das hat 
Ruths ganzes Leben und Flandeln geprägt. Sie war bis 
zuletzt eine engagierte Antifaschistin. 

Unser Mitgefühl gilt Flartwig und der Familie. 

DKP Berlin 

DKP-Gruppe Mitte-Pankow 
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KAI DEGENHARDTnaher als sie scheinen 



Kai Degenhardt 
Näher als sie scheinen 

„Das neue Album von Kai Degenhardt hört sich an wie ein 
spannender Roman:... Immer politisch, aber nie nur ta¬ 
gespolitisch, schenkt Degenhardt dem Hörer die Freiheit, 
weiter zu denken." 

Jury-Preis der Deutschen Schallplattenkritik 

Kai Degenhardt 
Weiter draußen 

„Mit dem Titelstück ,Die Tötung' oder ,Wir gehen rein' 
verstecken sich sogar Lieder auf dem Album, die das 
kurzlebige Musikgeschäft vielleicht als Ohrwürmer be¬ 
zeichnen würde - wären da nicht die zornesbebenden 
Texte mit ihren starken Metaphern und aussagekräftigen 
Neologismen." 

je 13,00 € zzgl. Porto/Verpackung 
(Weitere CDs von Kai Degenhardt neu im Shop) 

live: 3. März 2017 Wedel, Theaterschiff Batavia, 19:30 
Uhr. 10. März 2017 Waldenburg, Gleis 1,20:30 Uhr. 

13. März 2017, Hörbach, Wirtshaus zum Sandmeir, 

20:00 Uhr. 30. April 2017 Hanau, Maifeier des DGB 
1. Mai 2017 Marburg, Maikundgebung des DGB. 


www.uzshop.de 

Tel.: 0201 177889-23 Fax: -28 





AUFBRECHEN 

FÜR DEN FRIEDEN 


Nein zur Speerspitze Ost - Frieden mit Russland 


VORTRAG UND 
DISKUSSION 


Gaststätte Mauritius 

Wimfrnrilf StTfih JL HUMUM 


FRIEDENSDEMO 
SA L April 2017 
12.00 Uhr 

Schlossplatz 

HORfhf 



Einladung zur Linken Gesprächsrunde 


am Montag, dem 27. 2. 2017, 
in der Medien-Galerie, Dudenstraße 10, 
Berlin-Kreuzberg 

18.00 Uhr: Diskussion über die Aufzeichnung eines 
FS-Berichts zum Thema „Sklavenhalter im 
Kapitalismus am Beispiel der BRD". 

17.00 Uhr: Öffentliche Mitgliederversammlung des BüSGM 

BüSGM 

Gurte tu Stofe Biniai#*l inlWnavwrailf 



rfr>)areith steuern 


Untern ehr 


vwwv stb - niannherz.de 


FADffiEUHiR 

lut IwiiMntbnuAuuthfü^ 

CEBftftVJ 



P0SITI8H 

BEIM KLASSENSTANDPUNKT 

DEM SOZIALISTISCHES 

JUGEHDMAGAZIM 


1 

0) 


JUAAP UP Update Februar 2017: 

Joe Strummer <& The AAescaleros: 

Live At Acton (Limited Edition) 
Doppel LP EUR 25,00 

Wieder erhältlich - Eines der letzten Konzerte des 
Clash-Sängers. „Live At Acton" enthält eines der letz¬ 
ten Konzerte von Joe Strummer. Am 15. November 
2002 spielte der britische Polit-Punk-Veteran mit den 
AAescaleros ein Benefizkonzert in der Londoner Acton 
Town Hall, um streikende Feuerwehrmänner zu unter¬ 
stützen. Im Publikum saß damals auch Ex-Clash-Kollege 
AAick Jones. Der ließ es sich nicht nehmen, spontan bei 
einigen Songs mitzuwirken - zum ersten und letzten Mal 
seit 1983. Nur einen Monat später, am 22. Dezember 
2012, verstarb Strummer überraschend im Alter von 
50 Jahren. 

vwvw.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 



Donnerstag, 2. März 2017,19 Uhr ■ Ausstellungseröffnung 
Druckgrafiken von Künstlern und Künstlerinnen der DDR 

Die/W-Ladengalerie gestattet einen Einblick 
in die Färb- und Schwarz-Weiß-Welten der 
Druckgrafiken aus der Sammlung der Tages¬ 
zeitung junge Welt. Eröffnung: Michael Made 
(/IV). Es spricht: Stefan Huth (Chefredakteur 
der Tageszeitung junge Welt). Musik: Frauke 
Pietsch. Ausstellung bis 20.4.2017. 

Abb.: 

Erich Franke, »Abends an der Druschba-Trasse«, 1976, Lithografie 

■ DIE TAGESZEITUNG ■■■ I ■ ■ I W I ■ 

junge Welt ■LaaenCalerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 

www.jungewelt.de/ladengalerie 



Ich danke allen aus Nah und Fern für ihre Glückwünsche 
zu meinem 70. Geburtstag! Wir halten durch! 

Götz Bockmann, 86720 Nördlingen 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
(1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

100 Jahre Oktoberrevolution 

Ein Seminar für Bildungsverantwortliche und andere 

„Multiplikatoren". 

18.3.17 Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 
Frankfurt am Main 

Referenten: Flans Peter Brenner, P. Graubner, E. Höhn 

Kommunistische Antifa-Politik heute 

22723.4.17 

Referenten: Flans Peter Brenner / Ulrich Sander 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

20./21.5.17 

Referenten: Flans Peter Brenner, Wera Richter 

Grundlagen unserer Politik 
25. bis 28.5.17 

Referent: Jürgen Lloyd 

Marxismus und Religion: Lutherjahr 2017 - 

500 Jahre Reformation: (k)ein Thema für Marxistinnen? 

Termin: 10./11.6.17 

Referenten: Jürgen Lloyd, Flans-Christoph Stoodt 

Seminar für Bildungsverantwortliche 
Termin: 879.7.17 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Politische Strategie und strategische Politik 
Termin: 26727.8.17 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Grundlagen unserer Politik 
Termin: 30.9. bis 3.10.17 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. Wochen¬ 
endseminare kosten bei Anreise am Samstag Morgen 25,- €; 
bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP • 

Am Stadtpark 68 • 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Einladung 

Entsprechend des Beschlusses der 6. PV-Tagung zur 
Parteiauseinandersetzung lädt der Parteivorstand die 
Mitglieder der Bezirksorganisationen Südbayern und 
Rheinland-Pfalz zu Versammlungen ein. 

Sie finden statt am 

Samstag, 11. März 2017,13.00 bis 16.00 Uhr 

Altes Rathaus Mainz-Bretzenheim 
An der Wied 2, 55128 Mainz 

Samstag, 11. März, 2017,13.00 bis 16.00 Uhr 

Stadtteilzentrum Giesinger Bahnhof 
Bahnhofplatz 1, 81539 München 

Um Anmeldung wird gebeten: pv@dkp.de 

DKP Parteivorstand 


Einladung Branchentreffen Gesundheit 
der Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 

Samstag, den 25. Februar 2017,11.15 bis 16.00 Uhr 
DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 

Dieses Treffen richtet sich an Beschäftigte in den Kranken¬ 
häusern, bitte leitet diese Einladung entsprechend weiter. 

Als einziger Tagesordnungspunkt ist vorgesehen das The¬ 
ma „Personalbemessung in den Krankenhäusern/Tarifver¬ 
trag Entlastung". 

Um entsprechend Verpflegung zu planen, bitte ich um 
Anmeldung: dkp.pv@t-online.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

(. I m*. W6« . mn 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter BLkk, Stille; 
große Kelle Zimmer, 
viele gut? 0 lieber, 
Haus- oder Häuscb&n; 

KindurparadicL. 



c -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Leserbriefe / Aktionen / Termine 


Freitag, 24. Februar 2017 


Termine 


FR H 24. FEB 


Nicht in Beton gegossen 

„Ein Marx für unsere Tage“, 

UZ y. 17.2„ S. 11 

Was bitteschön ist denn ein „wirklich 
revolutionärer Marx-Film“, auf den man 
wohl weiter warten muss? Und wie 
bitteschön könnte „das einzig wahre“ 
Porträt des Revolutionärs Marx ausse- 
hen? In Beton gegossen? Bitte nicht! 
Ich habe den Film bereits vor der Pre¬ 
miere sehen können und teile alles, was 
Dicks an Positivem über ihn schreibt. 
Ja, hier werden einem vorwiegend jun¬ 
gen Publikum - mit seinen Sehgewohn¬ 
heiten - Marx und Engels als Identifi¬ 
kationsfiguren angeboten: lebensnah, 
lebens- und liebeshungrig, streitbar 
und voller Empathie und kämpferi¬ 
scher Solidarität mit der ausgebeute- 
ten und unterdrückten Arbeiterklasse. 
Gleiches gilt für die Frauen neben ih¬ 
nen, Jenny von Westphalen und Mary 
Burns, die nicht als die Frauen hinter 
ihren Männern dargestellt werden, son¬ 
dern als eigenständige Mitstreiterinnen 
„auf Augenhöhe“. Das macht den Film, 
wenn ich da an die Rückkehr gestriger 
Frauenbilder - nicht nur durch Donald 
Trump - denke, auch zu einem Beitrag 
zum Internationalen Frauentag. Und ja, 
ein Regisseur mit einer anderen Her¬ 
kunft und Biographie als Raoul Peck 
hätte diesen Film nicht in dieser so be¬ 
eindruckenden Art hingekriegt. Er ist 


die eigentliche „Traumbesetzung“, die 
uns den Blick auf den Kapitalismus 
vom Rand her eröffnet und nicht aus 
Sicht seiner reichen, satten Zentren 
und ihrer Bewohner. Der „übergangs¬ 
lose Wechsel zwischen drei Sprachen“ 
(mit Untertiteln) hatte für mich - trotz 
nur rudimentärer Englisch- und Fran- 
zösisch-Kenntnisse - einen gewissen 
Charme, den Charme von lebendigem 
Internationalismus. Das fand ich gar 
nicht konventionell gemacht. Aber na¬ 
türlich (oder leider) kommt der Film in 
deutscher Synchronisation in die deut¬ 
schen Kinos, wie der Filmverleih mit¬ 
teilte. Trotzdem sehr sehenswert: denn 
der Film macht Mut, Mut zur Partei¬ 
nahme und Mut zur Veränderung. Und 
wenn das angesichts des sonstigen neo¬ 
liberalen Medienmülls nicht revolutio¬ 
när ist, weiß ich’s auch nicht. 

Lothar Geister ; Dülmen 

Manifestes Unwohlsein 

„Wahn und Wirklichkeit“, 

UZ v. 17.2., S. 16 

Die Wirklichkeit aggressiver Gewalttä¬ 
ter außerhalb des Westfalen-Stadions 
ist die eine, die Wirklichkeit der Spruch¬ 
bänder auf der Süd die andere Seite der 
Medaille. Letztere interessiert mich 
mehr: Da kommt also ein sportlicher 
Ableger eines multinationalen Brause¬ 
konzerns in die Revierstadt, deren Al¬ 


leinstellungsmerkmale Arbeitslosen¬ 
quoten wie im Osten und eine billigst 
zu habende Arbeitnehmerschaft sind. 
Wundert mich nicht, dass dann mit viel 
Zeit und Fleiß erarbeitete schmuckvol¬ 
le Bänder die Süd zieren, mit Sprüchen 
wie „Für den Volkssport Fußball - ge¬ 
gen die, die ihn zerstören!“ oder „Ge¬ 
boren auf Vorstadtwiesen mit nem 
Traum, nicht aus Geldgier in nem Vor¬ 
standsraum“ oder „Der DFB zerstört 
den Fußball, Red Bull ist der Beweis“ 
oder „Nein zur Dose, kauft Flaschen!“ 
(Übersicht auf llfreunde.de, mit einer 
Menge nicht so harmloser Sprüche). 
Wundert mich nicht, dass bürgerliche 
Medien einschließlich ARD, ZDF und 
Sky darauf nicht eingehen. Wundert 
mich auch nicht, dass Watzke und Mit¬ 
gesellschafter der Borussia Dortmund 
KGaA nicht darauf eingehen. Wundert 
mich allerdings schon, dass Sie nicht 
mal mit einem Nebensatz darauf ein¬ 
gehen, dass sich hier wohl auch poli¬ 
tisch-ökonomisches Unwohlsein mani¬ 
festiert - so Operettenhaft es auch sein 
mag. 

Michael Gerke, Dortmund 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Rostock: „Die DKP - ihr politischer Kampf 
in Wahljahr 2017 für Frieden, Arbeit, Bil¬ 
dung und bezahlbaren Wohnraum.“ Ver¬ 
anstaltung der Zeitschrift Rotfuchs mit 
Hans-Peter Brenner. Begegnungsstätte der 
Volkssolidarität, Bremerstraße 24, 16.00 
Uhr. 


SA ★ 25. FEB 


Friesoythe: Regionaltreffen Weser-Ems 
der DKP Niedersachsen. Eingeladen sind 
Mitglieder und Sympathisanten der DKP. 
Anmeldungen werden erbeten über den Be¬ 
zirksvorstand. Telefon: 0511/344223. Mail: 
bv@dkp-niedersachsen.de _ 

Schwerin: „Die DKP - ihr politischer Kampf 
in Wahljahr 2017 für Frieden, Arbeit, Bil¬ 
dung und bezahlbaren Wohnraum.“ Veran¬ 
staltung der Zeitschrift Rotfuchs mit Hans- 
Peter Brenner. Bertha-Klingberg-Haus, 
Max-Planck-Straße 9a, 10.00 Uhr. 


SO ★ 26. FEB 


Rostock: Landesmitgliederversammlung 
DKP Mecklenburg-Vorpommern. Maya, 
Wismarsche Straße 21,11.00 Uhr. 


Dl ★ 28. FEB 


Recklinghausen: Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 

Offenbach: „Fertig mit Emanzipation?“ 
Eine Revue über Schein und Sein der 
Gleichberechtigung. Frauentagsveranstal¬ 
tung der DKP mit dem Essener DKP-Frau- 
enarbeitskreis. Wiener Hof, Offenbach-Bie¬ 
ber, Langener Straße 23,19.30 Uhr. Eintritt 
8,00 Euro/ermäßigt 5,00 Euro. 


Dl ★ 7. MÄRZ 


Freiburg: „Ernesto Cardenal: Mein Lebens¬ 
werk.“ Ernesto Cardenal liest aus seinem 
literarischen Lebenswerk. Bürgerhaus 
Zähringen, Lameystraße 2,19.30 Uhr. 

— _ 

Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Marat, Doberaner Straße 21,19.30 Uhr. 

Essen: „Fertig mit Emanzipation?“ Eine 
Revue über Schein und Sein der Gleich¬ 
berechtigung, Beitrag des Essener DKP- 
Frauenarbeitskreises zum Internationalen 
Frauentag. Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt- 
Allee 100,12.00 Uhr. Eintritt 5,00 Euro. 



Raus auf die Straße 

Offensiv in die Landtagswahl an Rhein und Ruhr 


Mit einer seit Jahrzehnten nicht mehr 
gekannten Intensität geht die DKP an 
Rhein und Ruhr auf die Straße. Mitglie¬ 
der der DKP führen derzeit zahlreiche 
Infostände in den Innenstädten und 
Stadtteilen, auf Wochenmärkten und 
anderen Orten im öffentlichen Raum 
durch, um Unterschriften für die Di¬ 
rektkandidaturen der DKP und auch 
ihre Landesliste zu sammeln, aber auch 
um die Kommunistische Partei wieder 
bekannter zu machen und für ihre Po¬ 
sitionen zu werben. 

Aus Duisburg erhielt die UZ folgen¬ 
de Zeilen über einen Infostand am ver¬ 
gangenen Samstag in Walsum: „Wir ha¬ 
ben uns mit acht Genossinnen und Ge¬ 
nossen in Duisburg-Walsum getroffen, 
um einen unserer Infostände innerhalb 

In Gelsenkirchen hat die DKP am 
15. Februar ihren siebten Infostand 
in diesem Jahr veranstaltet. Die 
Bilanz waren neun Unterschriften 
zur Absicherung der Gelsenkirchener 
sowie drei Unterschriften für die 
Gladbecker Kandidatin der DKP zu den 
NRW-Landtagswahlen im Mai. Bis zur 
Absicherung der Kandidatur finden in 
den Gelsenkirchener Stadtteilen nun 
zwei Infostände der DKP pro Woche 
statt. 


des Wahlkampfes durchzuführen. Es 
stellte sich relativ schnell heraus, dass 
viele ältere Menschen uns noch kann¬ 
ten. Viele Gespräche wurden geführt, 
und es gab kaum negative Reaktionen. 

Wir haben einige neue Mitglieder, 
die zum ersten Mal für die DKP einen 
Infostand mitgemacht haben. Diese 
Genossinnen und Genossen waren sehr 
positiv gestimmt und haben ohne große 
Hemmungen und mit viel Humor un¬ 
ser Sofortprogramm an die Menschen 
verteilt.“ 

Aus Marl berichtet Detlev Beyer- 
Peters, Direktkandidat der DKP, eben¬ 
falls über einen Infostand am vergan¬ 
gen Samstag: „Heute haben wir vor 
dem Wochenmarkt in Marl-Brassert in¬ 
nerhalb von zwei Stunden zehn Unter¬ 
schriften für meine Direktkandidatur 
gesammelt. Von den Marktbesuchern, 
die sich von mir stören ließen, hat jeder 
Dritte unterschrieben.“ Am kommen¬ 
den Wochenende veranstalten wieder 
Mitglieder und Freunde der DKP aus 
der Stadt einen Infostand, an dem dann 
der Rest der benötigten Unterschriften 
für die Kandidatur gesammelt werden 
sollen. 

Zeitgleich fand am Geistmarkt in 
Münster ein Stand statt, den der DKP- 
Kandidat Stefan Niehoff für die UZ 
kommentierte: „Heute hat alles wun¬ 


derbar geklappt. Mit der Hilfe vieler 
Genossinnen und Genossen konnten 
wir die Kandidatenbriefe verteilen 
und Unterschriften sammeln. Alle mit¬ 
geführten Unterschriftenlisten wurden 
voll. 

Ganze 14 Unterschriften für die Di¬ 
rektkandidatur Süd konnten wir sam¬ 
meln, und wir hatten wirklich tolle Ge¬ 
spräche. Eine ältere Dame sagte, sie 
hätte sich auf einer Demo (gegen die 
AfD ein paar Tage vorher - die Redak¬ 
tion) unsere Fahne ausgeliehen und sie 
mit Begeisterung geschwenkt. Ein an¬ 
derer älterer Herr sagte im Vorbeige¬ 
hen, dass sein Großvater in der KPD 
gewesen sei. Ein Herr mittleren Alters, 
Selbstständiger, hat uns mit unseren 
eigenen Argumenten agitiert. Das hat 
echt Freude gemacht!“ 

Werner Sarbok 

Notstand in der Altenpflege 
in NRW 

Wahlkampfveranstaltung und Dis¬ 
kussion mit Detlev Beyer-Peters, 
Marl (Konzernbetriebsratsvorsitzen- 
der der AWO Westliches Westfalen 
und Kandidat der DKP zu den Land¬ 
tagswahlen). 

Dl, 28. März 2017. Essen, Hoffnung¬ 
straße 18,19.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Fake-News 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Martin Schulz ist der neue deus ex ma- 
china der Sozialdemokraten. Nur weil er 
zuletzt in Belgien gewohnt hat, macht er 
anscheinend vergessen, dass die SPD in 
den letzten neunzehn Jahren nur in ei¬ 
ner Legislaturperiode nicht an der Re¬ 
gierung war, für die Union gilt das im¬ 
merhin zweimal. Alles Elend der letzten 
zwanzig Jahre trägt die Handschrift der 
SPD. Jetzt spricht Schulz von „Fehlern“ 
und will etwas „ändern“, nämlich die Be¬ 
zugsdauer des ALG I und das Primat 
der unbefristeten Arbeitsverträge. Da 
fiele einem schon mehr ein, ne Martin, 
oder? Kriegseinsätze der Bundeswehr, 
deutsche Großmachtpolitik, Austrock¬ 
nung der Kommunen, Schere zwischen 
Arm und Reich, Verkehrsinfarkt, der 
staatliche Sparirrsinn, Waffenexport. 
Wenn du das beseitigt hast, Martin, 
komm einfach wieder. Dann zähl ich 
dir eure nächsten sieben Todsünden auf. 

★ 

Im Sommer vor vierzig Jahren war ich 
am Vejers Strand bei Esbjerg, an der 
dänischen Westküste. Wir waren eine 
Gruppe von zehn jungen Studieren¬ 
den. Wir hatten ein günstiges Ferien¬ 
haus gemietet, lasen gemeinsam Rosa 
Luxemburg, Marx und Lenin, liefen in 
den Dünen um die Wette und faulenz¬ 
ten am Strand. 

Jetzt sehe ich auf dem Bildschirm 
zehn junge Soldaten bäuchlings über ge¬ 
nau diesen Strand robben; in dem Spiel¬ 
film „Unter dem Sand“ geht es um die 
Räumung von über einer Million Land¬ 
minen, die die Faschisten in Furcht vor 
einer alliierten Invasion an Dänemarks 
Nordseestränden vergraben hatte. Nach 
dem Krieg lag es nahe, deutsche Solda¬ 
ten zur Räumung einzusetzen. Der Hass 
der Dänen war groß, obwohl das faschis¬ 
tische Okkupationsregime im Land bei 
weitem nicht so gewütet hatte wie z. b. in 
Polen, der Sowjetunion oder Griechen¬ 
land. Verhaftungen, Geiselnahmen und 
Erschießungen waren aber auch in Dä¬ 
nemark vor allem gegen Ende des Krie¬ 
ges an der Tagesordnung. 

Der Einsatz deutscher Kriegsgefan¬ 
gener zur Minenräumung war verständ¬ 
lich, aber völkerrechtlich fragwürdig. Es 
wurden überdurchschnittlich viele sehr 
junge Soldaten aus Hitlers letztem Auf¬ 


gebot herangezogen. Die Soldaten im 
Film sind zwischen 14 und 19 Jahren alt. 
Die Mehrzahl von ihnen stirbt. Der Film 
des dänischen Regisseurs Martin Zand- 
vliet bewegt sich im Rahmen des Trends, 
auch mit dem Mittel des Spielfilms, die 
Verbrechen der deutschen Faschisten 
zu relativieren. Der Film wurde für den 
diesjährigen Oscar in der Kategorie bes¬ 
ter ausländischer Film nominiert. 

Er ist aber nicht nur wegen seiner 
Dramatik sehenswert. Er ist unüber¬ 
sehbar ein Plädoyer gegen Landmi¬ 
nen, Völkerhass und Militarisierung, 
für Versöhnung und Abrüstung. Beson¬ 
ders gefallen hat mir Roland Möller, 
der Darsteller des dänischen Feldwe¬ 
bels. Erinnerte mich stark an die senti¬ 
mentalen Arschlöcher, die mich durch 
meine Bundeswehrzeit gequält haben. 

★ 

Spätestens seit dem US-Wahlkampf 
geistert das Wort von den Fake-News 
durch die Landschaft. Für Donald 
Trump ist das so ziemlich alles, das in 
ihm nicht den geborenen US-Präsiden- 
ten sieht. 

Fake-News, der Begriff ist neu, be¬ 
zeichnet aber ein uraltes Phänomen. 
Es geht um die Deutungshoheit der 
Ereignisse. Massenmedien machen 
Großdemonstrationen zu lokalen Er¬ 
eignissen, verschweigen Kriegsverbre¬ 
chen, fälschen Statistiken usw. Das ist 
komfortabel, wenn man sich eine Welt 
der herrschenden Informierten und be¬ 
herrschten Uninformierten wünscht. 

Die sozialen Medien bedrohen die¬ 
sen Zustand. Demonstrationen kön¬ 
nen von jedem Smartphone-Besitzer in 
Echtzeit weltweit übertragen werden, 
Kriegsverbrechen genauso und das 
Elend in den Favelas ist im Internet in 
Farbe zu besichtigen, neben Fotos der 
Klobrille von Bill Gates. Eine Chance! 

Auf diesem Feld agiert natürlich 
nicht nur der „gemeine Mensch“. Hier 
tummeln sich Staaten, Geheimdienste, 
die Neue Rechte und Konzerne mit ih¬ 
ren diversen Interessen. Ein weites Feld, 
auf dem der Überblick verloren gehen 
kann. Als Faustregel empfehle ich bis auf 
weiteres: Wer am lautesten Fake-News 
schreit, produziert am meisten davon. 

Adi Reiher 



Der rote Kanal 


Karl May zum r/5. 

Am 25. Februar jährt sich der Ge¬ 
burtstag Karl Mays zum 175. Mal. Zu 
diesem Anlass begibt sich Uwe Steim- 
le ins Karl-May-Museum Radebeul. 
Am Lagerfeuer der Villa Bärenfett 
blickt er zurück auf seine Reisen 
durch den wilden Osten. Er unterhält 
sich mit dem Fährmann vom Blüten¬ 
grund Großjena, dessen Pachtvertrag 
nicht verlängert wurde, besucht einen 
Kohlenträger, der Kohlenautos sam¬ 
melt, und schlüpft in die Rolle von 
Winnetou. 

Steimles Welt 

So, 26.2., 20.15 Uhr, MDR 

Abenteurer und Bestsellerautor 

Karl May, sein Leben, seine Bücher und 
nach Ansicht des MDR Artverwandtes 
sind Gegenstand eines Themenabends. 
Gezeigt wird der Film „Karl May - Der 
Phantast aus Sachsen“. Aufgewachsen 
im Erzgebirge in Armut, später Zucht¬ 
haus und nach vielen harten Jahren 
endlich Bestsellerautor. 

Die Dokumentation „Ost-Legenden: 
Gojko Mitic“ erzählt das Leben des 
DEFA-Schauspielers: Die Kindheit 
in Serbien, die Erfolgsjahre in der 
DDR, die Nachwendezeit, als Gojko 


Mitic - wie er heute sagt - zunächst 
die „ewigen Jagdgründe“ drohten, er 
dann aber in Bad Segeberg und an 
verschiedenen Theatern wieder Rol¬ 
len spielen „durfte“. Der Dokumen¬ 
tarfilm „Begrabt mein Herz in Dres¬ 
den“ erzählt die Lebensgeschichte ei¬ 
nes Mannes aus dem Volk der Sioux, 
den es zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
nach Deutschland verschlug, wo er 
1914 starb und auf eigenen Wunsch 
begraben wurde. 

So, 26.2., 23.10 Uhr, MDR 

Sportfreunde Lotte gegen 
BvB Dortmund 

Ein Westfalenderby, bei dem zwei 
Welten aufeinander treffen. Obwohl, 
die Sportfreunde hatten bei ihrem 
Aufstieg in die dritte Liga auch schon 
1,3 Mio. Etat zur Verfügung und das 
bei 14 000 Einwohnern, die sich nur 
ein Grundstück am Autobahnkreuz 
leisten konnten. Amateure sind das 
auch nicht. 

In Wettbüros gibt es eine Quote von 
1 zu 11 bei einem Sieg der Sportfreun¬ 
de. Ein bisschen wenig, oder, liebe 
Dortmunder? 

Viertelfinale - DFB-Pokal 
Di. 28.2.2017 20.45, ARD 


Sicherer als jede Dorfkirmes 

Gewalt in und vorm Stadion wird mit Repression gegen Fans beantwortet - 
Ultras sind von Kollektivstrafen besonders betroffen 


A m vergangenen Spieltag sperrte 
der DFB (Deutscher Fußball- 
Bund)) die Dortmunder Süd¬ 
tribüne für das Spiel gegen Wolfsburg, 
nachdem es zuvor zu Ausschreitungen 
im Zusammenhang mit der Partie ge¬ 
gen RB Leipzig kam. Der Strafenka¬ 
talog des DFB umfasst unter anderem 
Blocksperrungen, Stadionverbote, Ver¬ 
bote von Fahnen in den Fanblöcken 
und Geldstrafen. Die Blocksperrungen, 
wie im Dortmunder Fall, werden als 
Kollektivstrafe verstanden, weil dabei 
viele Menschen für die Taten einiger 
weniger bestraft werden. In Dortmund 
wurden 25 000 Stehplatzbesucher für 
das Handeln von Ultras und Hooligans 
bestraft. Schätzungen zu Folge gibt es 
in ganz Deutschland 25 000 Ultras, was 
diese Gruppe zur größten jugendlichen 
Subkultur macht. Häufig wird in den 
Medien über Ultras berichtet, wenn es 
Randale gibt. Diese Berichterstattung 
ist jedoch in den meisten Fällen einsei¬ 
tig und unreflektiert. 

Bei Ultras ist der eigene Fußball¬ 
verein Dreh- und Angelpunkt im eige¬ 
nen Leben. Sie fahren zu jedem Spiel 
mit und unterstützen ihren Verein. Die¬ 
se Unterstützung erfolgt durch Gesän¬ 
ge und Choreografien, aber auch Pyro¬ 
technik spielt eine große Rolle - diese 
dient als Kanalisation von Emotionen. 

Ein wesentlicher Bestandteil der 
Ultrakultur ist die Kritik an der zu¬ 
nehmenden Kommerzialisierung des 
Fußballs, konkret an den Spieltag-Ter¬ 
minierungen und dem Auseinanderzie¬ 
hen der Anstoßzeiten, womit mehr TV- 
Gelder generiert werden sollen. Dabei 
ist auch die Vermarktung der Stadi¬ 
onbilder von Bedeutung, für die die 
Ultras maßgebend sind. Das führt zu 
Spannungen zwischen DFB und Ultras. 

Die Polizei macht für Ausschreitun¬ 
gen oftmals die Ultras verantwortlich 
und spricht von einer zunehmenden 
Gewalt in den deutschen Stadien. Die 
Zahlen der Polizei, die dazu vorliegen, 
werden von Ultras kritisiert. Selbst die 
DFL (Deutsche Fußball Liga) bestä¬ 
tigt, dass der Stadionbesuch sicherer ist 
als der Besuch einer Dorfkirmes. Der 
Anteil der im Stadion verletzten Perso¬ 
nen liegt bei 0,005 Prozent. Die meis¬ 
ten Verletzten finden sich im Stadion¬ 
umfeld. Zwischen Hooligans, die eher 
die Gewalt suchen, und Ultras wird da¬ 
bei nicht differenziert. Auch nicht un¬ 
terschieden wird zwischen Personen, 
die von Ultras oder Hooligans verletzt 
werden und jenen, die durch die Ein¬ 
satzkräfte zu Schaden kommen. 

Die Polizei fordert in regelmäßigen 
Abständen mehr Videoüberwachun¬ 



Ewiger Streitpunkt und „Ausdruck von Emotionen“ - Bengalisches Feuer im Stadion 


gen oder sogar Nacktkontrollen vor 
den Stadien. Diese wurden 2012 schon 
bei der Partie Bayern München gegen 
Eintracht Frankfurt praktiziert. Die 
Ultras sehen darin eine Bedrohung der 
Fan- und Bürgerrechte, weshalb sie sich 
zusammengeschlossen haben, um ihre 
Interessen und die aller Fans zu vertre¬ 
ten. In diesem Zusammenhang kam es 
u.a. zu einem „Stimmungsboykott“, bei 
dem in allen Stadien 12 Minuten und 
12 Sekunden kein Ton zu hören war. 
Und diese Bilder waren wesentlich be¬ 
eindruckender als eine leere Südtribüne 
in Dortmund. 

Wenn man dann noch bedenkt, 
welche sozialen Tätigkeiten Ultras 
in ihren Heimatstädten leisten, wird 
klar, wie wichtig diese auch bei der Ju¬ 
gendförderung sind. Ultras unterstüt¬ 
zen soziale Projekte in ihren Städten, 
sammeln Spenden und können sogar 
das Stadtbild prägen. Die Ultraszene 
Mainz kocht zum Beispiel in regelmä¬ 


ßigen Abständen für Obdachlose in der 
Stadt. Die Jugendlichen Gruppenmit¬ 
glieder lernen dadurch soziale Verant¬ 
wortung und durch ihre Erfahrungen 
mit der Polizei und den Medien lernen 
sie, die Gesellschaft zu reflektieren. In 
vielen Städten haben die Ultras längst 
den öffentlichen Jugendzentren den 
Rang abgelaufen. 

Ultras bekommen jedoch den vol¬ 
len Strafenkatalog zu spüren, der ur¬ 
sprünglich gegen die Hooligans entwi¬ 
ckelt wurde. Wenn man sich jetzt die 
Bilder des letzten Spieltags anschaut, 
bei dem Dortmunder Ultras den Gäs¬ 
teblock benutzten, stellt sich die Frage, 
wie sinnvoll sind diese Strafen? Um die 
Situation zu entschärfen wäre ein Di¬ 
alog wirkungsvoller als die Drohung 
mit immer neuen Strafen, wie zum Bei¬ 
spiel dem Wegfall der Stehplätze. Auch 
so eine Maßnahme, die ganze Gesell¬ 
schaftsteile vom Fußball ausschließen 
würde. Hannes Schinder 
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